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Die Vorbereitung, Durchführung, Abwicklung und Finanzierung städtebaulicher Ge-
samtmaßnahmen im Sinne des Zweiten Kapitels des Baugesetzbuches (Besonderes 
Städtebaurecht) obliegt den Gemeinden als Selbstverwaltungsaufgabe. Zu ihrer Förde-
rung haben Bund und Länder verschiedene Städtebauförderungsprogramme aufgelegt, 
die jeweils auf unterschiedliche städtebauliche bzw. soziale Problemlagen ausgerichtet 
sind. Das Land stellt hierfür nach Maßgabe dieser Richtlinien im Rahmen der verfügba-
ren Haushaltsmittel Zuwendungen bereit und berät die Gemeinden bei der Umsetzung. 
Diese Richtlinien gelten für alle Bund-Länder-Programme der Städtebauförderung.  
 
 
 
A Allgemeine Zuwendungsbestimmungen 

 
A 1 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen 

 
 (1) Die Zuwendungen des Landes sind dazu bestimmt, gebietsbezogene 

städtebauliche Missstände in der Gemeinde zu beheben oder deutlich 
und nachhaltig zu mildern. Sie können auch eingesetzt werden, um 
Teile des Gemeindegebietes erstmalig zu entwickeln oder einer neuen 
Entwicklung zuzuführen.  
 

 (2) Grundlagen für die Gewährung von Zuwendungen für städtebauliche 
Gesamtmaßnahmen gemäß § 164 a BauGB sind 
1. das BauGB in der jeweils geltenden Fassung, 
2. § 44 LHO einschließlich der hierzu ergangenen Verwaltungsvor-

schriften in der jeweils geltenden Fassung, 
3. diese Richtlinien, 
4. die diese Richtlinien ergänzenden Regelungen bzw. Fördergrund-

sätze wie z. B. die „Grundsätze für den Einsatz des Darlehenspro-
gramms Städtebauförderung 1993 bis 1995 des Landes Schles-
wig-Holstein“. 

 
 (3) Das MIB entscheidet über die Gewährung von Zuwendungen nach 

pflichtgemäßem Ermessen im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmit-
tel. Ein Rechtsanspruch besteht nicht. 
 

A 2 Zuwendungsgegenstand 
 

A 2.1 Städtebauliche Gesamtmaßnahme 
 

 (1) Zuwendungsgegenstand ist die Vorbereitung, Durchführung und Ab-
wicklung der städtebaulichen Gesamtmaßnahme als Einheit im Sinne 
des Zweiten Kapitels des BauGB, deren einheitliche Vorbereitung und 
zügige Durchführung im öffentlichen Interesse liegt. 
 

 (2) Einzelne Maßnahmen können nur als Bestandteil einer städtebaulichen 
Gesamtmaßnahme gefördert werden. 
 

A 2.2 Räumliche Abgrenzung der städtebaulichen Gesamtmaßnahme 
 

 (1) Die städtebauliche Gesamtmaßnahme ist räumlich abzugrenzen. Der 
Einsatz von Städtebauförderungsmitteln ist auf das räumlich abge-
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grenzte Gebiet (Fördergebiet) beschränkt. Das Fördergebiet kann aus 
mehreren räumlich abgegrenzten Teilgebieten (z. B. Sanierungsgebiet, 
Stadtumbaugebiet, Erhaltungsgebiet) bestehen. 
 

 (2) In seinem räumlichen Umfang ist das Fördergebiet so festzulegen, 
dass sich die Maßnahmen zweckmäßig durchführen lassen. Die räum-
liche Abgrenzung ist hinsichtlich der Größe des Fördergebietes so zu 
wählen, dass dem Zügigkeitsgebot im Sinne von § 136 Absatz 1 
BauGB entsprochen werden kann. Besteht das Fördergebiet aus meh-
reren Teilgebieten, gelten die Sätze 1 und 2 für jedes Teilgebiet ent-
sprechend. Die Festlegung des gesamten Gemeindegebietes als För-
dergebiet ist nicht zulässig.  
 

 (3) Die räumliche Abgrenzung der städtebaulichen Gesamtmaßnahme 
muss sich aus einem programmspezifischen Entwicklungskonzept 
(A 5.6.2) ergeben. Sie ist nach folgenden Maßgaben vorzunehmen: 
1. Im Programm „Sanierung und Entwicklung“ erfolgt die räumliche 

Abgrenzung als Sanierungsgebiet durch Satzung gemäß § 142 
BauGB oder als Entwicklungsbereich durch Satzung gemäß § 165 
Absatz 6 BauGB. Die städtebauliche Gesamtmaßnahme kann aus 
mehreren räumlich zusammenhängenden Sanierungsgebieten 
und/oder Entwicklungsbereichen bestehen. Während der Vorberei-
tung der räumlichen Abgrenzung gilt das Gebiet der vorbereiten-
den Untersuchungen gemäß § 141 BauGB und/oder § 165 Ab-
satz 4 BauGB als Fördergebiet.  

2. Im Programm „Soziale Stadt“ erfolgt die räumliche Abgrenzung als 
Maßnahmengebiet durch Beschluss der Gemeinde gemäß § 171 e 
Absatz 3 BauGB oder als Sanierungsgebiet durch Satzung im ver-
einfachten Verfahren (§ 142 Absatz 4 BauGB). Ist die Anwendung 
der §§ 152-156 a BauGB für die Durchführung der städtebaulichen 
Gesamtmaßnahme erforderlich, erfolgt die räumliche Abgrenzung 
als Sanierungsgebiet durch Satzung gemäß § 142 BauGB im so-
genannten umfassenden Verfahren. Die städtebauliche Gesamt-
maßnahme kann aus mehreren räumlich zusammenhängenden 
Maßnahmengebieten und/oder Sanierungsgebieten bestehen. 
Während der Vorbereitung der räumlichen Abgrenzung gelten/gilt 
das durch die Gemeinde beschlossene Gebiet, auf das sich die 
Erstellung des Entwicklungskonzeptes gemäß § 171 e Absatz 4 
BauGB bezieht, und/oder das Gebiet der vorbereitenden Untersu-
chungen gemäß § 141 BauGB als Fördergebiet.  

3. Im Programm „Stadtumbau West“ erfolgt die räumliche Abgren-
zung durch Beschluss der Gemeinde als Stadtumbaugebiet ge-
mäß § 171 b BauGB oder als Sanierungsgebiet durch Satzung im 
vereinfachten Verfahren (§ 142 Absatz 4 BauGB). Ist die Anwen-
dung der §§ 152-156 a BauGB für die Durchführung der städte-
baulichen Gesamtmaßnahme erforderlich, erfolgt die räumliche 
Abgrenzung als Sanierungsgebiet durch Satzung gemäß § 142 
BauGB im sogenannten umfassenden Verfahren oder als Entwick-
lungsbereich durch Satzung gemäß § 165 Absatz 6 BauGB. Die 
städtebauliche Gesamtmaßnahme kann aus mehreren Stadtum-
baugebieten und/oder Sanierungsgebieten bestehen. Während der 
Vorbereitung der räumlichen Abgrenzung gilt das Gebiet der vor-
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bereitenden Untersuchungen gemäß § 141 und/oder § 165 Ab-
satz 4 BauGB als Fördergebiet. Das Untersuchungsgebiet muss 
sich aus einem gesamtstädtischen ISEK ableiten.  

4. Im Programm „Aktive Stadt- und Ortsteilzentren“ erfolgt die räumli-
che Abgrenzung durch Beschluss der Gemeinde über das Gebiet 
der städtebaulichen Gesamtmaßnahme oder als Sanierungsgebiet 
durch Satzung im vereinfachten Verfahren (§ 142 Absatz 4 
BauGB). Ist die Anwendung der §§ 152-156 a BauGB für die 
Durchführung der städtebaulichen Gesamtmaßnahme erforderlich, 
erfolgt die räumliche Abgrenzung als Sanierungsgebiet durch Sat-
zung gemäß § 142 BauGB im sogenannten umfassenden Verfah-
ren. Die städtebauliche Gesamtmaßnahme kann aus mehreren 
räumlich zusammenhängenden Maßnahmengebieten und/oder 
Sanierungsgebieten bestehen. Während der Vorbereitung der 
räumlichen Abgrenzung gilt das Gebiet der vorbereitenden Unter-
suchungen gemäß § 141 BauGB als Fördergebiet.  

5. Im Programm „Städtebaulicher Denkmalschutz“ erfolgt die räumli-
che Abgrenzung als Erhaltungsgebiet durch Satzung gemäß § 172 
Absatz 1 Nr. 1 BauGB oder als Sanierungsgebiet durch Satzung 
im vereinfachten Verfahren (§ 142 Absatz 4 BauGB). Ist es aus 
Gründen der zweckmäßigen Durchführung der städtebaulichen 
Gesamtmaßnahme erforderlich, hat die Gemeinde nur einen Teil 
eines bereits bestehenden Erhaltungsgebietes als Fördergebiet 
durch Beschluss zu bestimmen. Ist die Anwendung der §§ 152-
156 a BauGB für die Durchführung der städtebaulichen Gesamt-
maßnahme erforderlich, erfolgt die räumliche Abgrenzung als Sa-
nierungsgebiet durch Satzung gemäß § 142 BauGB im sogenann-
ten umfassenden Verfahren, zu dessen Sanierungszielen die Er-
haltung der baukulturell wertvollen Bausubstanz gehört. Die städ-
tebauliche Gesamtmaßnahme kann aus mehreren räumlich zu-
sammenhängenden Erhaltungsgebieten und/oder Sanierungsge-
bieten bestehen. Während der Vorbereitung der räumlichen Ab-
grenzung gelten/gilt das Gebiet, auf das sich der Beschluss über 
die Aufstellung der Erhaltungssatzung gemäß § 172 Absatz 2 
BauGB bezieht, und/oder das Gebiet der vorbereitenden Untersu-
chungen gemäß § 141 BauGB als Fördergebiet.  

6. Im Programm „Kleinere Städte und Gemeinden“ erfolgt die räumli-
che Abgrenzung durch Beschluss der Gemeinde über das Gebiet 
der städtebaulichen Gesamtmaßnahme oder als Sanierungsgebiet 
durch Satzung im vereinfachten Verfahren (§ 142 Absatz 4 
BauGB). Ist die Anwendung der §§ 152-156 a BauGB für die 
Durchführung der städtebaulichen Gesamtmaßnahme erforderlich, 
erfolgt die räumliche Abgrenzung als Sanierungsgebiet durch Sat-
zung gemäß § 142 BauGB im sogenannten umfassenden Verfah-
ren. Die städtebauliche Gesamtmaßnahme kann aus mehreren 
Maßnahmengebieten und/oder Sanierungsgebieten bestehen. 
Während der Vorbereitung der räumlichen Abgrenzung gelten/gilt 
das durch die Gemeinde beschlossene Untersuchungsgebiet, auf 
das sich die Erstellung des überörtlich abzustimmenden integrier-
ten städtebaulichen Entwicklungskonzeptes gemäß A 5.6.2 Nr. 6 
bezieht, und/oder das Gebiet der vorbereitenden Untersuchungen 
gemäß § 141 BauGB als Fördergebiet.  
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 (4) Abweichend von Absatz 1 ist außerhalb des Fördergebietes der Ein-

satz von Städtebauförderungsmitteln unter Berücksichtigung der in B 
geregelten besonderen Voraussetzungen zulässig, wenn das Förder-
gebiet bzw. das jeweilige Teilgebiet als Sanierungsgebiet durch Sat-
zung gemäß § 142 BauGB im umfassenden Verfahren (Anwendung 
der §§ 152-156 a BauGB) oder als Entwicklungsbereich durch Satzung 
gemäß § 165 Absatz 6 BauGB räumlich abgegrenzt ist, für 
1. durch die Sanierung oder Entwicklung bedingte Erschließungsan-

lagen einschließlich Ersatzanlagen (§ 147 Satz 3 BauGB), 
2. Ersatzbauten, Ersatzanlagen und durch die Sanierung oder die 

Entwicklung bedingte Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen 
(§ 148 Absatz 1 Satz 2 BauGB), 

3. von der Gemeinde gemäß § 145 Absatz 5 Satz 2 BauGB oder 
§ 168 BauGB zu übernehmende Flächen land- oder forstwirt-
schaftlicher Betriebe sowie sonstiger Betriebe, die sowohl inner-
halb als auch außerhalb des Sanierungsgebietes oder Entwick-
lungsbereiches liegen, 

4. Flächen, die als Austausch- oder Ersatzland benötigt werden,  
5. Flächen, die gemäß § 1 a Absatz 3 BauGB als Ausgleichsflächen 

benötigt werden, soweit hierfür im Sanierungsgebiet oder Entwick-
lungsbereich kein Raum ist. 
 

 (5) Die räumliche Abgrenzung der städtebaulichen Gesamtmaßnahme 
sowie deren Erweiterung oder Einschränkung sind mit dem MIB abzu-
stimmen und bedürfen hinsichtlich des Einsatzes von Städtebauförde-
rungsmitteln der Zustimmung des MIB. Der Mitteleinsatz kann insbe-
sondere bei einer unzweckmäßigen Abgrenzung eingeschränkt oder 
versagt werden. 
 

A 3 Zuwendungszeitraum 
 

 (1) Der Einsatz der für die Vorbereitung, Durchführung und Abwicklung der 
städtebaulichen Gesamtmaßnahme gewährten Zuwendungen ein-
schließlich der hierauf zu erbringenden Eigenmittel der Gemeinde so-
wie der weiteren Mittel des städtebaulichen Sondervermögens gemäß 
A 7 ist nur innerhalb des Zuwendungszeitraumes möglich. 
 

 (2) Der Zuwendungszeitraum beginnt mit dem Datum des Zuwendungsbe-
scheides der IB.SH über die erstmalige Bewilligung einer Zuwendung 
für die städtebauliche Gesamtmaßnahme. Ausgaben, die vor Beginn 
des Zuwendungszeitraumes entstanden sind, sind nicht zuwendungs-
fähig. Maßgeblicher Zeitpunkt für das Entstehen der Ausgaben ist der 
Zeitpunkt des Eingehens der vertraglichen Verpflichtungen oder des 
Entstehens sonstiger maßnahmenbedingter Rechtsansprüche Dritter. 
 

 (3) Der Zuwendungszeitraum endet mit dem Zeitpunkt der Vorlage der 
Schlussabrechnung gemäß C 8.5 bei der IB.SH. Ausgaben für Leis-
tungen, die nach der Vorlage der Schlussabrechnung erbracht werden, 
sind nicht zuwendungsfähig. 
 

 (4) Der Einsatz von Städtebauförderungsmitteln innerhalb des Zuwen-
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dungszeitraumes ist an das Vorliegen der in diesen Richtlinien geregel-
ten Zuwendungsvoraussetzungen geknüpft und erfolgt nach Maßgabe 
der Absätze 5 bis 10. 
 

 (5) Für Maßnahmen der Vorbereitung gemäß B 1 beginnt die Möglichkeit 
des Einsatzes von Städtebauförderungsmitteln  
1. im Programm „Sanierung und Entwicklung“ mit der öffentlichen 

Bekanntmachung des Beschlusses der Gemeinde über den Be-
ginn der vorbereitenden Untersuchungen gemäß § 141 BauGB 
oder § 165 Absatz 4 BauGB,  

2. im Programm „Soziale Stadt“ mit Beschluss der Gemeinde über 
das Gebiet, auf das sich das gemäß § 171 e Absatz 4 BauGB zu 
erstellende Entwicklungskonzept bezieht, und/oder mit der öffentli-
chen Bekanntmachung des Beschlusses der Gemeinde über den 
Beginn der vorbereitenden Untersuchungen gemäß § 141 BauGB, 

3. im Programm „Stadtumbau West“ mit der öffentlichen Bekanntma-
chung des Beschlusses der Gemeinde über den Beginn der vorbe-
reitenden Untersuchungen gemäß § 141 BauGB oder § 165 Ab-
satz 4 BauGB; für das gesamtstädtische ISEK gemäß A 5.6.2 
Nr. 3 Satz 2 mit dem erstmaligen Zuwendungsbescheid der IB.SH, 

4. im Programm „Aktive Stadt- und Ortsteilzentren“ mit der öffentli-
chen Bekanntmachung des Beschlusses der Gemeinde über den 
Beginn der vorbereitenden Untersuchungen gemäß § 141 BauGB, 

5. im Programm „Städtebaulicher Denkmalschutz“ mit der öffentli-
chen Bekanntmachung des Beschlusses der Gemeinde über die 
Aufstellung einer Erhaltungsatzung gemäß § 172 Absatz 2 BauGB 
und/oder über den Beginn der vorbereitenden Untersuchungen 
gemäß § 141 BauGB, 

6. im Programm „Kleinere Städte und Gemeinden“ mit Beschluss der 
Gemeinde über das Gebiet, auf das sich das zu erstellende, 
überörtlich abzustimmende integrierte städtebauliche Entwick-
lungskonzept gemäß A 5.6.2 Nr. 6 bezieht, und/oder mit der öffent-
lichen Bekanntmachung des Beschlusses der Gemeinde über den 
Beginn der vorbereitenden Untersuchungen gemäß § 141 BauGB; 
für das unter Mitwirkung der betroffenen Nachbargemeinden zu 
erstellende überörtliche Konzept gemäß A 5.6.2 Nr. 6 Satz 5 mit 
dem erstmaligen Zuwendungsbescheid der IB.SH. 
 

 (6) Für Maßnahmen der Durchführung gemäß B 2 und für Maßnahmen 
der Abwicklung gemäß B 3 beginnt die Möglichkeit des Einsatzes von 
Städtebauförderungsmitteln 
1. im Programm „Sanierung und Entwicklung“ mit der öffentlichen 

Bekanntmachung der förmlichen Festlegung des Sanierungsgebie-
tes gemäß § 142 BauGB oder des Entwicklungsbereiches gemäß 
§ 165 Absatz 6 BauGB, 

2. im Programm „Soziale Stadt“ mit Beschluss der Gemeinde über 
die Festlegung des Maßnahmengebietes gemäß § 171 e Absatz 3 
BauGB und/oder mit der öffentlichen Bekanntmachung der förmli-
chen Festlegung des Sanierungsgebietes gemäß § 142 BauGB, 

3. im Programm „Stadtumbau West“ mit Beschluss der Gemeinde 
über die Festlegung des Stadtumbaugebietes gemäß § 171 b 
BauGB und/oder mit der öffentlichen Bekanntmachung der förmli-
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chen Festlegung des Sanierungsgebietes gemäß § 142 BauGB 
oder des Entwicklungsbereiches gemäß § 165 Absatz 6 BauGB, 

4. im Programm „Aktive Stadt- und Ortsteilzentren“ mit Beschluss der 
Gemeinde über das Gebiet der städtebaulichen Gesamtmaßnah-
me und/oder mit der öffentlichen Bekanntmachung der förmlichen 
Festlegung des Sanierungsgebietes gemäß § 142 BauGB, 

5. im Programm „Städtebaulicher Denkmalschutz“ mit der öffentli-
chen Bekanntmachung des Erhaltungsgebietes gemäß § 172 
BauGB und/oder der förmlichen Festlegung des Sanierungsgebie-
tes gemäß § 142 BauGB, 

6. im Programm „Kleinere Städte und Gemeinden“ mit Beschluss der 
Gemeinde über das Gebiet der städtebaulichen Gesamtmaßnah-
me und/oder mit der öffentlichen Bekanntmachung der förmlichen 
Festlegung des Sanierungsgebietes gemäß § 142 BauGB. 

 
 (7) Nach Aufhebung des Fördergebietes bzw. des Teilgebietes ist ein Ein-

satz von Städtebauförderungsmitteln für Maßnahmen der Vorbereitung 
und Durchführung gemäß B 1 und B 2 dort ausgeschlossen. Maßgebli-
cher Zeitpunkt für die Aufhebung ist  
1. die öffentliche Bekanntmachung der Satzung über die Aufhebung 

der Sanierungssatzung gemäß § 162 BauGB, 
2. die öffentliche Bekanntmachung der Satzung über die Aufhebung 

der Entwicklungssatzung gemäß § 169 Absatz 1 Nr. 8 BauGB 
i. V. m. § 162 BauGB, 

3. die öffentliche Bekanntmachung der Satzung über die Aufhebung 
der Erhaltungssatzung oder  

4. der Beschluss der Gemeinde über die Aufhebung des Förderge-
bietes bzw. des Teilgebietes. 

Abweichend von Satz 1 dürfen nach Aufhebung des Fördergebietes 
bzw. des Teilgebietes Städtebauförderungsmittel zur Deckung von 
Ausgaben der Vorbereitung und Durchführung verwendet werden, zu 
deren Zahlung sich die Gemeinde bereits vor der Aufhebung rechts-
verbindlich verpflichtet hat, sowie für durch die städtebauliche Ge-
samtmaßnahme bedingte Entschädigungen, die die Gemeinde gegen-
über Dritten zu leisten hat.  
 

 (8) Wird das Fördergebiet bzw. das Teilgebiet teilweise aufgehoben oder 
werden einzelne Grundstücke aus dem Fördergebiet entlassen, gilt für 
die aufgehobenen Gebietsteile und entlassenen Grundstücke Absatz 7 
entsprechend.  
 

 (9) Für Maßnahmen der Abwicklung gemäß B 3 endet die Möglichkeit des 
Einsatzes von Städtebauförderungsmitteln mit Ende des Zuwendungs-
zeitraumes gemäß Absatz 3.  
 

 (10) Abweichend von den Absätzen 7, 8 und 9 kann das MIB das Ende der 
Möglichkeit des Einsatzes von Städtebauförderungsmitteln für Maß-
nahmen der Vorbereitung, Durchführung und Abwicklung, insbesonde-
re wegen nicht zügiger Maßnahmendurchführung oder wegen verzö-
gerter Abrechnung, festlegen. Hierzu ist das Benehmen mit der Ge-
meinde herzustellen. 
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A 4 Zuwendungsempfängerin 
 

 (1) Zuwendungsempfängerin ist die Gemeinde. 
 

 (2) Die Gemeinde kann unter den in B geregelten Voraussetzungen Städ-
tebauförderungsmittel an Dritte weitergeben, wenn sie die Einhaltung 
der Zuwendungsbestimmungen sicherstellt. 
 

A 5 Allgemeine Zuwendungsvoraussetzungen 
 

A 5.1 Aufnahme in ein Städtebauförderungsprogramm 
 

 Voraussetzung für die Förderung der städtebaulichen Gesamtmaßnahme ist 
deren Aufnahme in ein Städtebauförderungsprogramm gemäß C 1.  
 

A 5.2 Grundsatz der Nachrangigkeit 
 

 (1) Die Förderung einer städtebaulichen Gesamtmaßnahme setzt voraus, 
dass deren Ausgaben weder von der Gemeinde noch von anderen öf-
fentlichen Aufgabenträgerinnen und -trägern getragen oder anderweitig 
gedeckt werden können. 
 

 (2) Für einzelne Maßnahmen der Vorbereitung und Durchführung sind nur 
solche Ausgaben zuwendungsfähig, die nicht eine andere öffentliche 
Stelle als die Gemeinde zu tragen verpflichtet ist oder ohne rechtliche 
Verpflichtung tatsächlich trägt oder fördert. 
 

A 5.3 Kosten- und Finanzierungsübersicht 
 

 (1) Voraussetzung für die Förderung der städtebaulichen Gesamtmaß-
nahme ist die Aufstellung und Vorlage einer Kosten- und Finanzie-
rungsübersicht gemäß § 149 BauGB als finanzielle Grundlage für die 
Durchführung der städtebaulichen Gesamtmaßnahme. C 3 ist zu be-
achten. 
 

 (2) Besteht eine städtebauliche Gesamtmaßnahme aus mehreren räum-
lich abgegrenzten Teilgebieten und sind dabei ein oder mehrere Sanie-
rungsgebiete oder Entwicklungsbereiche Gegenstand der Gesamt-
maßnahme, ist zusätzlich zur Kosten- und Finanzierungsübersicht ge-
mäß Absatz 1 für jedes Sanierungsgebiet gemäß § 142 BauGB im um-
fassenden Verfahren (Anwendung der §§ 152-156 a BauGB) bzw. für 
jeden Entwicklungsbereich gemäß § 165 BauGB eine gesonderte Kos-
ten- und Finanzierungsübersicht aufzustellen. 
 

A 5.4 Aufnahme in den Maßnahmenplan 
 

 Voraussetzung für die Förderung von Maßnahmen der Vorbereitung, Durch-
führung und Abwicklung der städtebaulichen Gesamtmaßnahme ist, dass das 
MIB der Aufnahme der einzelnen Maßnahme in den jährlich abzustimmenden 
Maßnahmenplan vor Maßnahmenbeginn (A 6.2.3 Absatz 2) zugestimmt hat. 
Eine Zustimmung nach Maßnahmenbeginn ist ausgeschlossen. C 4 ist zu 
beachten. 
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A 5.5 Beteiligung und Mitwirkung der Betroffenen und öffentlichen Aufgaben-
trägerinnen und -träger 
 

 (1) Die Vorbereitung und Durchführung der städtebaulichen Gesamtmaß-
nahme sind mit den Betroffenen möglichst frühzeitig und hinreichend 
zu erörtern (§§ 137, 138 BauGB). Die Betroffenen sollen zur Mitwir-
kung bei der Durchführung der städtebaulichen Gesamtmaßnahme 
und zur Durchführung der erforderlichen Baumaßnahmen angeregt 
werden.  
 

 (2) Die öffentlichen Aufgabenträgerinnen und -träger sind bei der Vorberei-
tung und Durchführung der städtebaulichen Gesamtmaßnahme zu be-
teiligen (§ 139 BauGB).  
 

 (3) Die Absätze 1 und 2 sind bezüglich der Vorbereitung auf alle städte-
baulichen Gesamtmaßnahmen anzuwenden, auch wenn deren räumli-
che Abgrenzung nicht nach Maßgabe der §§ 142, 169 Absatz 1 Nr. 2, 
171 b und 171 e Absatz 3 BauGB erfolgt.  
 

 (4) Im Programm „Soziale Stadt“ ist sicherzustellen, dass durch die Art 
und Weise der Beteiligung sozial und wirtschaftlich benachteiligte Be-
völkerungsgruppen sowie Menschen mit Migrationshintergrund erreicht 
und damit deren aktive Beteiligung und Mitwirkung ermöglicht und un-
terstützt werden (§ 171 e Absatz 5 BauGB). 
 

A 5.6 Städtebauliche Planung 
 

 Voraussetzung für die Förderung von Maßnahmen der Durchführung ist, dass 
diese zur Erreichung der Ziele und Zwecke der städtebaulichen Gesamtmaß-
nahme erforderlich sind und der städtebaulichen Planung der Gemeinde ent-
sprechen. 
 

5.6.1 Planerische Vorbereitung der städtebaulichen Gesamtmaßnahme 
 

 (1) Zur einheitlichen Vorbereitung der städtebaulichen Gesamtmaßnahme 
gehört die Aufstellung einer fachübergreifenden, koordinierten und 
ausgewogenen städtebaulichen Planung. Sie ist nach der Beteiligung 
der Betroffenen (§ 137 BauGB) und der Beteiligung der öffentlichen 
Aufgabenträgerinnen und -träger (§ 139 BauGB) von der Gemeinde-
vertretung zu beschließen (§ 28 Satz 1 Nr. 4 GO) und der Durchfüh-
rung der städtebaulichen Gesamtmaßnahme verbindlich zu Grunde zu 
legen. 
 

 (2) Die städtebauliche Planung ist dem MIB vorzulegen. Das MIB ent-
scheidet über die Anerkennung der städtebaulichen Planung als we-
sentliche Grundlage für die Entscheidung über den Einsatz von Städ-
tebauförderungsmitteln gemäß C 7.  
 

A 5.6.2 Programmspezifische Anforderungen an die städtebauliche Planung 
 

 Zur einheitlichen Vorbereitung der städtebaulichen Gesamtmaßnahme und zu 
deren räumlicher Abgrenzung ist unter Beteiligung der Bürgerinnen und Bür-
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ger ein programmspezifisches Entwicklungskonzept zu erstellen. Entspre-
chend den Vorgaben der §§ 136 ff. BauGB bzw. der zwischen Bund und Län-
dern abgestimmten jeweiligen Programmstrategie ergeben sich programm-
spezifische Anforderungen:  
1. Im Programm „Sanierung- und Entwicklung“ sind für Sanierungsmaß-

nahmen die Ziele und Zwecke der Sanierung zu bestimmen sowie die 
Maßnahmen, die zur Beseitigung der städtebaulichen Missstände erfor-
derlich sind, in einem Rahmenplan darzustellen. Die Rahmenplanung er-
fordert in der Regel die Aufstellung von Teilplänen (insbesondere Be-
standsplan, Nutzungsplan, Verkehrsplan, Gestaltungsplan und Durchfüh-
rungsplan). Ob die Teilpläne zusammengefasst werden können, hängt 
von ihrer Bedeutung für den Einzelfall ab. Der Rahmenplan ist durch ei-
nen Erläuterungsbericht zu ergänzen. Für Entwicklungsbereiche sind die 
Ziele und Zwecke der Entwicklung zu bestimmen sowie eine städtebauli-
che Planung für die erstmalige Entwicklung bzw. die Neuordnung des 
Entwicklungsbereiches aufzustellen. Neben der Rahmenplanung ist für 
die Durchführung der städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme insbe-
sondere die Bauleitplanung gemäß der §§ 1 ff. BauGB von Bedeutung. 

2. Im Programm „Soziale Stadt“ ist ein integriertes städtebauliches Entwick-
lungskonzept aufzustellen, in dem die Ziele der Maßnahme schriftlich 
darzustellen sind und das insbesondere Maßnahmen enthalten soll, die 
der Verbesserung der Wohn- und Arbeitsverhältnisse sowie der Schaf-
fung und Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen dienen (§ 171 e 
Absatz 4 BauGB).  

3. Im Programm „Stadtumbau West“ ist für jedes zur städtebaulichen Ge-
samtmaßnahme gehörende Teilgebiet ein integriertes städtebauliches 
Entwicklungskonzept gemäß § 171 b Absatz 2 BauGB aufzustellen, in 
dem die Ziele und Maßnahmen (§ 171 a Absatz 3 BauGB) im Stadtum-
baugebiet schriftlich darzustellen sind. Zur Bestimmung der Teilgebiete 
der städtebaulichen Gesamtmaßnahme ist unter Mitwirkung der Öffent-
lichkeit ein gesamtstädtisches ISEK zu erstellen, das bereits die überge-
ordneten Zielsetzungen für das jeweilige Teilgebiet enthalten muss. 

4. Im Programm „Aktive Stadt- und Ortsteilzentren“ ist ein integriertes städ-
tebauliches Entwicklungskonzept aufzustellen, in dem die Ziele und 
Maßnahmen zur Bewältigung der strukturellen Schwierigkeiten im För-
dergebiet schriftlich darzustellen sind. In dem Entwicklungskonzept sind 
die Ergebnisse eines aktuellen gesamtstädtischen Einzelhandelskonzep-
tes zu berücksichtigen. Das Entwicklungskonzept ist in ein gegebenen-
falls bereits bestehendes gesamtstädtisches Konzept einzubetten bzw. 
davon abzuleiten.  

5. Im Programm „Städtebaulicher Denkmalschutz“ ist ein integriertes städ-
tebauliches Entwicklungskonzept aufzustellen, in dem die Ziele und 
Maßnahmen im Fördergebiet schriftlich darzustellen sind. In dem Ent-
wicklungskonzept sind insbesondere die Sicherung, der Erhalt und gege-
benenfalls die Wiederherstellung der historischen städtebaulichen Struk-
tur sowie die Sicherung und der Erhalt der historischen Bausubstanz zu 
berücksichtigen. Das Entwicklungskonzept ist in ein gegebenenfalls be-
reits bestehendes gesamtstädtisches Konzept einzubetten bzw. davon 
abzuleiten.  

6. Im Programm „Kleinere Städte und Gemeinden“ ist ein integriertes städ-
tebauliches Entwicklungskonzept aufzustellen, in dem die Ziele und 
Maßnahmen im Fördergebiet schriftlich darzustellen sind. In dem Ent-
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wicklungskonzept sind insbesondere die Sicherung und Stärkung der öf-
fentlichen Daseinsvorsorge zu berücksichtigen. Das Entwicklungskonzept 
ist in ein gegebenenfalls bereits bestehendes gesamtstädtisches Konzept 
einzubetten bzw. davon abzuleiten. Das integrierte städtebauliche Ent-
wicklungskonzept ist überörtlich abzustimmen. Vor der Aufstellung des 
Entwicklungskonzeptes ist unter Mitwirkung der betroffenen Nachbarge-
meinden ein überörtliches Konzept zu den künftigen Anforderungen an 
die den Betrachtungsraum betreffende öffentliche Daseinsvorsorgeinfra-
struktur zu erstellen. Grundsätzlich ist hierbei der gemäß den landespla-
nerischen Vorgaben als Nahbereich festgelegte Raum zu betrachten. 

 
A 5.6.3 Qualität der städtebaulichen Planung 

 
 Aufgabe der Gemeinde ist die Sicherung der Qualität der städtebaulichen 

Planung. Neben einer umfassenden und sorgfältigen Beteiligung der Be-
troffenen und der Öffentlichkeit sowie dem Einsatz geeigneter Fachplanerin-
nen bzw. Fachplaner kommen hierfür insbesondere die Durchführung städte-
baulicher Wettbewerbe, die Erarbeitung übergeordneter Gestaltungskonzepte 
und der Erlass einer Erhaltungssatzung oder einer Gestaltungssatzung in Be-
tracht.  
 

A 5.6.4 Fortschreibung der städtebaulichen Planung, Monitoring, Zwischeneva-
luierung 
 

 (1) Zur Steuerung der Umsetzung und zur Überprüfung der Zielerreichung 
der städtebaulichen Gesamtmaßnahme sowie als Grundlage für die 
Fortschreibung der städtebaulichen Planung ist ein mit dem MIB abzu-
stimmendes Monitoring aufzubauen. Die Daten sind zu bewerten (Zwi-
schenevaluierung). Die Zwischenevaluierung ist dem MIB vorzulegen. 
 

 (2) Die Aktualität der städtebaulichen Planung für die städtebauliche Ge-
samtmaßnahme ist sicherzustellen. Die städtebauliche Planung ist 
mindestens alle 5 Jahre unter Berücksichtigung der Ergebnisse der 
Zwischenevaluierung zu überprüfen und bei Bedarf unter Beteiligung 
der Betroffenen fortzuschreiben. Hinsichtlich der fortgeschriebenen 
städtebaulichen Planung gilt das Zustimmungserfordernis gemäß 
A 5.6.1 Absatz 2. 
 

A 5.7 Berücksichtigung zielgruppenspezifischer Belange 
 

 Bei der städtebaulichen Planung und der Durchführung der städtebaulichen 
Gesamtmaßnahme, insbesondere bei der Herstellung und Änderung von Er-
schließungsanlagen gemäß B 2.1.6 sowie bei der Vorbereitung und Durchfüh-
rung von Baumaßnahmen gemäß B 2.2, 
1. sind zielgruppenspezifische Belange von Menschen mit Behinderung, 

von Kindern und Jugendlichen sowie von Familien besonders zu berück-
sichtigen, 

2. besteht die Verpflichtung zur Verwirklichung der Geschlechtergerechtig-
keit; hierzu sind sowohl die unterschiedlichen Auswirkungen von Planung 
und Maßnahmen auf Frauen und Männer zu analysieren als auch die ge-
gebenenfalls unterschiedlichen Anforderungen mit dem Ziel zu berück-
sichtigen, Ungleichbehandlungen abzubauen. 
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A 5.8 Berücksichtigung von Klima- und Umweltschutzbelangen  

 
 (1) Bei der städtebaulichen Planung gemäß A 5.6 sind Aspekte und Be-

lange des Umweltschutzes, insbesondere des Klimaschutzes, sowie 
der Klimafolgenanpassung zu berücksichtigen.  
 

 (2) Zur Rahmenplanung gemäß A 5.6.2 Nr. 1 ist ein diesbezüglicher Fach-
beitrag (z. B. energetisches Gebietskonzept oder kommunale Wärme-
planung) aufzustellen. Gleiches gilt für integrierte städtebauliche Ent-
wicklungskonzepte gemäß A 5.6.2 Nr. 3.  
 

 (3) Im Rahmen der Durchführung der städtebaulichen Gesamtmaßnahme 
sind bei Ordnungsmaßnahmen gemäß B 2.1.4 (Freilegung von Grund-
stücken) und B 2.1.6 (Herstellung und Änderung von Erschließungsan-
lagen) sowie bei der Vorbereitung und Durchführung von Baumaß-
nahmen gemäß B 2.2 Aspekte und Belange des Umweltschutzes, ins-
besondere des Klimaschutzes, sowie der Klimafolgenanpassung zu 
berücksichtigen.  
 

A 5.9 Quartiersmanagement Soziale Stadt 
 

 Im Programm „Soziale Stadt“ ist zur Vorbereitung und Durchführung der städ-
tebaulichen Gesamtmaßnahme ein professionelles, beteiligungsorientiertes 
Quartiersmanagement einzurichten. 
 

A 5.10 Vergabe von Dienst-, Liefer- und Bauleistungen 
 

 Der Einsatz von Städtebauförderungsmitteln verpflichtet bei der Auftrags-
vergabe zur Beachtung der jeweils geltenden vergaberechtlichen Vorschrif-
ten. Der Verstoß gegen Vergabevorschriften kann zur Rückforderung von 
Zuwendungen führen. 
 

A 5.11 Baufachliche Prüfung 
 

 (1) Ordnungsmaßnahmen gemäß B 2.1.4 (Freilegung von Grundstücken), 
B 2.1.6 (Herstellung und Änderung von Erschließungsanlagen), B 2.1.7 
(Änderung von öffentlichen Versorgungseinrichtungen), B 2.1.8 (sons-
tige Ordnungsmaßnahmen) und B 2.1.9 (Maßnahmen zum Ausgleich) 
sowie Baumaßnahmen gemäß B 2.2 unterliegen einer baufachlichen 
Prüfung gemäß den ZBau zu § 44 LHO in Verbindung mit Nr. 6 der VV-
K zu § 44 LHO in der jeweils geltenden Fassung, soweit im Folgenden 
nichts anderes bestimmt ist.  
 

 (2) Die Verpflichtung zur Durchführung der baufachlichen Prüfung entfällt 
bei Ordnungsmaßnahmen gemäß B 2.1.4 (Freilegung von Grundstü-
cken), B 2.1.7 (Änderung von öffentlichen Versorgungseinrichtungen), 
B 2.1.8 (sonstige Ordnungsmaßnahmen) und B 2.1.9 (Maßnahmen 
zum Ausgleich), deren Ausgaben weniger als 250.000 Euro betragen.  
 

 (3) Für Maßnahmen gemäß B 2.2.1 (Modernisierung und Instandsetzung 
baulicher Anlagen Dritter) und B 2.2.2 (Modernisierung und Instandset-
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zung baulicher Anlagen der Gemeinde) ist unabhängig von der Höhe 
ihrer Ausgaben die IB.SH die zuständige baufachliche Prüfstelle. 
 

 (4) Die Beteiligung der für die baufachliche Prüfung zuständigen Stelle 
erfolgt durch das MIB (Prüfersuchen und Weiterleitung der Anträge auf 
Zustimmung zum Mitteleinsatz gemäß C 7 Absatz 2 Nr. 1, 3, 4, 5, 6 
und 7 sowie C 7 Absatz 3). Die Abrechnung ist der für die baufachliche 
Prüfung zuständigen Stelle unmittelbar durch die Gemeinde zuzuleiten. 
 

 (5) Abweichend von Absatz 4 Satz 1 ist die für die baufachliche Prüfung 
zuständige Stelle bei Ordnungsmaßnahmen gemäß B 2.1.4 (Freile-
gung von Grundstücken), B 2.1.7 (Änderung von öffentlichen Versor-
gungseinrichtungen), B 2.1.8 (sonstige Ordnungsmaßnahmen) und 
B 2.1.9 (Maßnahmen zum Ausgleich) unmittelbar durch die Gemeinde 
zu beteiligen. 
 

A 5.12 Öffentliche Darstellung der Städtebauförderung 
 

 (1) Die Förderung der städtebaulichen Gesamtmaßnahme durch den Bund 
und das Land ist in der öffentlichen Kommunikation angemessen dar-
zustellen. 
 

 (2) Auf die Förderung der städtebaulichen Gesamtmaßnahme durch den 
Bund und das Land hat die Gemeinde hinzuweisen 
1. bei Veröffentlichungen einschließlich Pressemitteilungen zur städ-

tebaulichen Gesamtmaßnahme oder zu geförderten einzelnen 
Maßnahmen (Druck und Internet),  

2. bei Veranstaltungen, 
3. auf Bauschildern, 
4. bei wichtigen einzelnen Maßnahmen nach Fertigstellung dauerhaft 

durch eine Plakette oder Hinweistafel, 
5. nach Abschluss der städtebaulichen Gesamtmaßnahme dauerhaft 

in geeigneter Weise. 
 

 (3) Bei der öffentlichen Darstellung der Städtebauförderung hat die Ge-
meinde die Logos/Wort-Bild-Marken „Städtebauförderung von Bund, 
Ländern und Gemeinden“, des für die Städtebauförderung zuständigen 
Bundesministeriums, des Ministeriums für Inneres und Bundesangele-
genheiten des Landes Schleswig-Holstein sowie der Gemeinde jeweils 
in gleicher Größe zu verwenden und durch einen Hinweis auf das je-
weilige Programm zu ergänzen. Das Land stellt die Wort-Bild-Marken 
des Bundes und des Landes elektronisch zur Verfügung. Besteht für 
die städtebauliche Gesamtmaßnahme ein eigenständiges spezifisches 
Logo, kann dieses zusätzlich verwendet werden. Bei Presseerklärun-
gen ist die alleinige Verwendung der Wort-Bild-Marke „Städtebauförde-
rung von Bund, Ländern und Gemeinden“ ausreichend. 
 

 (4) Die Gemeinde hat dem MIB bei Bedarf Daten und Bildmaterial zur öf-
fentlichen Darstellung der Städtebauförderung durch das Land 
Schleswig-Holstein zur unentgeltlichen und uneingeschränkten Nut-
zung zur Verfügung zu stellen. 
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A 6 Art und Umfang der Zuwendungen 
 

A 6.1 Art der Zuwendungen 
 

 (1) Das Land gewährt Zuwendungen im Wege der Anteilfinanzierung als 
Zuschuss zur Projektförderung. Projekt ist hierbei die städtebauliche 
Gesamtmaßnahme. In den Zuwendungen des Landes sind die Bun-
desfinanzhilfen gemäß Art. 104 b GG und § 164 a BauGB enthalten. 
 

 (2) Die gewährten Zuwendungen sowie die hierauf zu erbringenden Ei-
genmittel der Gemeinde gemäß A 6.2.2 bilden zusammen mit den im 
städtebaulichen Sondervermögen erzielten maßnahmenbedingten Ein-
nahmen gemäß A 6.2.5 die Städtebauförderungsmittel. 
 

A 6.2 Umfang der Zuwendungen 
 

A 6.2.1 Bemessung 
 

 Bemessungsgrundlage für die Zuwendungen sind die zuwendungsfähigen 
Ausgaben der Gemeinde gemäß A 6.2.3 unter Berücksichtigung der zu er-
bringenden Eigenmittel gemäß A 6.2.2 und der maßnahmenbedingten Ein-
nahmen gemäß A 6.2.5. 
 

A 6.2.2 Gemeindliche Eigenmittel 
 

 (1) Eigenmittel der Gemeinde sind die von der Gemeinde auf die Zuwen-
dungen zu erbringenden Mittel. Es ist nicht zulässig, dass die Eigenmit-
tel durch Dritte erbracht werden. 
 

 (2) Die Höhe der auf die Zuwendungen zu erbringenden gemeindlichen 
Eigenmittel bemisst sich nach dem Prinzip der Anteilfinanzierung zu je 
einem Drittel durch Bund, Land und Gemeinde, soweit nicht aus-
nahmsweise abweichende Anteile festgelegt werden. 
 

 (3) Abweichend von Absatz 1 Satz 2 ist eine Finanzierung der gemeindli-
chen Eigenmittel zulässig  
1. durch Mittel des Kreises oder des Landes, die zum Ausgleich 

mangelnder finanzieller Leistungsfähigkeit der Gemeinde bereitge-
stellt werden,  

2. durch Mittel, die von Umlandgemeinden im Rahmen einer inter-
kommunalen Zusammenarbeit bereitgestellt werden.  

 
 (4) Die Zuwendungen dürfen nur gleichzeitig mit oder nach den hierauf zu 

erbringenden Eigenmitteln der Gemeinde verwendet werden. Die Ei-
genmittel sind dem städtebaulichen Sondervermögen spätestens zu 
dem Zeitpunkt, in dem die Ausgaben zu leisten sind, in der im Zuwen-
dungsbescheid der IB.SH genannten Höhe bereitzustellen. Erfolgt die 
Einzahlung der zu erbringenden Eigenmittel nicht fristgerecht, tritt nach 
Ablauf der Fälligkeit der Verzug ein. Die daraus resultierende Verzin-
sung richtet sich nach §§ 288 Absatz 1 Satz 1, 247 BGB. Die Zinsen 
sind in das städtebauliche Sondervermögen zu entrichten. 
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A 6.2.3 Zuwendungsfähige Ausgaben 
 

 (1) Zuwendungsfähig sind alle Ausgaben der Gemeinde für die einheitliche 
Vorbereitung, Durchführung und Abwicklung der städtebaulichen Ge-
samtmaßnahme gemäß B 1, B 2 und B 3. Die allgemeinen und beson-
deren Zuwendungsbestimmungen gemäß A und B sind einzuhalten. 
 

 (2) Die Voraussetzungen für die Zuwendungsfähigkeit der Ausgaben ein-
zelner Maßnahmen müssen zu dem Zeitpunkt erfüllt sein, in dem die 
Ausgaben entstehen (Maßnahmenbeginn). Maßgeblicher Zeitpunkt für 
den Maßnahmenbeginn ist der Zeitpunkt des Eingehens vertraglicher 
Verpflichtungen oder des Entstehens sonstiger maßnahmenbedingter 
Rechtsansprüche Dritter gegenüber der Gemeinde. Bei Maßnahmen 
der Durchführung gemäß B 2 und bei vorgezogenen Ordnungs- und 
Baumaßnahmen gemäß B 1.1 Absatz 3 gilt die Beauftragung von Leis-
tungen für Planungen, planungsbezogene Bodenuntersuchungen und 
Rodungsarbeiten nicht als Maßnahmenbeginn. 
 

A 6.2.4 Nicht zuwendungsfähige Ausgaben 
 

 (1) Nicht zuwendungsfähig sind insbesondere 
1. Ausgaben, die vor Beginn des Zuwendungszeitraumes entstanden 

sind (A 3 Absatz 2),  
2. persönliche und sachliche Kosten der Gemeindeverwaltung ein-

schließlich der von der Gemeinde zu entrichtenden Gebühren; zu 
den persönlichen Kosten zählen alle Personalkosten der Gemein-
de bei der Vorbereitung, Durchführung und Abwicklung der städte-
baulichen Gesamtmaßnahme, zu den sachlichen Kosten zählen 
die Kosten des Verwaltungsaufwandes der Gemeinde, die bei der 
Vorbereitung, Durchführung und Abwicklung der städtebaulichen 
Gesamtmaßnahme anfallen, 

3. Bewirtungskosten, 
4. Kosten der Rechtsvertretung und Gerichtskosten, 
5. Miet- und Betriebskosten für von der Gemeinde angemietete 

Räume, 
6. Ausgaben für Kreditzinsen und Geldbeschaffungskosten, 
7. Ausgaben, die durch die Einschaltung von Kreditinstituten für die 

Verwaltung der Städtebauförderungsmittel entstehen; ausgenom-
men sind Kontoführungsgebühren für das Sonderkonto gemäß 
A 7.4 (B 3.7 Absatz 1 Nr. 1),  

8. Vorsteuerbeträge gemäß § 15 UStG, soweit sie von der Umsatz-
steuer abgesetzt werden können, 

9. Ausgaben, die in der Folge einer fehlerhaften oder fehlenden An-
wendung von Rechtsvorschriften bzw. eines Verstoßes gegen 
Rechtspflichten entstehen. 

 
 (2) Städtebauförderungsmittel, die für nicht zuwendungsfähige Ausgaben 

verwendet wurden, sind zu erstatten. Der Erstattungsbetrag wird von 
der IB.SH festgesetzt. Sind die Ausgaben der laufenden städtebauli-
chen Gesamtmaßnahme noch nicht gedeckt, kann die Erstattung in 
das städtebauliche Sondervermögen erfolgen. Ansonsten ist der Zu-
wendungsanteil an die IB.SH zu erstatten. In beiden Fällen ist der Zu-



 

 
- 15 - 

wendungsanteil des Erstattungsbetrages nach Nr. 8.7 VV-K zu § 44 
LHO zu verzinsen. Die Zinsen sind an die IB.SH zu entrichten.  
 

A 6.2.5 Maßnahmenbedingte Einnahmen 
 

 (1) Maßnahmenbedingte Einnahmen, die der städtebaulichen Gesamt-
maßnahme einschließlich ihren einzelnen Maßnahmen zugerechnet 
werden können, sind Bestandteil des städtebaulichen Sondervermö-
gens. Diese Einnahmen sind vorrangig vor den Zuwendungen des 
Landes und den hierauf zu erbringenden Eigenmitteln zur Deckung der 
gemäß B zuwendungsfähigen Ausgaben der städtebaulichen Ge-
samtmaßnahme zu verwenden. 
 

 (2) Zu den der städtebaulichen Gesamtmaßnahme zuzuordnenden Ein-
nahmen zählen insbesondere 
1. Ausgleichsbeträge gemäß § 154 BauGB sowie entsprechende 

Wertsteigerungen für nicht mit Städtebauförderungsmitteln erwor-
bene privat nutzbare Grundstücke der Gemeinde gemäß C 8.5 
Absatz 6, 

2. im Zuge der Gesamtmaßnahme aufgrund von Bundes- und Lan-
desgesetzen erzielte Einnahmen, soweit sie nicht einer einzelnen 
Maßnahme als rentierliche Kostenanteile zugeordnet sind (z. B. 
Ablösebeträge gemäß § 50 LBO), 

3. Erlöse aus der Veräußerung von Grundstücken des städtebauli-
chen Sondervermögens gemäß A 7.5 Absatz 1 und anderen Ver-
mögensgegenständen des städtebaulichen Sondervermögens so-
wie Wertausgleichszahlungen der Gemeinde bei einer vorzeitigen 
Überführung von Grundstücken des städtebaulichen Sonderver-
mögens gemäß A 7.5 Absatz 1 in das gemeindliche Liegen-
schaftsvermögen (A 7.5 Absatz 6), 

4. Erlöse aus der Veräußerung baulicher Anlagen im Zusammen-
hang mit der Bestellung von Erbbaurechten für Grundstücke des 
städtebaulichen Sondervermögens gemäß A 7.5 Absatz 1, 

5. Überschüsse aus Umlegungen im Gebiet der städtebaulichen Ge-
samtmaßnahme, 

6. Zinserträge des städtebaulichen Sondervermögens, 
7. Rückflüsse aus Darlehen der Gemeinde an Dritte, soweit diese 

aus dem städtebaulichen Sondervermögen gewährt worden sind, 
8. Zuwendungen Dritter einschließlich der hierauf zu erbringenden 

gemeindlichen Eigenmittel, wenn Städtebauförderungsmittel zur 
Vor- und Zwischenfinanzierung eingesetzt wurden, 

9. Einnahmen aus der Bewirtschaftung der Grundstücke des städte-
baulichen Sondervermögens gemäß A 7.5 Absatz 1 und anderer 
Vermögensgegenstände; hierzu zählen auch Erbbauzinsen für 
Grundstücke des städtebaulichen Sondervermögens gemäß A 7.5 
Absatz 1,  

10. Kostenerstattungsbeträge für naturschutzrechtliche Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen der Gemeinde gemäß § 135 a Absatz 3 
BauGB, soweit die entsprechenden Ausgaben aus dem städtebau-
lichen Sondervermögen finanziert werden, 

11. zu einzelnen Maßnahmen der Vorbereitung, Durchführung und 
Abwicklung gemäß B 1, B 2 und B 3 zuzuordnende Einnahmen, 
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die in der feststehenden oder zu erwartenden Höhe bei der Finan-
zierung der jeweiligen Maßnahme berücksichtigt werden und den 
Einsatz von Städtebauförderungsmitteln entsprechend mindern, 
insbesondere 
a) Beiträge, z. B. Erschließungsbeiträge gemäß §§ 127 ff. BauGB 

und Ausbaubeiträge nach dem KAG, 
b) Zuwendungen des Kreises, des Landes oder Dritter ein-

schließlich der hierauf zu erbringenden gemeindlichen Eigen-
mittel; ausgenommen hiervon sind Mittel des Kreises oder des 
Landes, die zum Ausgleich mangelnder finanzieller Leistungs-
fähigkeit der Gemeinde bereitgestellt werden, sowie Mittel, die 
von Umlandgemeinden im Rahmen einer interkommunalen 
Zusammenarbeit bereitgestellt werden, bis zu der Höhe der 
Ausgaben, die von der Gemeinde für die einzelne Maßnahme 
als Eigenmittel gemäß A 6.2.2 und als Eigenanteile zur Finan-
zierung nicht zuwendungsfähiger Ausgaben gemäß B oder 
aufgrund des begrenzten Fördermitteleinsatzes gemäß B 2.1.4 
Absatz 2, B 2.2.5 Absatz 3 Nr. 3 und B 3 zu tragen sind, 

c) sonstige Mittel Dritter, z. B. Spenden, 
d) Gebühren, z. B. Sondernutzungsgebühren gemäß § 26 

StrWG, Parkgebühren, 
e) Entgelte, z. B. Mieteinnahmen, Pachteinnahmen. 
 

 (3) Verzichtet die Gemeinde ganz oder teilweise auf Einnahmen, so hat 
sie dies gegenüber dem städtebaulichen Sondervermögen auszuglei-
chen und im Rahmen der Abrechnung gemäß C 8 gegen sich gelten zu 
lassen, sofern das MIB dem Einnahmeverzicht nicht ausnahmsweise 
zugestimmt hat.  
 

 (4) Die Einnahmen sind ab Buchungstag/Wertstellungszeitpunkt des Zah-
lungseingangs innerhalb von 10 Werktagen dem städtebaulichen Son-
dervermögen zuzuführen. Erfolgt die Einzahlung der Einnahmen in das 
städtebauliche Sondervermögen nicht fristgerecht, tritt nach Ablauf der 
Fälligkeit der Verzug ein. Die daraus resultierende Verzinsung richtet 
sich nach §§ 288 Absatz 1 Satz 1, 247 BGB. Die Zinsen sind in das 
städtebauliche Sondervermögen zu entrichten. 
 

A 7 Städtebauliches Sondervermögen 
 

A 7.1 Zweck des städtebaulichen Sondervermögens 
 

 Für jede städtebauliche Gesamtmaßnahme ist ein Sondervermögen zu bil-
den, in dem alle der Gesamtmaßnahme zuzuordnenden Ausgaben und Ein-
nahmen sowie die mit Städtebauförderungsmitteln erworbenen Vermögens-
werte zu erfassen sind. Die Bildung des städtebaulichen Sondervermögens 
ermöglicht, abweichend vom haushaltsrechtlichen Grundsatz der Einzelver-
anschlagung, die Finanzierung der Gesamtmaßnahme nach dem Gesamtde-
ckungsprinzip. 
 

A 7.2 Übertragung des städtebaulichen Sondervermögens  
 

 Das städtebauliche Sondervermögen kann einer Sanierungs- oder Entwick-
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lungsträgerin bzw. einem Sanierungs- oder Entwicklungsträger als Treuhand-
vermögen durch Vertrag übertragen werden. Hierbei ist die Übernahme der 
sich aus § 160 BauGB ergebenden Pflichten zu vereinbaren. Die Reglungen 
des § 161 BauGB zur Sicherung des Treuhandvermögens sind in die vertrag-
liche Vereinbarung aufzunehmen. 
 

A 7.3 Vor- und Zwischenfinanzierung 
 

 (1) Der Einsatz von Städtebauförderungsmitteln aus dem städtebaulichen 
Sondervermögen zur Vor- und Zwischenfinanzierung ist zulässig 
1. für zuwendungsfähige Ausgaben einer anderen städtebaulichen 

Gesamtmaßnahme der Gemeinde, wenn dort vorübergehend kei-
ne Finanzierungsmittel zur Verfügung stehen. Die zur Vor- und 
Zwischenfinanzierung eingesetzten Städtebauförderungsmittel 
sind dem städtebaulichen Sondervermögen unverzüglich nach 
Beendigung des Liquiditätsengpasses der anderen Gesamtmaß-
nahme, spätestens vor Vorlage der Schlussabrechnung bei der 
IB.SH gemäß C 8.5 zu erstatten. 

2. für bewilligte Zuwendungen einer anderen Stelle. Voraussetzung 
ist, dass es sich um eine durch die städtebauliche Gesamtmaß-
nahme bedingte Maßnahme handelt. Die zur Vor- und Zwischenfi-
nanzierung eingesetzten Städtebauförderungsmittel sind dem 
städtebaulichen Sondervermögen unverzüglich nach Erhalt der 
Zuwendung der anderen Stelle, spätestens vor Vorlage der 
Schlussabrechnung bei der IB.SH gemäß C 8.5 zu erstatten. Aus-
genommen von der Vor- und Zwischenfinanzierung sind die auf 
die Zuwendung der anderen Stelle zu erbringenden Eigenmittel 
der Gemeinde. 

3. für Einnahmen gemäß A 6.2.5 Absatz 2 Nr. 11 a bis c. Die zur Vor- 
und Zwischenfinanzierung eingesetzten Städtebauförderungsmittel 
sind dem städtebaulichen Sondervermögen unverzüglich nach Er-
zielen der Einnahmen bzw. nach Erhalt der Zuwendung, spätes-
tens zwei Jahre nach dem Datum der Zustimmung zum Mittelein-
satz gemäß C 7 Absatz 2 und 3, in den Fällen gemäß C 7 Ab-
satz 1 zwei Jahre nach Maßnahmenbeginn gemäß A 6.2.3 Ab-
satz 2 zu erstatten. Erfolgt die Vorlage der Schlussabrechnung bei 
der IB.SH gemäß C 8.5 vor diesem Zeitpunkt, hat die Erstattung 
vor Vorlage der Schlussabrechnung bei der IB.SH zu erfolgen.  

4. für Einnahmen gemäß A 6.2.5 Absatz 2 Nr. 11 d und e. Die zur 
Vor- und Zwischenfinanzierung eingesetzten Städtebauförde-
rungsmittel sind dem städtebaulichen Sondervermögen spätestens 
zwei Jahre nach dem Datum der Zustimmung zum Mitteleinsatz 
gemäß C 7 Absatz 2 und 3, in den Fällen gemäß C 7 Absatz 1 
zwei Jahre nach Maßnahmenbeginn gemäß A 6.2.3 Absatz 2 zu 
erstatten. Erfolgt die Vorlage der Schlussabrechnung bei der 
IB.SH gemäß C 8.5 vor diesem Zeitpunkt, hat die Erstattung vor 
Vorlage der Schlussabrechnung bei der IB.SH zu erfolgen. 

5. für Eigenanteile, die von der Gemeinde zur Finanzierung nicht zu-
wendungsfähiger Ausgaben gemäß B zu erbringen sind. Die zur 
Vor- und Zwischenfinanzierung eingesetzten Städtebauförde-
rungsmittel sind dem städtebaulichen Sondervermögen spätestens 
zwei Jahre nach dem Datum der Zustimmung zum Mitteleinsatz zu 
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erstatten. Erfolgt die Vorlage der Schlussabrechnung bei der 
IB.SH gemäß C 8.5 vor diesem Zeitpunkt, hat die Erstattung vor 
Vorlage der Schlussabrechnung bei der IB.SH zu erfolgen.  

6. für Eigenanteile, die von der Gemeinde aufgrund des begrenzten 
Fördermitteleinsatzes gemäß B 2.1.4 Absatz 2, B 2.2.5 Absatz 3 
Nr. 3 und B 3 zu erbringen sind. 
a) Die zur Vor- und Zwischenfinanzierung der gemeindlichen Ei-

genanteile gemäß B 2.1.4 und 2.2.5 eingesetzten Städte-
bauförderungsmittel sind dem städtebaulichen Sondervermö-
gen spätestens 2 Jahre nach Maßnahmenbeginn gemäß 
A 6.2.3 Absatz 2 zu erstatten.  

b) Die zur Vor- und Zwischenfinanzierung der gemeindlichen Ei-
genanteile gemäß B 3 eingesetzten Städtebauförderungsmittel 
sind dem städtebaulichen Sondervermögen bis zum Ende des 
Kalenderjahres, in dem die Mittel entnommen wurden, zu er-
statten. 

Erfolgt die Vorlage der Schlussabrechnung bei der IB.SH gemäß 
C 8.5 vor diesem Zeitpunkt, hat die Erstattung vor Vorlage der 
Schlussabrechnung bei der IB.SH zu erfolgen. 
 

 (2) Voraussetzung für eine Vor- und Zwischenfinanzierung gemäß Ab-
satz 1 Nr. 1-5 ist, dass die zügige Umsetzung der städtebaulichen Ge-
samtmaßnahme hierdurch nicht beeinträchtigt wird. 
 

 (3) Erfolgt die Erstattung der zur Vor- und Zwischenfinanzierung einge-
setzten Städtebauförderungsmittel nicht fristgerecht, tritt nach Ablauf 
der Fälligkeit der Verzug ein. Die daraus resultierende Verzinsung er-
folgt gemäß §§ 288 Absatz 1 Satz 1, 247 BGB. Die Zinsen sind in das 
städtebauliche Sondervermögen zu entrichten. 
 

A 7.4 Sonderkonto 
 

 Für jede städtebauliche Gesamtmaßnahme ist vor dem erstmaligen Abruf von 
Zuwendungen ein Sonderkonto für das städtebauliche Sondervermögen ein-
zurichten. Das Sonderkonto ist getrennt von den Haushaltsmitteln der Ge-
meinde zu führen. Hinsichtlich der Darstellung des Sonderkontos gilt C 8.4. 
 

A 7.5 Bereitstellung und Veräußerung von Grundstücken 
 

 (1) Alle mit Städtebauförderungsmitteln erworbenen Grundstücke sind Be-
standteil des städtebaulichen Sondervermögens (Bereitstellung).  
 

 (2) Die Bereitstellungspflicht für mit Städtebauförderungsmitteln erworbe-
ne, öffentlich nutzbare Grundstücke endet, sobald diese für die Durch-
führung der städtebaulichen Gesamtmaßnahme nicht mehr erforderlich 
sind. Das ist der Fall, wenn 
1. die auf dem Grundstück vorgesehenen Ordnungs- und Baumaß-

nahmen fertiggestellt worden sind oder  
2. die Durchführung der auf dem Grundstück vorgesehenen Ord-

nungs- und Baumaßnahmen aufgegeben worden ist. 
Öffentlich nutzbar im Sinne dieser Richtlinien sind Grundstücke, die für 
eine Erschließungsanlage oder Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtung 



 

 
- 19 - 

genutzt werden bzw. die nach der städtebaulichen Planung für eine 
solche Nutzung vorgesehen sind. 
 

 (3) Die Bereitstellungspflicht für mit Städtebauförderungsmitteln erworbe-
ne, privat nutzbare Grundstücke endet  
1. mit der Veräußerung des Grundstückes, 
2. mit Aufhebung oder Einschränkung des Fördergebietes, in dem 

das Grundstück gelegen ist oder 
3. mit Vorlage der Schlussabrechnung bei der IB.SH gemäß C 8.5. 
 

 (4) Für Grundstücke des städtebaulichen Sondervermögens gemäß Ab-
satz 1, die als Austauschland/Ausgleichsfläche oder zur Entschädigung 
in Land benötigt werden, gelten die Absätze 2 und 3 entsprechend. 
 

 (5) Mit Städtebauförderungsmitteln erworbene, privat nutzbare Grundstü-
cke sind zur Finanzierung der städtebaulichen Gesamtmaßnahme zu 
veräußern, sobald 
1. die auf dem Grundstück vorgesehenen Ordnungs- und Baumaß-

nahmen durchgeführt worden sind oder 
2. die Durchführung der auf dem Grundstück vorgesehenen Ord-

nungs- und Baumaßnahmen aufgegeben worden ist. 
Ist die Veräußerung vor Ende des Zuwendungszeitraumes nicht er-
folgt, ist ein Wertausgleich zu Lasten der Gemeinde gemäß C 8.5 Ab-
satz 5 vorzunehmen. 
 

 (6) Eine vorzeitige Überführung eines mit Städtebauförderungsmitteln er-
worbenen, privat nutzbaren Grundstückes in das gemeindliche Liegen-
schaftsvermögen, für das gemäß C 8.5 Absatz 5 ein Wertausgleich zu 
berücksichtigen ist, ist zur Sicherung der Liquidität des städtebaulichen 
Sondervermögens nach vorheriger Zustimmung des MIB zulässig. Der 
Wertausgleich zu Lasten der Gemeinde ist unmittelbar nach Überfüh-
rung des Grundstückes im städtebaulichen Sondervermögen zu ver-
einnahmen (A 6.2.5 Absatz 2 Nr. 3). 
 

 (7) Grundstücke des städtebaulichen Sondervermögens gemäß Absatz 1 
sind in einem Verzeichnis (Bestandsverzeichnis Anlage 5) nachzuwei-
sen. Dies gilt auch nach Ende der Bereitstellungspflicht bis zur Vorlage 
der Schlussabrechnung gemäß C 8.5. Das Verzeichnis ist fortzu-
schreiben. 
 

A 8 Ermittlung von Grundstückswerten 
 

 (1) Die Ermittlung von Verkehrswerten von Grundstücken sowie der Höhe 
von Ausgleichsbeträgen gemäß § 154 BauGB ist durch den hierfür zu-
ständigen Gutachterausschuss gemäß §§ 192 ff. BauGB vornehmen 
zu lassen. Kann der zuständige Gutachterausschuss die Wertermitt-
lung innerhalb des erforderlichen Zeitraumes nachweislich nicht durch-
führen, kann die Gemeinde einen privaten Sachverständigen beauftra-
gen. Unterschreitet der Verkehrswert des jeweiligen Grundstückes den 
Betrag von 50.000 Euro, ist eine Wertermittlung durch die Gemeinde 
ausreichend. Bei der Ermittlung von Grundstückswerten ist die Im-
moWertV in der jeweils geltenden Fassung zu Grunde zu legen.  
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 (2) Beim Grunderwerb durch die Gemeinde in Fördergebieten bzw. Teil-
gebieten, die als Sanierungsgebiet durch Satzung gemäß § 142 
BauGB im umfassenden Verfahren (Anwendung der §§ 152-156 a 
BauGB) oder als Entwicklungsbereich durch Satzung gemäß § 165 
Absatz 6 BauGB räumlich abgegrenzt wurden, bemisst sich der Kauf-
preis nach dem sanierungs- bzw. entwicklungsunbeeinflussten Grund-
stückswert gemäß § 153 Absatz 3 BauGB. Gleiches gilt beim Grund-
erwerb als vorgezogene Ordnungsmaßnahme gemäß § 140 Nr. 7 
BauGB. In den sonstigen Fördergebieten bzw. Teilgebieten bemisst 
sich der Kaufpreis nach dem Verkehrswert gemäß § 194 BauGB. Im 
Enteignungsverfahren ist der hierbei festgestellte Verkehrswert maß-
geblich. Sollen Grundstücke durch die Gemeinde erworben werden, 
die im Altlastenkataster des Kreises bzw. der kreisfreien Stadt erfasst 
sind, ist bei der Festlegung des Kaufpreises der Grundstückswert um 
die von einer bzw. einem Sachverständigen gemäß § 18 BBodSchG 
ermittelten Sanierungskosten zu mindern. 
 

 (3) Bei der Veräußerung von Grundstücken in Fördergebieten bzw. Teil-
gebieten, die als Sanierungsgebiet durch Satzung gemäß § 142 
BauGB im umfassenden Verfahren (Anwendung der §§ 152-156 a 
BauGB) oder als Entwicklungsbereich durch Satzung gemäß § 165 
Absatz 6 BauGB räumlich abgegrenzt wurden, darf der Kaufpreis die 
sich durch die rechtliche und tatsächliche Neuordnung des Gebietes 
ergebenden Neuordnungswerte gemäß § 153 Absatz 4 BauGB bzw. 
§ 169 Absatz 8 BauGB nicht unterschreiten. Bei einer Veräußerung 
zum sanierungsunbeeinflussten Wert oder zu einem Kaufpreis, der die 
sanierungsbedingten Werterhöhungen nur teilweise beinhaltet, ist ein 
Ausgleichsbetrag in der Höhe zu erheben, welche zur Erzielung des 
Neuordnungswertes erforderlich ist. In den sonstigen Fördergebieten 
bzw. Teilgebieten darf der Kaufpreis den Verkehrswert gemäß § 194 
BauGB nicht unterschreiten. 
 

 (4) Bei der Überführung von mit Städtebauförderungsmitteln erworbenen 
Grundstücken (A 7.5 Absatz 1) in das gemeindliche Liegenschaftsver-
mögen, für die im Rahmen der Schlussabrechnung ein Wertausgleich 
zu Lasten der Gemeinde zu berücksichtigen ist (C 8.5 Absatz 5), ist 
maßgeblicher Zeitpunkt für die Ermittlung des Verkehrswertes und da-
mit des Wertausgleiches zu Lasten der Gemeinde 
1. in Fördergebieten bzw. Teilgebieten, die als Sanierungsgebiet 

durch Satzung gemäß § 142 BauGB im umfassenden Verfahren 
(Anwendung der §§ 152-156 a BauGB) oder als Entwicklungsbe-
reich durch Satzung gemäß § 165 Absatz 6 BauGB räumlich ab-
gegrenzt wurden, das Datum der Aufhebung der Satzung bzw. der 
Zeitpunkt des gemäß A 3 Absatz 10 festgelegten Endes der Mög-
lichkeit des Einsatzes von Städtebauförderungsmitteln für Maß-
nahmen der Vorbereitung und Durchführung.  

2. in sonstigen Fördergebieten bzw. Teilgebieten der Zeitpunkt des 
Abschlusses aller Maßnahmen der Vorbereitung gemäß B 1 und 
der Durchführung gemäß B 2 bzw. der Zeitpunkt des gemäß A 3 
Absatz 10 festgelegten Endes der Möglichkeit des Einsatzes von 
Städtebauförderungsmitteln für Maßnahmen der Vorbereitung und 
Durchführung. 
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 (5) Bei der vorzeitigen Überführung von mit Städtebauförderungsmitteln 

erworbenen, privat nutzbaren Grundstücken in das gemeindliche Lie-
genschaftsvermögen, für die gemäß A 7.5 Absatz 6 ein Wertausgleich 
zu Lasten der Gemeinde zu berücksichtigen ist, ist maßgeblicher Zeit-
punkt für die Ermittlung des Verkehrswertes und damit des Wertaus-
gleiches zu Lasten der Gemeinde 
1. in Fördergebieten bzw. Teilgebieten, die als Sanierungsgebiet 

durch Satzung gemäß § 142 BauGB im umfassenden Verfahren 
(Anwendung der §§ 152-156 a BauGB) oder als Entwicklungsbe-
reich durch Satzung gemäß § 165 Absatz 6 BauGB räumlich ab-
gegrenzt wurden, der für den Ankauf maßgebliche Verkehrswert. 
In diesem Fall ist zusätzlich zum vorzeitigen Wertausgleich zu Las-
ten der Gemeinde von der Gemeinde im Rahmen der Schlussab-
rechnung ein Betrag als Einnahme zu berücksichtigen, der der 
maßnahmenbedingten Wertsteigerung des Grundstückes gemäß 
§ 154 BauGB entspricht. 

2. in sonstigen Fördergebieten bzw. Teilgebieten das Datum der vor-
gesehenen Überführung des Grundstückes in das gemeindliche 
Liegenschaftsvermögen.  

 
 (6) Verzichtet die Gemeinde bei der Veräußerung von Grundstücken oder 

bei der Erhebung von Ausgleichsbeträgen zum Beispiel aufgrund  
1. fehlender Wertermittlung durch die gemäß Absatz 1 zuständige 

Stelle, 
2. einer Abweichung von dem durch die gemäß Absatz 1 zuständige 

Stelle ermittelten Wert oder 
3. einer zu geringen Ablösung des Ausgleichsbetrages  
ganz oder teilweise auf Einnahmen, hat sie dies gegenüber dem städ-
tebaulichen Sondervermögen auszugleichen und im Rahmen der Ab-
rechnung gemäß C 8 gegen sich gelten zu lassen. Gleiches gilt, wenn 
die Gemeinde während der Durchführung der städtebaulichen Ge-
samtmaßnahme für Fördergebiete bzw. Teilgebiete, deren räumliche 
Abgrenzung durch Satzung im umfassenden Verfahren (Anwendung 
der §§ 152-156 a BauGB) erfolgt, gemäß § 8 a KAG die Erhebung 
wiederkehrender Beiträge für Verkehrsanlagen durch Satzung be-
stimmt hat und die Erhebung von Ausgleichsbeträgen hierdurch aus-
geschlossen oder beschränkt ist. 
 
 

B Besondere Zuwendungsbestimmungen 
 

B 1 Maßnahmen der Vorbereitung 
 

 Von der Gemeinde zu tragende, anderweitig nicht gedeckte Ausgaben für 
Maßnahmen der Vorbereitung der städtebaulichen Gesamtmaßnahme sind 
zuwendungsfähig. Sie können bis zu einer Höhe von 100 % aus Städte-
bauförderungsmitteln finanziert werden. 
 

B 1.1 Maßnahmen nach § 140 BauGB 
 

 (1) Zuwendungsfähig sind Ausgaben für Maßnahmen gemäß § 140 
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BauGB. 
 

 (2) Voraussetzung für den Einsatz von Städtebauförderungsmitteln für 
städtebauliche Wettbewerbe als Bestandteil der städtebaulichen Pla-
nung gemäß § 140 Nr. 4 BauGB ist die Anwendung der RPW in der 
jeweils geltenden Fassung. 
 

 (3) Voraussetzung für den Einsatz von Städtebauförderungsmitteln für  
vorgezogene Ordnungs- und Baumaßnahmen gemäß § 140 Nr. 7 
BauGB ist die vorherige Zustimmung des MIB zum Mitteleinsatz. Im 
Antrag auf Zustimmung des MIB ist darzulegen, aus welchem Grund 
ein Vorziehen der Maßnahme erforderlich ist. Bei einem Grunderwerb 
als vorgezogene Ordnungsmaßnahme ist dem Antrag ein Gutachten 
der gemäß A 8 Absatz 1 zuständigen Stelle über den sanierungs- bzw. 
entwicklungsunbeeinflussten Grundstückswert gemäß § 153 Absatz 3 
BauGB beizufügen. Es gelten die in B 2.1 und B 2.2 geregelten beson-
deren Voraussetzungen.  
 

B 1.2 Übergeordnete Konzepte 
 

 (1) Im Programm „Stadtumbau West“ sind ergänzend zu den in § 140 
BauGB genannten Maßnahmen Ausgaben für die erstmalige Erstellung 
eines gesamtstädtischen ISEK zuwendungsfähig. 
 

 (2) Im Programm „Kleinere Städte und Gemeinden“ sind ergänzend zu 
den in § 140 BauGB genannten Maßnahmen Ausgaben für die erstma-
lige Erstellung eines überörtlichen Konzeptes zu den künftigen Anfor-
derungen an die öffentliche Daseinsvorsorgeinfrastruktur zuwendungs-
fähig. 
 

B 2 Maßnahmen der Durchführung 
 

 Von der Gemeinde zu tragende, anderweitig nicht gedeckte Ausgaben für 
Maßnahmen der Durchführung der städtebaulichen Gesamtmaßnahme sind 
zuwendungsfähig. Sie können bis zu einer Höhe von 100 % aus Städte-
bauförderungsmitteln finanziert werden, soweit im Folgenden nichts anderes 
bestimmt ist.  
 

B 2.1 Ordnungsmaßnahmen  
 

 Die Durchführung der Ordnungsmaßnahmen ist Aufgabe der Gemeinde. Die 
Gemeinde kann die Durchführung einzelner Ordnungsmaßnahmen auf Grund 
eines Vertrages ganz oder teilweise der Eigentümerin oder dem Eigentümer 
des betroffenen Grundstückes überlassen. Bei der Durchführung von Ord-
nungsmaßnahmen durch eine private Eigentümerin bzw. einen privaten Ei-
gentümer hat die Gemeinde die Einhaltung der Zuwendungsbestimmungen 
sicherzustellen. 
 

B 2.1.1 Erwerb von Grundstücken 
 

 (1) In Fördergebieten bzw. Teilgebieten, die als Entwicklungsbereich durch 
Satzung gemäß § 165 Absatz 6 BauGB räumlich abgegrenzt sind, ist 
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der Erwerb von Grundstücken innerhalb des Entwicklungsbereiches 
zuwendungsfähig, wenn diese 
1. gemäß § 166 Absatz 3 BauGB von der Gemeinde erworben wer-

den sollen oder 
2. gemäß § 168 BauGB von der Gemeinde übernommen werden 

müssen. 
Außerhalb des Entwicklungsbereiches ist der Erwerb von Grundstü-
cken zuwendungsfähig, wenn diese für Maßnahmen gemäß A 2.2 Ab-
satz 4 benötigt werden. 
 

 (2) In Fördergebieten bzw. Teilgebieten, die als Sanierungsgebiet durch 
Satzung gemäß § 142 BauGB im umfassenden Verfahren (Anwendung 
der §§ 152-156 a BauGB) räumlich abgegrenzt sind, ist der Erwerb von 
Grundstücken innerhalb des Sanierungsgebietes zuwendungsfähig, 
wenn  
1. das Grundstück von der Gemeinde gemäß § 145 Absatz 5 Satz 2 

BauGB übernommen werden muss, 
2. die Grundstücke rechtlich und tatsächlich neugeordnet werden sol-

len, 
3. das Grundstück für die Durchführung von Maßnahmen zum Aus-

gleich im Sinne des § 1 a Absatz 3 BauGB erforderlich ist, 
4. das Grundstück für die Herstellung oder Änderung von Erschlie-

ßungsanlagen erforderlich ist, 
5. das Grundstück für die Errichtung oder Änderung von Gemeinbe-

darfs- und Folgeeinrichtungen erforderlich ist, 
6. den Eigentümerinnen oder Eigentümern des Grundstückes die 

Duldung einer durch die Sanierung bedingte Beseitigung baulicher 
Anlagen nicht zugemutet werden kann oder 

7. den Eigentümerinnen oder Eigentümern des Grundstückes eine 
gemäß den Zielen und Zwecken der Sanierung erforderliche Mo-
dernisierung oder Instandsetzung baulicher Anlagen trotz finanziel-
ler Unterstützung nicht zugemutet werden kann.  

Außerhalb des Sanierungsgebietes ist der Erwerb von Grundstücken 
zuwendungsfähig, wenn diese für Maßnahmen gemäß A 2.2 Absatz 4 
benötigt werden. 

 
 (3) In Fördergebieten bzw. Teilgebieten, die nicht als Sanierungsgebiet 

durch Satzung gemäß § 142 BauGB im umfassenden Verfahren (An-
wendung der §§ 152-156 a BauGB) oder als Entwicklungsbereich 
durch Satzung gemäß § 165 Absatz 6 BauGB räumlich abgegrenzt 
sind, ist der Erwerb von Grundstücken zuwendungsfähig, wenn diese 
1. für die Änderung von Erschließungsanlagen erforderlich sind oder  
2. für die Errichtung oder Änderung von Gemeinbedarfs- und Folge-

einrichtungen erforderlich sind.  
 

 (4) Während der Vorbereitung der räumlichen Abgrenzung der städtebau-
lichen Gesamtmaßnahme ist der Erwerb von Grundstücken als vorge-
zogene Ordnungsmaßnahme gemäß § 140 Nr. 7 BauGB zuwendungs-
fähig. B 1.1 Absatz 3 ist zu beachten. 
 

 (5) Städtebauförderungsmittel können eingesetzt werden  
1. für Kaufpreiszahlungen oder Entschädigungszahlungen für das 
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Grundstück einschließlich Gebäuden und sonstiger Anlagen bis zu 
der Höhe des von der gemäß A 8 Absatz 1 zuständigen Stelle 
nach A 8 Absatz 2 zu ermittelnden Wertes, 

2. für Ablösungsbeträge für Rechte am Grundstück, soweit diese 
nicht durch den Kaufpreis oder eine Entschädigung abgegolten 
sind, bis zur Höhe des von der gemäß A 8 Absatz 1 zuständigen 
Stelle nach A 8 Absatz 2 zu ermittelnden Wertes, 

3. für Notarkosten, Gebühren des Grundbuchamtes sowie Makler-
provisionen, die durch die Beauftragung einer Maklerin oder eines 
Maklers durch die Verkäuferin oder den Verkäufer entstehen, 

4. für Vermessungskosten und Katastergebühren,  
5. für Grunderwerbsteuer, 
6. in den Fällen des § 160 Absatz 5 BauGB bis zur Höhe des von der 

gemäß A 8 Absatz 1 zuständigen Stelle nach A 8 Absatz 2 zu er-
mittelnden Wertes.  

 
 (6) Beim Erwerb durch Kaufpreisverrentung können die entstehenden 

Ausgaben bis zum Abschluss der Gesamtmaßnahme jeweils zum Zeit-
punkt ihrer Fälligkeit durch Städtebauförderungsmittel finanziert wer-
den. Ist beim Abschluss der Gesamtmaßnahme die Zahlungsverpflich-
tung noch nicht erloschen, so ist die in diesem Zeitpunkt noch nicht 
erfüllte Rentenverpflichtung im Rahmen der Schlussabrechnung als 
Ausgabe kapitalisiert zu berücksichtigen. 
 

 (7) Nicht zu den Ausgaben des Grunderwerbes gehören Entschädigun-
gen, die den zuwendungsfähigen Ausgaben nach B 2.1.3 (Umzug von 
Bewohnerinnen, Bewohnern und Betrieben), B 2.1.4 (Freilegung von 
Grundstücken) und B 2.1.8 (sonstige Ordnungsmaßnahmen) zugeord-
net werden können.  
 

 (8) Für die mit Städtebauförderungsmitteln erworbenen und im Eigentum 
der Gemeinde verbleibenden Grundstücke ist die Gemeinde an die 
Erfüllung des Zuwendungszweckes für eine Dauer von 25 Jahren ge-
bunden. Die Zweckbindungsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt des Eigen-
tumsüberganges auf die Gemeinde. 
 

B 2.1.2 Sonstige Maßnahmen der Bodenordnung 
 

 Von der Gemeinde im Rahmen von Umlegungsverfahren und Grenzregelun-
gen zu tragende Ausgaben sowie Ausgaben, die im Rahmen der Veräuße-
rung von Grundstücken des städtebaulichen Sondervermögens gemäß A 7.5 
Absatz 1 entstehen, sind zuwendungsfähig. Hierzu zählen auch Ausgaben für 
die Durchführung von Investorenauswahlverfahren. Die Zuwendungsfähigkeit 
von Ausgaben für Beauftragte gemäß § 157 Absatz 1 BauGB (z. B. Makler) 
richtet sich nach B 3. 
 

B 2.1.3 Umzug von Bewohnerinnen, Bewohnern und Betrieben  
 

 (1) In Fördergebieten bzw. Teilgebieten, die als Sanierungsgebiet durch 
Satzung gemäß § 142 BauGB im umfassenden Verfahren (Anwendung 
der §§ 152-156 a BauGB) oder als Entwicklungsbereich durch Satzung 
gemäß § 165 Absatz 6 BauGB räumlich abgegrenzt sind, sind Ausga-
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ben für den Umzug von Bewohnerinnen, Bewohnern und Betrieben 
nach vorheriger Zustimmung des MIB zuwendungsfähig.  
 

 (2) Städtebauförderungsmittel können eingesetzt werden für notwendige 
Ausgaben des Umzuges sowie für die Entschädigung anderer um-
zugsbedingter Vermögensnachteile. Der Einsatz von Städtebauförde-
rungsmitteln zur Gewährung eines Härteausgleiches gemäß § 181 
BauGB richtet sich nach B 2.3.2. 
 

 (3) Voraussetzung für den Einsatz von Städtebauförderungsmitteln ist das 
Bestehen eines nicht bereits anderweitig abgegoltenen Anspruches 
gegenüber der Gemeinde auf 
1. Enteignungsentschädigung gemäß §§ 93 ff. BauGB,  
2. Übernahme von Umzugskosten aufgrund vertraglicher Vereinba-

rung zwischen der Gemeinde und der Eigentümerin bzw. dem Ei-
gentümer; hinsichtlich der Bemessung sind §§ 95 und 96 BauGB 
entsprechend anzuwenden, 

3. Entschädigung bei Aufhebung von Miet- und Pachtverhältnissen 
gemäß § 185 BauGB oder 

4. Übernahme von Mehrkosten durch die Anmietung einer Zwischen-
unterkunft aufgrund vertraglicher Vereinbarung mit der Gemeinde 
für den Zeitraum einer gemäß den Zielen und Zwecken der Sanie-
rung erforderlichen Modernisierungs- oder Instandsetzungsmaß-
nahme, ohne dass das eigentliche Mietverhältnis gekündigt oder 
aufgehoben wird; Entsprechendes gilt für Eigentümerinnen oder 
Eigentümer, die ihr Gebäude aus diesem Grund zeitweise räumen 
müssen. 

 
 (4) Die Höhe der umzugsbedingen Kosten ist gutachterlich zu ermitteln. 

Unterschreiten die Kosten den Betrag von 50.000 Euro, ist eine Ermitt-
lung durch die Gemeinde ausreichend. Hinsichtlich der Finanzierung 
des Gutachtens gilt B 3.3.  
 

 (5) Für den Antrag auf Zustimmung gemäß Absatz 1 ist Anlage 9 zu ver-
wenden. 
 

B 2.1.4 Freilegung von Grundstücken 
 

 (1) Ausgaben für die Freilegung von Grundstücken sind zuwendungsfähig.  
 

 (2) In Fördergebieten bzw. Teilgebieten, die nicht als Sanierungsgebiet 
durch Satzung gemäß § 142 BauGB im umfassenden Verfahren (An-
wendung der §§ 152-156 a BauGB) oder als Entwicklungsbereich 
durch Satzung gemäß § 165 Absatz 6 BauGB räumlich abgegrenzt 
sind, können die Ausgaben der Freilegung von Grundstücken im Ei-
gentum der Gemeinde, die nicht Bestandteil des städtebaulichen Son-
dervermögens sind, sowie von Grundstücken in privatem Eigentum nur 
bis zu einer Höhe von 50 % aus Städtebauförderungsmitteln finanziert 
werden. Die Eigenanteile, die von der Gemeinde aufgrund des be-
grenzten Fördermitteleinsatzes für die Freilegung von Grundstücken 
der Gemeinde, die nicht Bestandteil des städtebaulichen Sonderver-
mögens sind, zu erbringen sind, können aus Mitteln des städtebauli-
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chen Sondervermögens gemäß A 7.3 Absatz 1 Nr. 6 a vor- und zwi-
schenfinanziert werden. Im Fall der Anordnung eines Rückbau- und 
Entsiegelungsgebotes gemäß § 179 BauGB können die von der Ge-
meinde zu tragenden Ausgaben in voller Höhe aus Städtebauförde-
rungsmitteln finanziert werden.  
 

 (3) Städtebauförderungsmittel können eingesetzt werden für 
1. die Beseitigung baulicher Anlagen oder von Teilen baulicher Anla-

gen sowie die Sicherung hiervon betroffener baulicher Anlagen 
(z. B. das Schließen offener Gebäudeteile); ausgenommen hiervon 
ist die Beseitigung unter Denkmalschutz stehender baulicher An-
lagen,  

2. die Beseitigung sonstiger Anlagen, z. B. Aufschüttungen, Lager-
stätten, Abbau von Bodenversiegelungen, 

3. die Beseitigung umweltgefährdender Stoffe im Boden, wenn es 
sich um ein Grundstück des städtebaulichen Sondervermögens 
gemäß A 7.5 Absatz 1 handelt, die Beseitigung im Zusammen-
hang mit durch die städtebauliche Gesamtmaßnahme bedingten 
sonstigen Ordnungs- oder Baumaßnahmen steht und keine ande-
re Verpflichtete oder kein anderer Verpflichteter nach den Vor-
schriften des BBodSchG zur Kostentragung herangezogen werden 
kann, 

4. Maßnahmen zur Zwischennutzung freigelegter Grundstücke im 
Eigentum der Gemeinde, wenn diese Maßnahmen unmittelbar im 
Anschluss an die Freilegung erfolgen,  

5. die Freilegung, Ausgrabung und Sicherung von Funden der Bo-
dendenkmalpflege auf Grundstücken im Eigentum der Gemeinde 

sowie hiermit im Zusammenhang stehende Maßnahmen der Verkehrs-
sicherung. 
 

 (4) Für die mit Städtebauförderungsmitteln finanzierte Freilegung von 
Grundstücken ist die Gemeinde an die Erfüllung des Zuwendungszwe-
ckes, der sich aus der städtebaulichen Planung gemäß A 5.6 ergibt, für 
eine Dauer von 25 Jahren gebunden. Die Zweckbindungsfrist beginnt 
mit dem Zeitpunkt des Abschlusses der Freilegungsmaßnahme. 
 

B 2.1.5 Gebäuderestwertentschädigung bei der Freilegung von Grundstücken 
 

 Ausgaben für die Entschädigung der durch die Freilegung von Grundstücken 
bedingten Wertverluste sind in Fördergebieten bzw. Teilgebieten, die als Sa-
nierungsgebiet durch Satzung gemäß § 142 BauGB im umfassenden Verfah-
ren (Anwendung der §§ 152-156 a BauGB) oder als Entwicklungsbereich 
durch Satzung gemäß § 165 Absatz 6 BauGB räumlich abgegrenzt sind, zu-
wendungsfähig.  
 

B 2.1.6 Herstellung und Änderung von Erschließungsanlagen 
 

 (1) Ausgaben für die wesentliche Änderung von öffentlichen Erschlie-
ßungsanlagen sind nach vorheriger Zustimmung des MIB zuwen-
dungsfähig.  
 

 (2) Abweichend von Absatz 1 sind Ausgaben für kleinteilige Anpassungen 
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öffentlicher Erschließungsanlagen auf der Grundlage eines gebietsbe-
zogenen Konzeptes zum Abbau von Barrieren nach vorheriger Zu-
stimmung des MIB zuwendungsfähig, auch wenn keine wesentliche 
Änderung der einzelnen Erschließungsanlagen erfolgt. Die kleinteiligen 
Maßnahmen sind hinsichtlich der Antragstellung und Abrechnung in 
einer Maßnahme zusammenzufassen. 
 

 (3) Ausgaben für die Herstellung neuer öffentlicher Erschließungsanlagen 
sind nach vorheriger Zustimmung des MIB nur in Fördergebieten bzw. 
Teilgebieten, die als Sanierungsgebiet durch Satzung gemäß § 142 
BauGB im umfassenden Verfahren (Anwendung der §§ 152-156 a 
BauGB) oder als Entwicklungsbereich durch Satzung gemäß § 165 
Absatz 6 BauGB räumlich abgegrenzt sind, zuwendungsfähig. 
 

 (4) Zuwendungsfähige Erschließungsanlagen sind 
1. örtliche Straßen, Wege und Plätze einschließlich mit diesen Anla-

gen im funktionalen Zusammenhang stehende Kaianlagen und 
sonstige Uferbefestigungen,  

2. innerhalb der Ortsdurchfahrt liegende Bundes-, Landes- oder 
Kreisstraßen, wenn die Gemeinde Straßenbaulastträgerin ist; aus-
genommen von der Förderung ist die Fahrbahn, 

3. Brücken, Tunnel und Unterführungen einschließlich dazugehöriger 
Rampen, wenn die Gemeinde Baulastträgerin ist, 

4. Grünanlagen,  
5. Wasserläufe und Wasserflächen,  
6. selbstständige Spielplätze, 
7. ebenerdige Parkplatzanlagen im Eigentum der Gemeinde; in be-

sonders begründeten Einzelfällen auch Parkhäuser und Tiefgara-
gen im Eigentum der Gemeinde, soweit diese zur Erreichung der 
Ziele und Zwecke der städtebaulichen Gesamtmaßnahme erfor-
derlich sind,  

8. selbstständige Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen 
schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des BImSchG im Eigen-
tum der Gemeinde. 

 
 (5) Ausgaben für die Pflege von Grünanlagen sind nur insoweit zuwen-

dungsfähig, wie sie im Zuge der baulichen Fertigstellung entstehen. 
Vereinbarte Gewährleistungen (z. B. Anwachsgarantien), die zu erhöh-
ten Herstellungskosten führen, rechnen zum zuwendungsfähigen Auf-
wand. Im Übrigen sind Pflegeaufwendungen nicht zuwendungsfähig.  
 

 (6) Bei der Regenwasserkanalisation ist der Teil der Ausgaben zuwen-
dungsfähig, der ausschließlich auf die Entwässerung der Erschlie-
ßungsanlage entfällt (z. B. Straßenrinnen, Straßensinkkästen). Nicht 
zuwendungsfähig sind Ausgaben für den Regenwasserhauptkanal und 
die Grundstücksanschlussleitungen. 
 

 (7) Bei Erschließungsanlagen, für die Beiträge, Gebühren oder sonstige 
Entgelte erhoben werden können oder sonstige zweckgebundene Ein-
nahmen (z. B. Spenden) zur Verfügung stehen, ist die Förderung auf 
den Teil der Ausgaben beschränkt, der nicht durch diese Einnahmen 
gedeckt werden kann. Hat die Gemeinde gemäß § 8 a KAG durch Sat-
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zung bestimmt, dass anstelle der Erhebung einmaliger Beiträge wie-
derkehrende Beiträge für Verkehrsanlagen erhoben werden, ist die 
Höhe der von der Förderung abzusetzenden Ausbaubeiträge so zu 
berechnen, dass sie der Höhe einmaliger Beiträge entspricht, die nach 
§ 8 KAG zu erheben wären. In Fördergebieten bzw. Teilgebieten, die 
nicht als Sanierungsgebiet durch Satzung gemäß § 142 BauGB im um-
fassenden Verfahren (Anwendung der §§ 152-156 a BauGB) oder als 
Entwicklungsbereich durch Satzung gemäß § 165 Absatz 6 BauGB 
räumlich abgegrenzt sind, ist der Betrag von der Gemeinde aus Haus-
haltsmitteln zu tragen, der bei der Berechnung des beitragsfähigen 
Aufwandes auf Grundstücke der Gemeinde mit öffentlicher Nutzung 
sowie auf privat nutzbare Grundstücke der Gemeinde, die nicht Be-
standteil des städtebaulichen Sondervermögens gemäß A 7 sind, ent-
fällt. Städtebauförderungsmittel sind nicht als Leistungen und Zuwen-
dungen Dritter im Sinne von § 8 Absatz 3 Satz 1 KAG oder als ander-
weitige Deckung des Erschließungsaufwandes im Sinne von § 129 Ab-
satz 1 Satz 1 BauGB abzusetzen. 
 

 (8) Für den Antrag auf Zustimmung gemäß Absatz 1 ist Anlage 10 zu ver-
wenden. 
 

 (9) Für mit Städtebauförderungsmitteln finanzierte Erschließungsanlagen 
ist die Gemeinde an die Erfüllung des Zuwendungszweckes für eine 
Dauer von 25 Jahren gebunden. Die Zweckbindungsfrist beginnt mit 
dem Zeitpunkt der Aufnahme der zweckentsprechenden Nutzung nach 
Abschluss der Durchführung der Maßnahme. 
 

B 2.1.7 Änderung von öffentlichen Versorgungseinrichtungen 
 

 (1) In Fördergebieten bzw. Teilgebieten, die als Sanierungsgebiet durch 
Satzung gemäß § 142 BauGB im umfassenden Verfahren (Anwendung 
der §§ 152-156 a BauGB) oder als Entwicklungsbereich durch Satzung 
gemäß § 165 Absatz 6 BauGB räumlich abgegrenzt sind, sind Aufwen-
dungen, die maßnahmenbedingt durch die Verlegung oder den Ersatz 
öffentlicher Versorgungseinrichtungen entstehen und von der Gemein-
de gemäß § 150 BauGB zu erstatten sind, zuwendungsfähig. Bei der 
Festlegung der Höhe der Erstattung ist ein Vorteilsausgleich zu be-
rücksichtigen. 
 

 (2) Absatz 1 ist entsprechend anzuwenden, wenn die Gemeinde selbst 
Trägerin einer öffentlichen Versorgungseinrichtung ist. In diesem Fall 
können Städtebauförderungsmittel jedoch nicht zur Deckung persönli-
cher und sachlicher Kosten der Gemeinde verwendet werden. 
 

B 2.1.8 Sonstige Ordnungsmaßnahmen 
 

 (1) Ausgaben für sonstige Ordnungsmaßnahmen, die notwendig sind, da-
mit die Baumaßnahmen entsprechend der städtebaulichen Planung 
der Gemeinde durchgeführt werden können (z. B. Maßnahmen zur Be-
hebung besonderer Gründungsschwierigkeiten und zur Regulierung 
des Grundstücksniveaus, die Herstellung von erforderlichen Stützmau-
ern sowie Maßnahmen zur Sicherung erhaltenswerter baulicher Anla-
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gen) sind zuwendungsfähig. 
 

 (2) Für mit Städtebauförderungsmitteln finanzierte sonstige Ordnungs-
maßnahmen ist die Gemeinde an die Erfüllung des Zuwendungszwe-
ckes für eine Dauer von 25 Jahren gebunden. Die Zweckbindungsfrist 
beginnt mit dem Zeitpunkt des Abschlusses der Ordnungsmaßnahme. 
Maßnahmen zur Sicherung erhaltenswerter baulicher Anlagen sind 
hiervon ausgenommen.  
 

B 2.1.9 Maßnahmen zum Ausgleich  
 

 (1) In Fördergebieten bzw. Teilgebieten, die als Sanierungsgebiet durch 
Satzung gemäß § 142 BauGB im umfassenden Verfahren (Anwendung 
der §§ 152-156 a BauGB) oder als Entwicklungsbereich durch Satzung 
gemäß § 165 Absatz 6 BauGB räumlich abgegrenzt sind, sind Ausga-
ben für Maßnahmen zum Ausgleich im Sinne des § 1 a Absatz 3 
BauGB, die durch die städtebauliche Gesamtmaßnahme bedingt sind, 
zuwendungsfähig. 
 

 (2) Für mit Städtebauförderungsmitteln finanzierte Maßnahmen zum Aus-
gleich ist die Gemeinde an die Erfüllung des Zuwendungszweckes für 
eine Dauer von 25 Jahren gebunden. Die Zweckbindungsfrist beginnt 
mit dem Zeitpunkt des Abschlusses der Maßnahme.  
 

B 2.2 Baumaßnahmen 
 

 (1) Die Durchführung von Baumaßnahmen bleibt den Eigentümerinnen 
bzw. Eigentümern überlassen, soweit die zügige und zweckmäßige 
Durchführung durch sie gewährleistet ist und § 148 Absatz 1 Satz 1 
BauGB nichts anderes regelt. Bei der Durchführung von Baumaßnah-
men durch eine private Eigentümerin bzw. einen privaten Eigentümer 
hat die Gemeinde die Einhaltung der Zuwendungsbestimmungen si-
cherzustellen. 
 

 (2) Die Förderung von Baumaßnahmen öffentlicher Aufgabenträger ge-
mäß § 139 Absatz 1 BauGB ist ausgeschlossen. 
 

 (3) Für Neubauten ist ein energetischer Standard zu erreichen, der das 
Anforderungsniveau für Neubauten der EnEV 2014 um 30 % über-
steigt. Dies gilt nicht für Neubauten bei der Verlagerung und Änderung 
von Betrieben gemäß B 2.2.6. 
 

 (4) Voraussetzung für den Einsatz von Städtebauförderungsmitteln für 
hochbauliche Planungswettbewerbe im Rahmen einer Baumaßnahme 
ist die Anwendung der RPW in der jeweils geltenden Fassung. 
 

 (5) Der Einsatz von Städtebauförderungsmitteln für einen Neubau, dessen 
Gesamtkosten einen Betrag von 3 Mio. Euro (brutto) übersteigen, setzt 
die Durchführung eines hochbaulichen Realisierungswettbewerbes 
unter Anwendung der RPW in der jeweils geltenden Fassung voraus. 
Dies gilt nicht für Neubauten bei der Verlagerung und Änderung von 
Betrieben gemäß B 2.2.6. 
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 (6) Ausgaben, die im Zuge von Baumaßnahmen für die Beseitigung unter 

Denkmalschutz stehender baulicher Anlagen entstehen, sind nicht zu-
wendungsfähig. 
 

B 2.2.1 Modernisierung und Instandsetzung baulicher Anlagen Dritter 
 

 (1) Ausgaben der Gemeinde für die Modernisierung und Instandsetzung 
privat nutzbarer baulicher Anlagen im Eigentum Dritter sind nach vor-
heriger Zustimmung der IB.SH zuwendungsfähig.  
 

 (2) Zur Wahrung der Gleichbehandlung sind alle Eigentümerinnen und 
Eigentümer, an deren baulichen Anlagen im Rahmen der Vorbereitung 
der städtebaulichen Gesamtmaßnahme Missstände und Mängel ge-
mäß § 177 BauGB festgestellt wurden, von der Gemeinde über die 
Möglichkeiten des Einsatzes von Städtebauförderungsmitteln zur An-
teilfinanzierung der Ausgaben der Modernisierung und Instandsetzung 
und über die Förderbedingungen zu informieren.  
 

 (3) Voraussetzungen für den Einsatz von Städtebauförderungsmitteln sind, 
dass  
1. im Rahmen der Vorbereitung der städtebaulichen Gesamtmaß-

nahme an der baulichen Anlage Missstände oder Mängel gemäß 
§ 177 BauGB festgestellt wurden, 

2. die bauliche Anlage gemäß der städtebaulichen Planung erhalten 
werden soll, 

3. die vorliegenden Missstände oder Mängel durch Modernisierung 
oder Instandsetzung beseitigt werden können, 

4. die Ausgaben für die Modernisierung oder Instandsetzung den 
Kostenanteil, den die Eigentümerin oder der Eigentümer gemäß 
§ 177 Absatz 4 Satz 1 BauGB zu tragen hat, übersteigen, 

5. die Ausgaben der Modernisierung oder Instandsetzung angemes-
sen sind; hiervon kann ausgegangen werden, wenn die Ausgaben 
70 %, bei baulichen Anlagen mit besonderer geschichtlicher, 
künstlerischer oder städtebaulicher Bedeutung 120 % eines ver-
gleichbaren Neubaus nicht übersteigen; werden diese Werte über-
schritten, hat die IB.SH vor einer Mitteleinsatzentscheidung das 
Einvernehmen mit dem MIB herzustellen, 

6. ein Modernisierungs- oder Instandsetzungsgebot gemäß § 177 
BauGB angeordnet wird oder die Eigentümerin oder der Eigentü-
mer und die Gemeinde die Durchführung der zur Beseitigung der 
Missstände oder Mängel gemäß § 177 BauGB erforderlichen Mo-
dernisierungs- oder Instandsetzungsmaßnahmen nach Zustim-
mung der IB.SH gemäß Absatz 1 vertraglich vereinbaren,  

7. sich die Eigentümerin oder der Eigentümer mit Eigengeld in Höhe 
von mindestens 10 % an den bei der Ermittlung des Kostenerstat-
tungsbetrages zu berücksichtigenden Ausgaben beteiligt; dies gilt 
nicht im Fall eines Modernisierungs- oder Instandsetzungsgebo-
tes, und 

8. die eingesetzten Städtebauförderungsmittel über den Zeitraum der 
Zweckbindung dinglich abgesichert werden; dies gilt nicht im Fall 
eines Modernisierungs- oder Instandsetzungsgebotes. 
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 (4) Der Einsatz von Städtebauförderungsmitteln für die Modernisierung 

und Instandsetzung baulicher Anlagen, die das Ortsbild dauerhaft ne-
gativ beeinträchtigen, ist ausgeschlossen. 
 

 (5) Ausgaben der Kostengruppen 500 (Außenanlagen), 600 (Ausstattung 
und Kunstwerke) und 750 (Kunst) gemäß DIN 276 sind nicht zuwen-
dungsfähig; hiervon abweichend können Städtebauförderungsmittel 
eingesetzt werden für  
1. die Gestaltung von Außenanlagen, soweit diese durch die Bau-

maßnahme bedingt oder aufgrund der städtebaulichen Planung er-
forderlich ist,  

2. eine für die Funktionsfähigkeit der Küchen erforderliche Ausstat-
tung; der Einsatz von Städtebauförderungsmitteln ist auf eine Hö-
he von 1.000 Euro pro Wohneinheit begrenzt.  

 
 (6) Städtebauförderungsmittel können bis zur Höhe des gemäß Anlage 13 

zu ermittelnden Kostenerstattungsbetrages eingesetzt werden. Bei der 
Ermittlung des Kostenerstattungsbetrages ist ein pauschaler Abzug 
von 5 % der Ausgaben für die Modernisierung und Instandsetzung für 
unterlassene Instandsetzung vorzunehmen. Im Fall eines Modernisie-
rungs- oder Instandsetzungsgebotes entfällt der pauschale Abzug von 
5 %; diesbezüglich gilt § 177 Absatz 4 Satz 3 BauGB. 
 

 (7) Für den Antrag auf Zustimmung gemäß Absatz 1 ist Anlage 11 zu ver-
wenden. 
 

 (8) Für mit Städtebauförderungsmitteln finanzierte Modernisierungen und 
Instandsetzungen baulicher Anlagen im Eigentum Dritter ist die Ge-
meinde an die Erfüllung des Zuwendungszweckes für eine Dauer von 
10 Jahren gebunden. Die Zweckbindungsfrist beginnt mit dem Zeit-
punkt der Aufnahme der zweckentsprechenden Nutzung nach Ab-
schluss der Baumaßnahme. Erzielt die Eigentümerin bzw. der Eigen-
tümer während der Zweckbindungsfrist durch die Veräußerung des 
Grundstückes einen Verkaufserlös, dessen Höhe ihre bzw. seine Betei-
ligung an den Gesamtkosten der Modernisierungs- und Instandset-
zungsmaßnahme übersteigt, so hat die Gemeinde die Rückzahlung der 
gewährten Städtebauförderungsmittel in der Höhe des erzielten Über-
schusses sicherzustellen. Bei der Berechnung des Überschusses blei-
ben Bodenwertsteigerungen unberücksichtigt. Die Zweckbindung gilt 
nicht im Fall eines Modernisierungs- oder Instandsetzungsgebotes. 
 

B 2.2.2 Modernisierung und Instandsetzung baulicher Anlagen der Gemeinde 
 

 (1) Ausgaben für die Modernisierung und Instandsetzung privat nutzbarer 
baulicher Anlagen im Eigentum der Gemeinde sind nach vorheriger 
Zustimmung der IB.SH zuwendungsfähig. 
 

 (2) Bei der Modernisierung und Instandsetzung privat nutzbarer baulicher 
Anlagen der Gemeinde, die Bestandteil des städtebaulichen Sonder-
vermögens sind, können die Ausgaben in voller Höhe aus Städte-
bauförderungsmitteln finanziert werden. 
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 (3) Privat nutzbare bauliche Anlagen der Gemeinde, die nicht Bestandteil 

des städtebaulichen Sondervermögens sind, sind hinsichtlich des Ein-
satzes von Städtebauförderungsmitteln den baulichen Anlagen im Ei-
gentum Dritter gleichgestellt. B 2.2.1 Absatz 3, 4, 5 und 6 sowie Ab-
satz 8 Satz 3 und 4 gelten entsprechend. 
 

 (4) Für den Antrag auf Zustimmung gemäß Absatz 1 ist Anlage 11 zu ver-
wenden. 
 

 (5) Für mit Städtebauförderungsmitteln finanzierte Modernisierungen und 
Instandsetzungen baulicher Anlagen der Gemeinde ist die Gemeinde 
an die Erfüllung des Zuwendungszweckes für eine Dauer von 10 Jah-
ren gebunden. Die Zweckbindungsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt der 
Aufnahme der zweckentsprechenden Nutzung nach Abschluss der 
Baumaßnahme. 
 

B 2.2.3 Neubebauung und Ersatzbauten der Gemeinde 
 

 (1) Ausgaben für eine Neubebauung und für Ersatzbauten der Gemeinde 
sind nach vorheriger Zustimmung des MIB zuwendungsfähig. Die Neu-
bebauung umfasst auch die Erweiterung bestehender baulicher Anla-
gen.  
 

 (2) Bei Baumaßnahmen gemäß Absatz 1 auf Grundstücken der Gemein-
de, die nicht Bestandteil des städtebaulichen Sondervermögens sind, 
ist der Einsatz von Städtebauförderungsmitteln auf den unrentierlichen 
Teil der Ausgaben beschränkt. Zur Ermittlung des unrentierlichen Tei-
les der Ausgaben ist § 177 Absatz 4 und 5 BauGB sinngemäß anzu-
wenden bzw. ein Ertragswertgutachten zu erstellen.  
 

 (3) Bei Baumaßnahmen gemäß Absatz 1 auf Grundstücken der Gemein-
de, die Bestandteil des städtebaulichen Sondervermögens sind (A 7.5 
Absatz 1), können die Ausgaben zunächst in voller Höhe aus Städte-
bauförderungsmitteln finanziert werden. Die Förderbeschränkung auf 
den unrentierlichen Anteil der Ausgaben wird im Rahmen des Wert-
ausgleiches gemäß C 8.5 Absatz 5 berücksichtigt. 
 

 (4) Ausgaben der Kostengruppen 240 (Ausgleichsabgaben), 470 (nut-
zungsspezifische Anlagen), 600 (Ausstattung und Kunstwerke), 750 
(Kunst) und 760 (Finanzierung) gemäß DIN 276 sind nicht zuwen-
dungsfähig. Für die Förderung der Kostengruppen 620 (Kunstwerke) 
bzw. 750 (Kunst) gemäß DIN 276 gilt B 2.3.5. 
 

 (5) Für den Antrag auf Zustimmung gemäß Absatz 1 ist Anlage 14 zu ver-
wenden. 
 

 (6) Für mit Städtebauförderungsmitteln finanzierte Neubebauung und Er-
satzbauten der Gemeinde ist die Gemeinde an die Erfüllung des Zu-
wendungszweckes für eine Dauer von 25 Jahren gebunden. Die 
Zweckbindungsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt der Aufnahme der 
zweckentsprechenden Nutzung nach Abschluss der Baumaßnahme. 
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B 2.2.4 Neubau von Ersatzwohnungen und sonstigen Wohnungen Dritter  

 
 (1) Ausgaben, die der Gemeinde durch den Neubau von Ersatzwohnun-

gen und sonstigen Wohnungen im Eigentum Dritter entstehen und 
nicht durch angemessene Eigenleistung der bzw. des Dritten sowie 
aus den Erträgen dieser Wohnungen gedeckt werden können, sind 
nach vorheriger Zustimmung des MIB zuwendungsfähig.  
 

 (2) Voraussetzungen für den Einsatz von Städtebauförderungsmitteln sind, 
dass 
1. wesentliche, durch die städtebauliche Planung bestimmte Ziele 

und Zwecke der städtebaulichen Gesamtmaßnahme nicht anders 
erreicht werden können und 

2. die eingesetzten Städtebauförderungsmittel über den Zeitraum der 
Zweckbindung dinglich abgesichert werden. 

 
 (3) Zur Ermittlung des unrentierlichen Teiles der Ausgaben ist § 177 Ab-

satz 4 und 5 BauGB sinngemäß anzuwenden. 
 

 (4) Für den Antrag auf Zustimmung gemäß Absatz 1 ist Anlage 15 zu ver-
wenden. 
 

 (5) Für den mit Städtebauförderungsmitteln finanzierten Neubau von Er-
satzwohnungen und sonstigen Wohnungen im Eigentum Dritter ist die 
Gemeinde an die Erfüllung des Zuwendungszweckes für eine Dauer 
von 25 Jahren gebunden. Die Zweckbindungsfrist beginnt mit dem 
Zeitpunkt der Aufnahme der zweckentsprechenden Nutzung nach Ab-
schluss der Baumaßnahme. Erzielt eine Eigentümerin oder ein Eigen-
tümer während der Zweckbindungsfrist durch die Veräußerung des 
Grundstückes einen Verkaufserlös, dessen Höhe ihre bzw. seine Betei-
ligung an den Gesamtkosten des Neubaus der Wohnungen übersteigt, 
so hat die Gemeinde die Rückzahlung der gewährten Städtebauförde-
rungsmittel in der Höhe des erzielten Überschusses sicherzustellen. 
Bei der Berechnung des Überschusses bleiben Bodenwertsteigerun-
gen unberücksichtigt.  
 

B 2.2.5 Errichtung und Änderung von Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen 
 

 (1) Der Gemeinde obliegt es, für die Errichtung und Änderung von Ge-
meinbedarfs- und Folgeeinrichtungen zu sorgen. Sie kann diese Auf-
gabe auf Grund eines Vertrages ganz oder teilweise der Eigentümerin 
oder dem Eigentümer überlassen. 
 

 (2) Ausgaben für die Errichtung oder Änderung von Gemeinbedarfs- und 
Folgeeinrichtungen, die überwiegend der Versorgung der Bevölkerung 
im Fördergebiet dienen, sind nach vorheriger Zustimmung des MIB 
zuwendungsfähig. Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen im Sinne 
dieser Richtlinien sind öffentlichen Zwecken dienende bauliche Anla-
gen und Einrichtungen zur sozialen, kulturellen oder verwaltungsmäßi-
gen Versorgung der Bevölkerung. Hierzu gehören auch Sport- und 
Spielanlagen. Zu den nach diesen Richtlinien zuwendungsfähigen 
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Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen gehören nicht der Religions-
ausübung dienende Einrichtungen sowie Schulgebäude einschließlich 
Schulhöfen, Schulsporthallen und Schulsportplätzen. 
Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen können 
1. im Eigentum und in Trägerschaft der Gemeinde, 
2. im Eigentum der Gemeinde und in Trägerschaft einer oder eines 

Dritten, 
3. im Eigentum und in Trägerschaft einer oder eines Dritten oder 
4. im Eigentum einer oder eines Dritten und in Trägerschaft einer  

oder eines anderen Dritten 
stehen. 
 

 (3) Abweichend von Absatz 2 sind Ausgaben für die Errichtung oder Ände-
rung von Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen, die nicht überwie-
gend der Versorgung der Bevölkerung im Fördergebiet dienen, zuwen-
dungsfähig 
1. im Programm „Städtebaulicher Denkmalschutz“, wenn diese in 

Gebäuden untergebracht sind oder werden, die in die Denkmalliste 
des Landes Schleswig-Holstein eingetragen sind, 

2. im Programm „Kleinere Städte und Gemeinden“, wenn diese auch 
der Versorgung der Bevölkerung der Gemeinden des Nahberei-
ches dienen,  

3. programmunabhängig in den Fällen des Absatzes 2 Satz 5 Nr. 1, 
wenn hierdurch die Nachnutzung eines leerstehenden und erhal-
tenswerten Gebäudes oder die bauliche Entwicklung einer Brache 
im Sinne der Ziele und Zwecke der städtebaulichen Gesamtmaß-
nahme gesichert werden kann; die zuwendungsfähigen Ausgaben 
hierfür können nur bis zu einer Höhe von 50 % aus Städtebauför-
derungsmitteln finanziert werden. Die Eigenanteile, die von der 
Gemeinde aufgrund des begrenzten Fördermitteleinsatzes zu er-
bringen sind, können aus Mitteln des städtebaulichen Sonderver-
mögens gemäß A 7.3 Absatz 1 Nr. 6 a vor- und zwischenfinanziert 
werden. 

 
 (4) Abweichend von Absatz 2 ist im Programm „Soziale Stadt“ die Umge-

staltung von Schulhöfen unter den Voraussetzungen zuwendungsfähig, 
dass 
1. der Schulhof außerhalb der Unterrichtszeiten für eine allgemeine 

öffentliche Nutzung zur Verfügung gestellt wird und die außerschu-
lische Nutzung des Schulhofes aufgrund eines Mangels an Grün-, 
Spiel- und sonstigen Freiflächen innerhalb des Fördergebietes er-
forderlich ist oder  

2. die Schule durch ergänzende außerschulische stadtteilbezogene 
Nutzungen zu einer Stadtteilschule umgestaltet wird. 

 
 (5) Voraussetzung für den Einsatz von Städtebauförderungsmitteln für 

Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen im Eigentum Dritter ist, dass 
die eingesetzten Städtebauförderungsmittel über den Zeitraum der 
Zweckbindung dinglich abgesichert werden. 
 

 (6) Bei der Förderung einer Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtung in den 
Fällen des Absatzes 2 Nr. 3 sind mindestens 20 % der Ausgaben als 
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Eigenleistung der bzw. des Dritten zu erbringen. In den Fällen des Ab-
satzes 2 Nr. 4 ist die Förderung auf den unrentierlichen Teil der Aus-
gaben beschränkt, der sich unter Berücksichtigung ortsüblicher oder 
sonstiger Vergleichsmieten ergibt.  
 

 (7) Ausgaben der Kostengruppen 240 (Ausgleichsabgaben), 470 (nut-
zungsspezifische Anlagen), 600 (Ausstattung und Kunstwerke), 750 
(Kunst) und 760 (Finanzierung) gemäß DIN 276 sind nicht zuwen-
dungsfähig. Für die Förderung der Kostengruppe 620 (Kunstwerke) 
bzw. 750 (Kunst) gemäß DIN 276 gilt B 2.3.5. 
 

 (8) Für den Antrag auf Zustimmung gemäß Absatz 2 ist Anlage 16 zu ver-
wenden. 
 

 (9) Für mit Städtebauförderungsmitteln finanzierte Gemeinbedarfs- und 
Folgeeinrichtungen ist die Gemeinde an die Erfüllung des Zuwen-
dungszweckes für eine Dauer von 25 Jahren gebunden. Die Zweck-
bindungsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt der Aufnahme der zweckent-
sprechenden Nutzung nach Abschluss der Baumaßnahme. Für eine 
Veräußerung der mit Städtebauförderungsmitteln finanzierten Gemein-
bedarfs- und Folgeeinrichtung vor Ablauf der Zweckbindungsfrist unter 
Beibehaltung der bisherigen Nutzung gilt:  
1. Veräußert die Gemeinde in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1 und 2 

die Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtung, ist der Verkaufserlös in 
das städtebaubauliche Sondervermögen einzubringen. Im Rah-
men der Schlussabrechnung wird ein Wertausgleich zu Gunsten 
der Gemeinde berücksichtigt, wenn das veräußerte Grundstück 
nicht mit Städtebauförderungsmitteln erworben wurde. Erfolgt die 
Veräußerung nach Schlussabrechnung der städtebaulichen Ge-
samtmaßnahme gemäß C 8.5, aber noch innerhalb der Zweckbin-
dungsfrist, hat die Gemeinde den gegebenenfalls um den Wert-
ausgleich zu Gunsten der Gemeinde bereinigten Verkaufserlös an-
teilig an die IB.SH zu erstatten. 

2. Veräußert eine Dritte bzw. ein Dritter in den Fällen des Absatzes 2 
Nr. 3 und 4 die Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtung und wird 
hierdurch ein Verkaufserlös erzielt, dessen Höhe ihre bzw. seine 
Beteiligung an den Gesamtkosten der Gemeinbedarfs- und Folge-
einrichtung übersteigt, so hat die Gemeinde die Rückzahlung der 
gewährten Städtebauförderungsmittel in der Höhe des erzielten 
Überschusses sicherzustellen. Bei der Berechnung des Über-
schusses bleiben Bodenwertsteigerungen unberücksichtigt. 

 
B 2.2.6 Verlagerung und Änderung von Betrieben 

 
 (1) In Fördergebieten bzw. Teilgebieten, die als Sanierungsgebiet durch 

Satzung gemäß § 142 BauGB im umfassenden Verfahren (Anwendung 
der §§ 152-156 a BauGB) oder als Entwicklungsbereich durch Satzung 
gemäß § 165 Absatz 6 BauGB räumlich abgegrenzt sind, sind Ausga-
ben der Gemeinde für die Verlagerung und Änderung von gewerbli-
chen oder land- und forstwirtschaftlichen Betrieben als Baumaßnahme 
ergänzend zum Mitteleinsatz gemäß B 2.1.3 nach vorheriger Zustim-
mung des MIB zuwendungsfähig. 
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 (2) Städtebauförderungsmittel können eingesetzt werden für die unmittel-

baren Ausgaben (Planungs- und Baukosten) der Baumaßnahme, je-
doch nicht für maßnahmenunabhängige Ausgaben einer betrieblichen 
Verbesserung oder Erweiterung. 
 

 (3) Voraussetzung für den Einsatz von Städtebauförderungsmitteln ist, 
dass Entschädigungen gemäß B 2.1.3 und Förderungen aufgrund an-
derer rechtlicher Grundlagen nicht ausreichen, um eine besondere 
durch die Sanierung oder Entwicklung bedingte Härte, insbesondere 
eine ernsthafte Bedrohung der betrieblichen Existenz oder die Gefähr-
dung von Arbeitsplätzen, von dem Betrieb abzuwenden. Die besondere 
Härte ist gutachterlich nachzuweisen. Hinsichtlich der Finanzierung des 
Gutachtens durch Städtebauförderungsmittel gilt B 3.3. Die Förderung 
des Betriebes durch die Gemeinde ist auf Grundlage der Verordnung 
(EU) Nr. 1407/2013 vom 18. Dezember 2013 als De-minimis-Beihilfe 
zu gewähren. 
 

 (4) Für den Antrag auf Zustimmung gemäß Absatz 1 ist Anlage 17 zu ver-
wenden. 
 

 (5) Für die mit Städtebauförderungsmitteln finanzierte Verlagerung und 
Änderung von Betrieben ist die Gemeinde an die Erfüllung des Zuwen-
dungszweckes für eine Dauer von 25 Jahren gebunden. Die Zweck-
bindungsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt der Aufnahme der zweckent-
sprechenden Nutzung nach Abschluss der Baumaßnahme. 
 

B 2.3 Sonstige Maßnahmen der Durchführung 
 

B 2.3.1 Maßnahmenbedingte Rechtsansprüche Dritter 
 

 Ausgaben der Gemeinde, die durch einen durch die städtebauliche Gesamt-
maßnahme bedingten rechtlichen Anspruch einer oder eines Dritten gegen-
über der Gemeinde entstehen, sind zuwendungsfähig, soweit sie nicht an-
derweitig abgegolten sind. 
 

B 2.3.2 Härteausgleich 
 

 Ausgaben der Gemeinde für die Gewährung eines Härteausgleiches gemäß 
§ 181 BauGB sind zuwendungsfähig. Das Vorliegen der gesetzlichen Voraus-
setzungen ist im Rahmen der Zwischenabrechnung nachzuweisen.  
 

B 2.3.3 Bewirtschaftung von Grundstücken 
 

 Ausgaben für die Bewirtschaftung von Grundstücken des städtebaulichen 
Sondervermögens gemäß A 7.5 Absatz 1 und anderen Vermögensgegen-
ständen des städtebaubaulichen Sondervermögens sind zuwendungsfähig. 
 

B 2.3.4 Verfügungsfonds 

 
 (1) Ausgaben eines zur stärkeren Beteiligung und Mitwirkung von Be-

troffenen von der Gemeinde eingerichteten Verfügungsfonds sind zu-
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wendungsfähig. 
 (2) Voraussetzungen für den Einsatz von Städtebauförderungsmitteln sind, 

dass 
1. mindestens die Hälfte der Mittel des Verfügungsfonds aus Mitteln 

der Wirtschaft, von Immobilien- und Standortgemeinschaften oder 
sonstigen Dritten finanziert wird; dies gilt nicht für Verfügungsfonds 
im Programm „Soziale Stadt“,  

2. ein lokales Gremium, welches überwiegend mit unmittelbar von 
der städtebaulichen Gesamtmaßnahme betroffenen Personen be-
setzt ist, über die Verwendung der Mittel entscheidet, 

3. die Mittel für kleinteilige Maßnahmen verwendet werden, die über 
keine andere Förderung unterstützt werden können, 

4. die Mittel nicht für Ausgaben des programmspezifischen Manage-
ments oder für Ausgaben gemeindlicher Einrichtungen verwendet 
werden und 

5. die Gemeinde eigene verbindliche Grundsätze für die Umsetzung 
des Fonds entwickelt und nach Abstimmung mit dem MIB be-
schließt. 

 
 (3) Der aus Städtebauförderungsmitteln finanzierte Anteil der Mittel des 

Verfügungsfonds ist ausschließlich für Investitionen und investitions-
vorbereitende Maßnahmen zu verwenden; die Beschränkung auf in-
vestive und investitionsvorbereitende Maßnahmen gilt nicht für Verfü-
gungsfonds im Programm „Soziale Stadt“.  
 

 (4) Der Einsatz von Städtebauförderungsmitteln ist auf einen jährlichen 
Betrag von bis zu 30.000 Euro begrenzt. 
 

 (5) Die von der Wirtschaft, von Immobilien- und Standortgemeinschaften 
oder sonstigen Privaten aufzubringenden Mittel sind nicht im städte-
baulichen Sondervermögen zu bewirtschaften.  
 

B 2.3.5 Kunst im öffentlichen Raum 
 

 (1) Ausgaben für Kunst im öffentlichen Raum sind zuwendungsfähig, so-
weit sie im Zusammenhang mit der Durchführung von Ordnungsmaß-
nahmen oder mit der Errichtung oder Änderung von Gemeinbedarfs- 
und Folgeeinrichtungen stehen. 
 

 (2) Im Programm „Soziale Stadt“ sind abweichend von Absatz 1 Ausgaben 
für Kunst im öffentlichen Raum auch unabhängig von der Durchführung 
von Ordnungsmaßnahmen oder der Errichtung oder Änderung von 
Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen zuwendungsfähig, wenn sie 
auf der Grundlage eines gebietsbezogenen künstlerischen Konzeptes 
entstehen. 
 

 (3) Voraussetzung für die Zuwendungsfähigkeit der Ausgaben ist die 
Durchführung eines Künstlerwettbewerbes. Das MIB und das für Kultur 
zuständige Landesministerium sowie der BBK SH und der BAK SH 
sind in das Verfahren einzubinden. 
 

 (4) Für mit Städtebauförderungsmitteln finanzierte Kunst im öffentlichen 
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Raum ist die Gemeinde an die Erfüllung des Zuwendungszweckes für 
eine Dauer von 25 Jahren gebunden. Die Zweckbindungsfrist beginnt 
mit dem Zeitpunkt der Aufstellung des Kunstwerkes. Entsteht im Fall 
des Absatzes 2 Kunst von temporärem Charakter, besteht hierfür keine 
Zweckbindungsfrist. 
 

B 3 Maßnahmen der Abwicklung  
 

 (1) Von der Gemeinde zu tragende, anderweitig nicht gedeckte Ausgaben 
für Maßnahmen der Abwicklung der städtebaulichen Gesamtmaßnah-
me sind zuwendungsfähig. Sie können bis zu einer Höhe von 50 % aus 
Städtebauförderungsmitteln finanziert werden.  

 (2) Die Eigenanteile, die von der Gemeinde aufgrund des begrenzten För-
dermitteleinsatzes zu erbringen sind, können aus Mitteln des städte-
baulichen Sondervermögens gemäß A 7.3 Absatz 1 Nr. 6 b vor- und 
zwischenfinanziert werden.  
 

B 3.1 Sanierungs- und Entwicklungsträgerinnen und -träger 
 

 (1) Ausgaben für die Beauftragung einer Sanierungs- oder Entwicklungs-
trägerin bzw. eines Sanierungs- oder Entwicklungsträgers gemäß 
§ 157 Absatz 1 Satz 2 BauGB sind nach vorheriger Zustimmung des 
MIB zuwendungsfähig. Eine erneute vorherige Zustimmung des MIB 
zum Einsatz von Städtebauförderungsmitteln ist erforderlich, wenn 
aufgrund einer Änderung des Auftragsumfangs eine Vertragsanpas-
sung erfolgen muss.  
 

 (2) Voraussetzungen für den Einsatz von Städtebauförderungsmitteln sind, 
dass 
1. die Sanierungs- oder Entwicklungsträgerin bzw. der Sanierungs- 

oder Entwicklungsträger die Voraussetzungen gemäß § 158 
BauGB erfüllt, 

2. sich der Vertrag eindeutig und ausschließlich auf die geförderte 
städtebauliche Gesamtmaßnahme bezieht, 

3. die Vergütung angemessen ist und  
4. die Leistungen Maßnahmen der Vorbereitung, Durchführung und 

Abwicklung der städtebaulichen Gesamtmaßnahme betreffen, den 
vertraglichen Vereinbarungen entsprechen und noch nicht durch 
Honorare für bestimmte Einzelleistungen abgegolten sind. 

 
 (3) Die Tätigkeit ist in Form von Stundensätzen zu vergüten, die alle 

Sachkosten beinhalten müssen. 
 

 (4) Für den Antrag auf Zustimmung gemäß Absatz 1 ist Anlage 18 zu ver-
wenden. 
 

B 3.2 Programmspezifisches Management 
 

 (1) Ausgaben für die Beauftragung eines die städtebauliche Gesamtmaß-
nahme programmspezifisch begleitenden Managements (z. B. Quar-
tiersmanagement, Stadtumbaumanagement) sind nach vorheriger Zu-
stimmung des MIB zuwendungsfähig. Eine erneute vorherige Zustim-
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mung des MIB zum Einsatz von Städtebauförderungsmitteln ist erfor-
derlich, wenn aufgrund einer Änderung des Auftragsumfangs eine Ver-
tragsanpassung erfolgen muss.  
 

 (2) Voraussetzungen für den Einsatz von Städtebauförderungsmitteln sind, 
dass  
1. sich der Vertrag eindeutig und ausschließlich auf die geförderte 

städtebaulichen Gesamtmaßnahme bezieht, 
2. die Vergütung angemessen ist und  
3. die Leistungen Maßnahmen der Vorbereitung, Durchführung und 

Abwicklung der städtebaulichen Gesamtmaßnahme betreffen, den 
vertraglichen Vereinbarungen entsprechen und noch nicht durch 
Honorare für bestimmte Einzelleistungen abgegolten sind. 

 
 (3) Die Tätigkeit ist in Form von Stundensätzen zu vergüten, die alle 

Sachkosten beinhalten müssen. 
 

 (4) Abweichend von A 3 Absatz 6 beginnt die Möglichkeit des Einsatzes 
von Städtebauförderungsmitteln für die Beauftragung eines die städte-
bauliche Gesamtmaßnahme programmspezifisch begleitenden Mana-
gements im Programm „Soziale Stadt“ mit dem erstmaligen Zuwen-
dungsbescheid der IB.SH. 
 

 (5) Für den Antrag auf Zustimmung gemäß Absatz 1 ist Anlage 18 zu ver-
wenden. 
 

B 3.3 Private Sachverständige für gutachterliche Wertermittlungen 
 

 (1) Durch die Beauftragung privater Sachverständiger gemäß A 8 Absatz 1 
Satz 2 entstehende Ausgaben für die Erstattung von Gutachten über 
1. den Verkehrswert von bebauten und unbebauten Grundstücken, 
2. den Verkehrswert von Rechten an Grundstücken,  
3. die Höhe von Entschädigungen sonstiger Vermögensnachteile, 
4. die Höhe von Ausgleichsbeträgen gemäß § 154 BauGB 
sind zuwendungsfähig. Voraussetzung für den Einsatz von Städte-
bauförderungsmitteln ist, dass der zuständige Gutachterausschuss die 
Wertermittlung nachweislich nicht innerhalb des erforderlichen Zeit-
raumes durchführen kann.  
 

 (2) Durch die Einschaltung privater Sachverständiger oder von Untersu-
chungsstellen gemäß § 18 BBodSchG entstehende Ausgaben für die 
Ermittlung von Verkehrswertminderungen bebauter und unbebauter 
Grundstücke aufgrund schädlicher Bodenveränderungen sind zuwen-
dungsfähig. Die Einhaltung des Grundsatzes der Nachrangigkeit des 
Einsatzes von Städtebauförderungsmitteln ist im Rahmen der Zwi-
schenabrechnung nachzuweisen.  
 

B 3.4 Sonstige Beauftragte 
 

 (1) Ausgaben für die Beauftragung sonstiger Beauftragter gemäß § 157 
Absatz 1 BauGB sind zuwendungsfähig.  
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 (2) Voraussetzungen für den Einsatz von Städtebauförderungsmitteln sind, 
dass  
1. sich der Vertrag eindeutig und ausschließlich auf die geförderte 

städtebauliche Gesamtmaßnahme bezieht, 
2. die Vergütung angemessen ist und  
3. die Leistungen Maßnahmen der Vorbereitung, Durchführung und 

Abwicklung der städtebaulichen Gesamtmaßnahme betreffen, den 
vertraglichen Vereinbarungen entsprechen und noch nicht durch 
Honorare für bestimmte Einzelleistungen abgegolten sind. 

 
B 3.5 Öffentlichkeitsarbeit 

 
 Ausgaben einer maßnahmenbegleitenden Öffentlichkeitsarbeit und Ausgaben 

für die Veröffentlichung zur Information über das Ergebnis der städtebauli-
chen Gesamtmaßnahme sind zuwendungsfähig.  
 

B 3.6 Aufgegebene Ordnungs- und Baumaßnahmen 
 

 Ausgaben der Vorbereitung einzelner Ordnungsmaßnahmen gemäß B 2.1 
und Baumaßnahmen gemäß B 2.2 (z. B. Konzepte, Machbarkeitsstudien, 
Gutachten, Planungswettbewerbe, Planungen) sind der jeweiligen Ord-
nungsmaßnahme oder Baumaßnahme zuzuordnen. Wird aus schwerwiegen-
dem Grund von der Durchführung einzelner Ordnungsmaßnahmen oder 
Baumaßnahmen abgesehen, sind bereits angefallene Planungsausgaben den 
Ausgaben der Abwicklung der städtebaulichen Gesamtmaßnahme zuzuord-
nen. Sie können mit Zustimmung des MIB bis zu einer Höhe von 50 % aus 
Städtebauförderungsmitteln finanziert werden. Die Zustimmung des MIB ist 
innerhalb von 12 Monaten nach Bekanntwerden des schwerwiegenden Grun-
des zu beantragen. Der Antrag ist zu begründen.  
 

B 3.7 Sonstige Maßnahmen der Abwicklung 
 

 (1) Ausgaben für sonstige Maßnahmen der Abwicklung sind zuwendungs-
fähig für 
1. die Führung des Sonderkontos gemäß A 7.4, 
2. die Durchführung einer abschließenden Evaluierung der städte-

baulichen Gesamtmaßnahme, 
3. die Erstellung des Abschlussberichtes gemäß C 8.6. 

 
 (2) Abweichend von A 3 Absatz 6 beginnt die Möglichkeit des Einsatzes 

von Städtebauförderungsmitteln für die Führung des Sonderkontos mit 
dem erstmaligen Zuwendungsbescheid der IB.SH. 
 
 

C Förderungsverfahren 
 

 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendungen sowie für 
den Nachweis und die Prüfung der Verwendung und die gegebenenfalls er-
forderliche Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rückforderung 
von gewährten Zuwendungen gelten die VV-K zu § 44 LHO i. V. m. §§ 116, 
117, 117 a LVwG, soweit in diesen Richtlinien nichts anderes geregelt ist. Nr. 
8.8 der VV-K zu § 44 LHO findet keine Anwendung. 
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C 1 Aufnahme in ein Städtebauförderungsprogramm 

 
 Das MIB stellt jährlich die Städtebauförderungsprogramme auf. Sie umfassen 

neue und fortzusetzende städtebauliche Gesamtmaßnahmen. Die Aufnahme 
einer städtebaulichen Gesamtmaßnahme in ein Städtebauförderungspro-
gramm ist Grundlage für die Gewährung einer Zuwendung aus diesem Pro-
gramm.  
 

C 1.1 Förderungsantrag 
 

C 1.1.1 Antrag auf erstmalige Aufnahme in ein Städtebauförderungsprogramm 
 

 (1) Die erstmalige Aufnahme einer städtebaulichen Gesamtmaßnahme in 
ein Städtebauförderungsprogramm ist durch die Gemeinde zu bean-
tragen. Die Beantragung erfolgt regelmäßig im Rahmen eines zweistu-
figen Verfahrens (Interessenbekundung und Antragstellung). Das MIB 
fordert die Gemeinden zur Teilnahme am Antragsverfahren auf, wenn 
zu erwarten ist, dass für eine Förderung neuer städtebaulicher Ge-
samtmaßnahmen Haushaltsmittel zur Verfügung stehen.  
 

 (2) Anlage 1 ist zu verwenden. 
 

C 1.1.2 Folgeantrag auf Aufnahme in ein Städtebauförderungsprogramm  
 

 (1) Die Aufnahme einer fortzusetzenden städtebaulichen Gesamtmaß-
nahme in ein Städtebauförderungsprogramm ist durch die Gemeinde 
bis zum 28.02. des Jahres beim MIB zu beantragen. Eine besondere 
Aufforderung zur Antragstellung ergeht nicht.  
 

 (2) Anlage 1 ist zu verwenden. 
 

C 1.1.3 Antrag auf Bereitstellung von Umschichtungsmitteln 
 

 (1) Für fortzusetzende städtebauliche Gesamtmaßnahmen können jeder-
zeit Umschichtungsmittel beantragt werden. Umschichtungsmittel ent-
stehen durch den Widerruf von Zuwendungen oder durch Zinsforde-
rungen. 
 

 (2) Anlage 1 ist zu verwenden. 
 

C 1.2 Aufstellung der Städtebauförderungsprogramme 
 

 Das MIB entscheidet über die Aufstellung der Städtebauförderungsprogram-
me im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel auf der Grundlage der För-
deranträge der Gemeinden und der jährlich zwischen Bund und Ländern ver-
einbarten VV Städtebauförderung. Mit der Programmaufstellung entscheidet 
das MIB über die Aufnahme von städtebaulichen Gesamtmaßnahmen in ein 
Städtebauförderungsprogramm und die Verteilung der in diesem Programm 
zur Verfügung stehenden Zuwendungen. Gegebenenfalls zur Verfügung ste-
hende Umschichtungsmittel können bei der Programmaufstellung berücksich-
tigt werden. Die Städtebauförderungsprogramme bedürfen einer Genehmi-
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gung durch den Bund. Nach Erteilung der Genehmigung beauftragt das MIB 
die IB.SH mit der Bewilligung der Zuwendungen. Ein Rechtsanspruch auf er-
neute Programmaufnahme in den Folgejahren wird durch die Aufnahme in ein 
Städtebauförderungsprogramm nicht begründet.  
 

C 2 Bewilligung von Zuwendungen 
 

 (1) Die Bewilligung von Zuwendungen erfolgt durch schriftlichen Bescheid 
der IB.SH. 
 

 (2) Zuwendungen werden mit einer Mittelfälligkeit über einen Zeitraum von 
bis zu 5 Jahren in Jahres-Tranchen gewährt. Umschichtungsmittel (C 
1.1.3) stehen in der Regel im Jahr der Bewilligung zur Verfügung. 
 

C 3 Kosten- und Finanzierungsübersicht 
 

 (1) Dem MIB ist jährlich bis zum 28.02. eine aktuelle Kosten- und Finan-
zierungsübersicht gemäß A 5.3 für die städtebauliche Gesamtmaß-
nahme vorzulegen. 
 

 (2)  Anlage 2 ist zu verwenden. 
 

C 4 Maßnahmenplan 
 

 (1) Dem MIB ist jährlich bis zum 28.02. ein Maßnahmenplan für die städ-
tebauliche Gesamtmaßnahme vorzulegen. Bei Anpassungsbedarf 
kann der Maßnahmenplan unterjährig erneut vorgelegt werden. 
 

 (2) Anlage 3 ist zu verwenden.  
 

C 5 Sachstandsbericht 
 

 (1) Dem MIB ist jährlich bis zum 28.02. ein Sachstandsbericht über die 
städtebauliche Gesamtmaßnahme vorzulegen. Der Bericht umfasst 
den Zeitraum von 01.01. bis zum 31.12. des Vorjahres. 
 

 
 

(2) Anlage 4 ist zu verwenden. 
 

C 6 Anforderung, Auszahlung und fristgerechte Verwendung von  
Zuwendungen  
 

 (1) Zuwendungen sind bei der IB.SH anzufordern. Für die Anforderung 
von Zuwendungen ist Anlage 8 zu verwenden. 
 

 (2) Die Auszahlung von Zuwendungen erfolgt unmittelbar auf das gemäß 
A 7.4 einzurichtende Sonderkonto. 
 

 (3) Zuwendungen sind spätestens 3 Monate nach Auszahlung gemäß der 
Zweckbestimmung zu verwenden. Nicht fristgemäß zur Erfüllung des 
Zuwendungszwecks verwendete Zuwendungen sind nach Nr. 8.7 VV-K 
zu § 44 LHO zu verzinsen. Dies gilt auch, wenn die Zuwendungen ge-
mäß Nr. 1.5 ANBest-K zu § 44 LHO angefordert worden sind. Die Zin-
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sen sind an die IB.SH zu entrichten. 
 

 (4) Abweichend von Absatz 3 kann die Gemeinde zur zügigen Beglei-
chung von Ausgaben eine ständige Kassenreserve in Höhe von bis zu 
25.000 Euro bilden.  
 

C 7 Zustimmung zum Mitteleinsatz 
 

 (1) Für folgende einzelne Maßnahmen erteilt das MIB die Zustimmung 
zum Mitteleinsatz durch Zustimmung zur Aufnahme in den Maßnah-
menplan gemäß A 5.4: 
1. Maßnahmen nach § 140 BauGB (B 1.1), mit Ausnahme vorgezo-

gener Ordnungs- und Baumaßnahmen gemäß § 140 Nr. 7 BauGB 
(B 1.1 Absatz 3), 

2. Übergeordnete Konzepte (B 1.2), 
3. Erwerb von Grundstücken (B 2.1.1), 
4. Sonstige Maßnahmen der Bodenordnung (B 2.1.2), 
5. Freilegung von Grundstücken (B 2.1.4), 
6. Gebäuderestwertentschädigung bei der Freilegung von Grundstü-

cken (B 2.1.5), 
7. Änderung von öffentlichen Versorgungseinrichtungen (B 2.1.7), 
8. Sonstige Ordnungsmaßnahmen (B 2.1.8), 
9. Maßnahmen zum Ausgleich (B 2.1.9), 
10. Maßnahmenbedingte Rechtsansprüche Dritter (B 2.3.1), 
11. Härteausgleich (B 2.3.2), 
12. Bewirtschaftung von Grundstücken (B 2.3.3), 
13. Verfügungsfonds (B 2.3.4), 
14. Kunst im öffentlichen Raum (B 2.3.5), 
15. Private Sachverständige für gutachterliche Wertermittlungen 

(B 3.3), 
16. Sonstige Beauftragte (B 3.4), 
17. Öffentlichkeitsarbeit (B 3.5), 
18. Sonstige Maßnahmen der Abwicklung (B 3.7). 
 

 (2) Für folgende einzelne Maßnahmen ist zusätzlich zur Aufnahme in den 
Maßnahmenplan gemäß A 5.4 eine gesonderte Zustimmung des MIB 
zum Mitteleinsatz zu beantragen: 
1. Vorgezogene Ordnungs- und Baumaßnahmen (B 1.1 Absatz 3), 
2. Umzug von Bewohnerinnen, Bewohnern und Betrieben (B 2.1.3), 
3. Herstellung und Änderung von Erschließungsanlagen (B 2.1.6), 
4. Neubebauung und Ersatzbauten der Gemeinde (B 2.2.3), 
5. Neubau von Ersatzwohnungen und sonstigen Wohnungen Dritter 

(B 2.2.4), 
6. Errichtung und Änderung von Gemeinbedarfs- und Folgeeinrich-

tungen (B 2.2.5), 
7. Verlagerung und Änderung von Betrieben (B 2.2.6), 
8. Sanierungs- und Entwicklungsträgerinnen und -träger (B 3.1), 
9. Programmspezifisches Management (B 3.2), 
10. Aufgegebene Ordnungs- und Baumaßnahmen (B 3.6). 
Für die Antragstellung zu Nr. 2-9 sind die Anlagen 9, 10, 14, 15, 16, 17 
bzw. 18 zu verwenden. 
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 (3) Für folgende einzelne Maßnahmen ist zusätzlich zur Aufnahme in den 
Maßnahmenplan gemäß A 5.4 über das MIB eine gesonderte Zustim-
mung der IB.SH zum Mitteleinsatz zu beantragen: 
1. Modernisierung und Instandsetzung baulicher Anlagen Dritter 

(B 2.2.1), 
2. Modernisierung und Instandsetzung baulicher Anlagen der Ge-

meinde (B 2.2.2). 
Für die Antragstellung ist Anlage 11 zu verwenden. 
 

C 8 Abrechnung 
 

 Die Gemeinde hat die städtebauliche Gesamtmaßnahme abzurechnen. Die 
Abrechnung entspricht dem Verwendungsnachweis im Sinne des Haushalts-
rechtes. Die IB.SH prüft die Abrechnung gemäß Nr. 11 VV-K zu § 44 LHO 
und entscheidet auf dieser Grundlage über die endgültige Förderung. Mit dem 
Bescheid erhält die Gemeinde eine Ausfertigung des Prüfvermerks. 
 

C 8.1 Gegenstand der Abrechnung 
 

 Gegenstand der Abrechnung ist die städtebauliche Gesamtmaßnahme als 
Einheit. Das Abrechnungsverfahren umfasst: 
1. die Abrechnung einzelner Maßnahmen gemäß C 8.2, 
2. die jährlich vorzulegende Zwischenabrechnung gemäß C 8.3, 
3. die Darstellung des Sonderkontos gemäß C 8.4, 
4. die Schlussabrechnung gemäß C 8.5 und 
5. den Abschlussbericht gemäß C 8.6. 
Hierbei sind alle Einnahmen gemäß A 6.2.5, alle Ausgaben einzelner Maß-
nahmen gemäß B und alle Vermögenswerte des städtebaulichen Sonderver-
mögens zu berücksichtigen.  
 

C 8.2 Abrechnung einzelner Maßnahmen 
 

 (1) Für folgende einzelne Maßnahmen ist der IB.SH über die für die bau-
fachliche Prüfung zuständige Stelle spätestens 12 Monate nach Ab-
schluss der jeweiligen Maßnahme eine Abrechnung vorzulegen: 
1. Herstellung und Änderung von Erschließungsanlagen (B 2.1.6), 
2. Modernisierung und Instandsetzung baulicher Anlagen Dritter 

(B 2.2.1), 
3. Modernisierung und Instandsetzung baulicher Anlagen der Ge-

meinde (B 2.2.2),  
4. Neubebauung und Ersatzbauten der Gemeinde (B 2.2.3), 
5. Neubau von Ersatzwohnungen und sonstigen Wohnungen Dritter 

(B 2.2.4), 
6. Errichtung und Änderung von Gemeinbedarfs- und Folgeeinrich-

tungen (B 2.2.5), 
7. Verlagerung und Änderung von Betrieben (B 2.2.6). 
Dies gilt auch dann, wenn einzelne Maßnahmen als vorgezogene Ord-
nungs- oder Baumaßnahmen durchgeführt wurden. Mit der Abrech-
nung ist ein Nachweis über die Einhaltung der Vorgaben für die öffent-
liche Darstellung der Städtebauförderung gemäß A 5.12 Absatz 2 Nr. 3 
und 4 vorzulegen. Anlage 20 ist zu verwenden. Die Ergebnisse der 
Prüfung der Abrechnung durch die IB.SH sind unverzüglich in die Zwi-
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schenabrechnung gemäß C 8.3 bzw. in die Schlussabrechnung gemäß 
C 8.5 einzustellen. 
 

 (2) Folgende einzelne Maßnahmen sind unverzüglich nach ihrem Ab-
schluss im Rahmen der Zwischenabrechnung gemäß C 8.3 bzw. im 
Rahmen der Schlussabrechnung gemäß C 8.5 abzurechnen: 
1. Maßnahmen nach § 140 BauGB (B 1.1), mit Ausnahmen vorgezo-

gener Ordnungs- und Baumaßnahmen gemäß § 140 Nr. 7 BauGB 
(B 1.1 Absatz 3), 

2. Übergeordnete Konzepte (B 1.2), 
3. Erwerb von Grundstücken (B 2.1.1), 
4. Sonstige Maßnahmen der Bodenordnung (B 2.1.2), 
5. Umzug von Bewohnerinnen, Bewohnern und Betrieben (B 2.1.3), 
6. Freilegung von Grundstücken (B 2.1.4), 
7. Gebäuderestwertentschädigung bei der Freilegung von Grundstü-

cken (B 2.1.5), 
8. Änderung von öffentlichen Versorgungseinrichtungen (B 2.1.7), 
9. Sonstige Ordnungsmaßnahmen (B 2.1.8), 
10. Maßnahmen zum Ausgleich (B 2.1.9), 
11. Maßnahmenbedingte Rechtsansprüche Dritter (B 2.3.1), 
12. Härteausgleich (B 2.3.2), 
13. Kunst im öffentlichen Raum (B 2.3.5), 
14. Private Sachverständige für gutachterliche Wertermittlungen 

(B 3.3), 
15. Sonstige Beauftragte (B 3.4) und 
16. Öffentlichkeitsarbeit (B 3.5). 
Dies gilt auch dann, wenn einzelne Maßnahmen als vorgezogene Ord-
nungs- und Baumaßnahmen durchgeführt wurden. Ausgaben der Vor-
bereitung aufgegebener Ordnungs- und Baumaßnahmen sind unver-
züglich nach Zustimmung des MIB zum Fördermitteleinsatz (B 3.6) im 
Rahmen der Zwischenabrechnung gemäß C 8.3 bzw. der Schlussab-
rechnung gemäß C 8.5 abzurechnen. 
 

 (3) Für folgende einzelne Maßnahmen sind die jeweiligen Ausgaben des 
Vorjahres unverzüglich im Rahmen der Zwischenabrechnung gemäß 
C 8.3 bzw. im Rahmen der Schlussabrechnung gemäß C 8.5 abzu-
rechnen: 
1. Bewirtschaftung von Grundstücken (B 2.3.3), 
2. Verfügungsfonds (B 2.3.4), 
3. Sanierungs- und Entwicklungsträgerinnen und -träger (B 3.1), 
4. Programmspezifisches Management (B 3.2), 
5. Sonstige Maßnahmen der Abwicklung (B 3.7). 
 

C 8.3 Zwischenabrechnung 
 

 Der IB.SH ist jährlich bis zum 30.06. eine von der Gemeinde haushaltsmäßig 
geprüfte Zwischenabrechnung mit Stand 31.12. des Vorjahres vorzulegen. 
Gegenstand der Zwischenabrechnung sind: 
1. die Ausgaben für einzelne Maßnahmen gemäß C 8.2, 
2. die Einnahmen des Vorjahres gemäß A 6.2.5,  
3. das Bestandsverzeichnis über die dem städtebaulichen Sondervermögen 

bereitzustellenden Grundstücke und sonstigen Vermögenswerte gemäß 
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A 7.5 Absatz 7 und 
4. das Verzeichnis über die nicht mit Städtebauförderungsmitteln erworbe-

nen privat nutzbaren Grundstücke der Gemeinde gemäß C 8.5 Absatz 6. 
Anlage 21 ist zu verwenden.  
 

C 8.4 Darstellung des Sonderkontos 
 

 Das Sonderkonto gemäß A 7.4 ist der IB.SH zusammen mit der Zwischenab-
rechnung zum 30.06. des Jahres sowie mit der Schlussabrechnung unter 
Verwendung der Anlage 19 in Form einer Gegenüberstellung der Einnahmen 
und Ausgaben des Vorjahres vorzulegen. Werden zur Finanzierung einzelner 
Maßnahmen neben Städtebauförderungsmitteln auch Mittel Dritter eingesetzt 
(Mischfinanzierung), sind die Einnahmen und Ausgaben dieser Maßnahme zu 
kennzeichnen. 
 

C 8.5 Schlussabrechnung 
 

 (1) Die Gemeinde hat der IB.SH spätestens 12 Monate nach Abschluss 
aller Maßnahmen der Vorbereitung gemäß B 1 und der Durchführung 
gemäß B 2 bzw. 12 Monate nach dem gemäß A 3 Absatz 10 festgeleg-
ten Ende der Möglichkeit des Einsatzes von Städtebauförderungsmit-
teln für Maßnahmen der Vorbereitung und Durchführung eine von der 
Gemeinde haushaltsmäßig geprüfte Schlussabrechnung vorzulegen. 
Bei verzögerter Vorlage kann das MIB die Möglichkeit des Einsatzes 
von Städtebauförderungsmitteln für Maßnahmen der Abwicklung be-
enden (A 3 Absatz 10). 
 

 (2) Abweichend von Absatz 1 beträgt die Vorlagefrist 24 Monate, wenn die 
städtebauliche Gesamtmaßnahme vollständig oder teilweise als Sanie-
rungsgebiet durch Satzung gemäß § 142 BauGB im umfassenden Ver-
fahren (Anwendung der §§ 152-156 a BauGB) oder als Entwicklungs-
bereich durch Satzung gemäß § 165 Absatz 6 BauGB räumlich abge-
grenzt war oder noch ist. 
 

 (3) Gegenstand der Schlussabrechnung sind:  
1. die Prüfergebnisse der IB.SH zur letzten Zwischenabrechnung,  
2. die nach Vorlage der letzten Zwischenabrechnung bis zur Vorlage 

der Schlussabrechnung angefallenen Einnahmen gemäß A 6.2.5 
und Ausgaben gemäß B, 

3. nach der Schlussabrechnung noch anfallende Einnahmen gemäß 
A 6.2.5 und Ausgaben gemäß B,  

4. gemäß Absatz 5 zu berücksichtigende Wertausgleiche zu Lasten 
der Gemeinde und 

5. gemäß Absatz 6 zu berücksichtigende Wertsteigerungen gemein-
deeigener privat nutzbarer Grundstücke. 

Mit der Schlussabrechnung ist ein Nachweis über die Einhaltung der 
Vorgabe für die öffentliche Darstellung der Städtebauförderung gemäß 
A 5.12 Absatz 2 Nr. 5 vorzulegen. Anlage 22 ist zu verwenden.  
 

 (4) Noch ausstehende, bereits in der Höhe feststehende Einnahmen und 
Ausgaben sind abgezinst (Tabelle Anlage 7) zu berücksichtigen. Der 
Zinszeitraum beginnt mit Ablauf des Jahres, in dem die Schlussab-
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rechnung bei der IB.SH vorgelegt wird. Mit Städtebauförderungsmitteln 
gemäß A 7.3 vor- und zwischenfinanzierte Einnahmen sind keine aus-
stehenden Einnahmen im Sinne dieser Regelung; sie sind dem städte-
baulichen Sondervermögen vor Vorlage der Schlussabrechnung zu 
erstatten. 
 

 (5) Werden mit Städtebauförderungsmitteln erworbene Grundstücke (A 7.5 
Absatz 1) in das gemeindliche Liegenschaftsvermögen überführt, ist 
ein Wertausgleich zu Lasten der Gemeinde zu berücksichtigen für 
1. privat nutzbare und vor Vorlage der Schlussabrechnung nicht ver-

äußerte Grundstücke (A 7.5 Absatz 6), 
2. privat nutzbare Grundstücke, für die ein Erbbaurecht oder ein 

sonstiges Nutzungsrecht bestellt wurde, 
3. öffentlich nutzbare Grundstücke, auf denen Erschließungsanlagen 

bzw. Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen errichtet wurden  
oder noch errichtet werden sollen und hierfür eine Zustimmung 
zum Einsatz von Städtebauförderungsmitteln durch das MIB nicht 
oder nur teilweise erteilt worden ist. 

Für die Ermittlung der Höhe des Wertausgleiches gilt A 8 Absatz 3 ent-
sprechend. 
 

 (6) Für nicht mit Städtebauförderungsmitteln erworbene privat nutzbare 
Grundstücke der Gemeinde in Fördergebieten bzw. Teilgebieten, die 
als Sanierungsgebiet durch Satzung gemäß § 142 BauGB im umfas-
senden Verfahren (Anwendung der §§ 152-156 a BauGB) oder als 
Entwicklungsbereich durch Satzung gemäß § 165 Absatz 6 BauGB 
räumlich abgegrenzt wurden, ist der Betrag, der der Wertsteigerung 
dieser Grundstücke gemäß § 154 BauGB entspricht, zu Lasten der 
Gemeinde zu berücksichtigen. Die Gemeinde hat über diese Grund-
stücke ein Verzeichnis zu führen. Anlage 6 ist zu verwenden. 
 

C 8.6 Abschlussbericht 
 

 Die Gemeinde hat einen Abschlussbericht gemäß Anlage 30 zu fertigen. Die-
ser ist unverzüglich nach Vorlage der Schlussabrechnung dem MIB in doppel-
ter Ausfertigung und der IB.SH in einfacher Ausfertigung vorzulegen. Zusätz-
lich ist der Abschlussbericht dem MIB in elektronischer Form zu übermitteln. 
 

C 9 Aufbewahrung der Akten 
 

 Unabhängig von anderweitig geregelten Aufbewahrungspflichten sind von der 
Gemeinde oder ihren Beauftragten alle Unterlagen, die die geförderte städte-
bauliche Gesamtmaßnahme betreffen, bis zum Ablauf sämtlicher Zweckbin-
dungsfristen aufzubewahren. 
 

C 10 Verwaltungsgebühren für Amtshandlungen der IB.SH 
 

 Die IB.SH erhebt von der Gemeinde für Amtshandlungen im Zusammenhang 
mit der Förderung städtebaulicher Planung, Erneuerung und Entwicklung 
Verwaltungsgebühren auf der Grundlage von § 13 Absatz 2 IBG in Verbin-
dung mit der Landesverordnung über Verwaltungsgebühren für Amtshand-
lungen der Investitionsbank Schleswig-Holstein im Bereich der Städtebauför-
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derung in der jeweils geltenden Fassung. 
 
 

D Schlussbestimmungen 
 

D 1 Befreiung von den Richtlinien 
 

 Das MIB kann im Einvernehmen mit dem Finanzministerium aus wichtigem 
Grund für Einzelfälle oder bestimmte Gruppen von Einzelfällen Befreiungen 
von diesen Richtlinien zulassen. Für eine Befreiung von diesen Richtlinien, 
die das Abrechnungsverfahren gemäß C 8 betrifft, ist zusätzlich das Einver-
nehmen mit dem Landesrechnungshof herzustellen. 
 

D 2 Überleitungsbestimmungen 
 

 Überleitungsbestimmungen werden durch das MIB gesondert erlassen. 
 

D 3 Anlagen zu den Städtebauförderungsrichtlinien 
 

 Die Anlagen sind Bestandteil dieser Richtlinien. 
 

D 4 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 

 Diese Richtlinien treten am 01.01.2015 in Kraft. Sie treten am 31.12.2020 au-
ßer Kraft.  
 

 



StBauFR SH 2015 

 

 
 
Anlagen 
  
Anlage 1 Förderungsantrag 

 
Anlage 2 Kosten- und Finanzierungsübersicht 

 
Anlage 3 Maßnahmenplan 

 
Anlage 4 Sachstandsbericht 

 
Anlage 5 Bestandsverzeichnis über die mit Städtebauförderungsmitteln erworbe-

nen Grundstücke und sonstigen Vermögenswerte 
 

Anlage 6 Verzeichnis über die nicht mit Städtebauförderungsmitteln erworbenen 
privat nutzbaren Grundstücke der Gemeinde 
 

Anlage 7 Abzinsungstabelle 
 

Anlage 8 Anforderung einer Zuwendung 
 

Anlage 9 Antrag auf Zustimmung zum Einsatz von Städtebauförderungsmitteln für 
einen Umzug von Bewohnerinnen und Bewohnern oder eines Betriebes 
 

Anlage 10 Antrag auf Zustimmung zum Einsatz von Städtebauförderungsmitteln für 
die Herstellung oder Änderung einer Erschließungsanlage 
 

Anlage 11 Antrag auf Zustimmung zum Einsatz von Städtebauförderungsmitteln für 
die Modernisierung und Instandsetzung einer baulichen Anlage 
 

Anlage 12 Umfang und Gliederung der Modernisierungs- und Instandsetzungs-

untersuchung 

 

Anlage 13 Ermittlung des Kostenerstattungsbetrages als Förderhöchstbetrag 

 

Anlage 14 Antrag auf Zustimmung zum Einsatz von Städtebauförderungsmitteln für 
eine Neubebauung/einen Ersatzbau der Gemeinde 
 

Anlage 15 Antrag auf Zustimmung zum Einsatz von Städtebauförderungsmitteln für 
den Neubau von Ersatzwohnungen/sonstigen Wohnungen Dritter 
 

Anlage 16 Antrag auf Zustimmung zum Einsatz von Städtebauförderungsmitteln für 
die Errichtung/Änderung einer Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtung 
 

Anlage 17 Antrag auf Zustimmung zum Einsatz von Städtebauförderungsmitteln für 
die Verlagerung/Änderung eines Betriebes 
 

Anlage 18 Antrag auf Zustimmung zum Einsatz von Städtebauförderungsmitteln für 
eine/n Sanierungs- und Entwicklungsträgerin/-träger oder ein  
programmspezifisches Management 
 



 
 

 

Anlage 19 Darstellung des Sonderkontos 
 

Anlage 20 Abrechnung einzelner Maßnahmen gemäß C 8.2 Absatz 1 StBauFR SH 
2015 
 

Anlage 21 Zwischenabrechnung 
 

Anlage 22 Schlussabrechnung 
 

Anlage 23 Zusammenstellung der durch die IB.SH förderungsrechtlich anerkannten 
Ausgaben einzelner Maßnahmen gemäß C 8.2 Absatz 1 StBauFR SH 
2015 
 

Anlage 24 Abrechnung einzelner Maßnahmen gemäß C 8.2 Absatz 2 StBauFR SH 
2015 
 

Anlage 25 Abrechnung einzelner Maßnahmen gemäß C 8.2 Absatz 3 StBauFR SH 
2015 
 

Anlage 26 Abrechnung der maßnahmenbedingten Einnahmen des Vorjahres 
 

Anlage 27 Verzeichnis der in das Liegenschaftsvermögen übernommenen Grund-
stücke 
 

Anlage 28 Wertausgleich zu Lasten der Gemeinde und Wertsteigerungen privat 
nutzbarer Grundstücke der Gemeinde 
 

Anlage 29 Einnahmen/Ausgaben nach Vorlage der Schlussabrechnung 
 

Anlage 30 Inhalt und Gliederung des Abschlussberichtes 
 

 



Anlage 1 StBauFR SH 2015 
 

 
Seite 1 von 4 

 

 
 
 
 
 
 
Ministerium für 
Inneres und Bundesangelegenheiten 
des Landes Schleswig-Holstein 
Referat IV 25 
Düsternbrooker Weg 92 
24105 Kiel 
 
 
 
[Ort, Datum] 
 
 
Förderungsantrag der Gemeinde [Name]  
 
 

 auf Aufnahme in das Städtebauförderungsprogramm [Name Programm] 
Programmjahr [Jahr] 
 

  Erstantrag 

  Folgeantrag 

   
 auf Bereitstellung von Umschichtungsmitteln des Städtebauförderungs-

programmes [Name Programm] 
 
 
Städtebauliche Gesamtmaßnahme: [Name laut Bundesprogramm] 
 
 
Hiermit beantrage ich die Gewährung einer in der Höhe dem aktuellen Finanzierungs-
bedarf entsprechenden Zuwendung. 

 
Der aktuelle Bedarf an Städtebauförderungsmitteln (Bund/Land/Gemeinde)  

für das Programmjahr beträgt 
 

[Zahl] Euro. 
 
Die elektronischen Begleitinformationen (eBI) wurden bereits freigeschaltet. 

 
 
 
 
_______________________________  ________________________________ 
 

Ort, Datum 
 

 

Unterschrift 
Oberbürgermeister/in/Bürgermeister/in 
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Dem Erstantrag sind beizufügen: 
 

 Beschreibung der zu behebenden städtebaulichen Missstände, 
 

 kartografische Darstellung des Gebietes, auf das sich die durchzuführenden 
vorbereitenden Untersuchungen beziehen sollen, 
 

 Grobschätzung der zu erwartenden Gesamtausgaben der künftigen städtebauli-
chen Gesamtmaßnahme, 
 

 Erklärung zur Einhaltung des Mindestlohngesetzes für das Land Schleswig-
Holstein, 
 

 Beschluss der Selbstverwaltung zur Antragstellung, 
 

 ggf. weitere den Antrag erläuternde Unterlagen. 

 
 
Dem Folgeantrag sind beizufügen: 
 

 Kosten- und Finanzierungsübersicht (Anlage 2 StBauFR SH 2015), sofern sie 
der Gemeinde bereits vorliegt, 
 

 Maßnahmenplan (Anlage 3 StBauFR SH 2015), 
 

 Sachstandsbericht (Anlage 4 StBauFR SH 2015), 
 

 die von der Gemeinde beschlossene städtebauliche Planung, sofern sie dem 
MIB nicht bereits vorliegt, 
 

 ggf. weitere den Antrag erläuternde Unterlagen. 

 
 
Dem Antrag auf Bereitstellung von Umschichtungsmitteln sind beizufügen: 
 

 Kosten- und Finanzierungsübersicht (Anlage 2 StBauFR SH 2015), sofern sie 
der Gemeinde bereits vorliegt, 
 

 die von der Gemeinde beschlossene städtebauliche Planung, sofern sie dem 
MIB nicht bereits vorliegt, 
 

 ggf. weitere den Antrag erläuternde Unterlagen. 
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Erklärung zum Subventionsrecht: 
 
Mir ist bekannt, dass es sich bei der beantragten Zuwendung um eine Subvention 
handelt, auf welche der § 264 des Strafgesetzbuches (StGB) und gemäß § 1 des 
Subventionsgesetzes für das Land Schleswig-Holstein (Landessubventionsgesetz 
vom 11.11.1977 – LSubvG, GVOBl. 1977, S. 489) die §§ 2 bis 6 des Gesetzes gegen 
missbräuchliche Inanspruchnahme von Subventionen (Subventionsgesetz – SubvG, 
BGBL. 1976, Teil II, S. 2037 f.) Anwendung finden.  
 
Mir ist weiterhin bekannt, dass eine Entstellung oder Unterdrückung von subventions-
erheblichen Tatsachen ggf. als Betrug im Sinne des § 263 StGB strafbar ist. Mir ist 
weiterhin § 4 des Subventionsgesetzes vom 29. Juli 1976 (BGBl. I S. 2037) bekannt, 
wonach insbesondere Scheingeschäfte und Scheinhandlungen für die Bewilligung, 
Gewährung oder Rückforderung und Weitergewährung oder das Belassen einer Sub-
vention oder eines Subventionsvorteils unerheblich sind. Das bedeutet, dass für die 
Beurteilung der tatsächlich gewollte Sachverhalt maßgeblich ist. 
 
Mir ist bekannt, dass nach § 3 SubvG die Verpflichtung besteht, unverzüglich alle Tat-
sachen mitzuteilen, die der Bewilligung, Gewährung, Weitergewährung, Inanspruch-
nahme oder dem Belassen der Subvention oder des Subventionsvorteils entgegen-
stehen oder für die Rückforderung der Subvention oder des Subventionsvorteils er-
heblich sind.  
 
 
 
 
 
_______________________________  ________________________________ 
 

Ort, Datum 
 

 

Unterschrift 
Oberbürgermeister/in/Bürgermeister/in 

 
 
   



Anlage 1 StBauFR SH 2015 
 

 
Seite 4 von 4 

 

 
Einwilligungserklärung zur Datenverarbeitung und Auskunftserteilung 
 
Mir ist bekannt, dass die Einwilligung in die Datenverarbeitung der für die Bearbeitung 
des Antrages, der Auszahlung und Verwaltung der Subvention erforderlichen perso-
nenbezogenen Daten freiwillig ist. Es besteht das Recht, die Einwilligung zur Daten-
verarbeitung zu verweigern oder mit Wirkung für die Zukunft zu widerrufen, sofern 
keine Rechtsgründe entgegenstehen. Dies hätte zur Folge, dass sich die Bearbeitung 
des Antrages ggf. verzögert oder unmöglich wird. 
 
In Kenntnis dieser Umstände bin ich damit einverstanden, dass alle in diesem Antrag 
enthaltenen persönlichen und sachlichen Daten bei der Bewilligungsbehörde bzw. der 
von ihr ermächtigten Stelle zum Zwecke der Antragsbearbeitung, Subventionsverwal-
tung und statistischen Auswertung auf Datenträger erfasst, gespeichert und verarbei-
tet werden. Das Ministerium für Inneres und Bundesangelegenheiten des Landes 
Schleswig-Holstein und die Investitionsbank Schleswig-Holstein sind berechtigt, diese 
Daten ebenso wie die Entscheidung über diesen Antrag einschließlich der Entschei-
dungsgründe allen an der Finanzierung und der fachlichen Beurteilung dieses Vorha-
bens beteiligten Stellen zur Verfügung zu stellen. Diese Stellen dürfen die übermittel-
ten Daten auch verarbeiten.  
 
Die Einwilligung erfasst auch die Weitergabe dieser Daten an die jeweiligen Parla-
mente auf EU-, Bundes- und Landesebene. Die Weitergabe von Daten ist keine Ver-
letzung schutzwürdiger Interessen im Sinne des Artikels 23 der Landesverfassung. 
 
Ich bin weiterhin damit einverstanden, dass die Daten vom Ministerium für Inneres 
und Bundesangelegenheiten des Landes Schleswig-Holstein und der Investitionsbank 
Schleswig-Holstein oder in deren Auftrag von wissenschaftlichen Einrichtungen für 
Zwecke der Statistik und der Erfolgskontrolle über die Wirksamkeit des Förderpro-
gramms ausgewertet und Auswertungsergebnisse veröffentlicht werden.  
 
Die Einwilligung bezieht sich ausdrücklich auch auf die Erfassung, Speicherung und 
Verwendung der nach Abschluss der geförderten städtebaulichen Gesamtmaßnahme 
zur Verwendungsnachweiskontrolle erforderlichen persönlichen und sachlichen Daten. 
 
 
 
 
 
_______________________________  ________________________________ 
 

Ort, Datum 
 

 

Unterschrift 
Oberbürgermeister/in/Bürgermeister/in 
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Gemeinde: [Name] 

Städtebauliche Gesamtmaßnahme: [Name] 

Städtebauförderungsprogramm: [Programm] 

 

 

Kosten- und Finanzierungsübersicht gemäß A 5.3/C 3 StBauFR SH 2015, Stand [Datum] 

 

Die städtebauliche Gesamtmaßname ist räumlich abgegrenzt als 
 

 Sanierungsgebiet durch Satzung gemäß § 142 BauGB im sog. umfassenden Verfahren 
 

 Sanierungsgebiet durch Satzung gemäß § 142 Absatz 4 BauGB im vereinfachten Verfahren 
 

 Entwicklungsbereich durch Satzung gemäß § 165 Absatz 6 BauGB 
 

 Maßnahmengebiet durch Beschluss der Gemeinde gemäß § 171 e Absatz 3 BauGB 
 

 Stadtumbaugebiet durch Beschluss der Gemeinde gemäß § 171 b BauGB 
 

 Erhaltungsgebiet durch Satzung gemäß § 172 Absatz 1 Nr. 1 BauGB 
 

 Maßnahmengebiet durch Beschluss der Gemeinde 
 
 
Die städtebauliche Gesamtmaßnahme besteht 
 

 nicht aus mehreren Teilgebieten 
 

 aus mehreren, insgesamt [Zahl] Teilgebieten, davon ist/sind [Zahl] Teilgebiet/e als Sanierungsgebiet gemäß § 142 BauGB im sog. um-
fassenden Verfahren und [Zahl] Teilgebiet/e als Entwicklungsbereich gemäß § 165 BauGB festgelegt.  

 
 
Besteht eine städtebauliche Gesamtmaßnahme aus mehreren räumlich abgegrenzten Teilgebieten und sind dabei ein oder mehrere Sanie-
rungsgebiete oder Entwicklungsbereiche Gegenstand der Gesamtmaßnahme, ist zusätzlich zur Kosten- und Finanzierungsübersicht gemäß 
A 5.3 Absatz 1 StBauFR SH 2015 für jedes Sanierungsgebiet gemäß § 142 BauGB im sog. umfassenden Verfahren bzw. für jeden Entwick-
lungsbereich gemäß § 165 BauGB eine gesonderte Kosten- und Finanzierungsübersicht aufzustellen und vorzulegen (A 5.3 Absatz 2 StBauFR 
SH 2015).  
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Kosten- und Finanzierungsübersicht für  die städtebauliche Gesamtmaßnahme [Name] 
 

  das Teilgebiet [Name] 
 
 
 
 
Kostenübersicht 
Angaben in T€  
Alle Ausgaben, die für die jeweilige Ausgabenart entstehen, sind unabhängig von ihrer Zuwendungsfähigkeit in voller Höhe darzustellen. Bei 
Baumaßnahmen Dritter sind nur die Ausgaben der Gemeinde einzutragen, die aus Städtebauförderungsmitteln getragen werden sollen. 
 

Ausgabenart gesamt 
bereits 

ver-
ausgabt

1
 

voraussichtlich noch entstehende Ausgaben 

20__ 20__ 20__ 20__  20__ff 

B 1 Maßnahmen der Vorbereitung        

B 1.1 Maßnahmen nach § 140 BauGB
2
        

B 1.2 Übergeordnete Konzepte        

B 2 Maßnahmen der Durchführung        

B 2.1 Ordnungsmaßnahmen        

B 2.1.1 Erwerb von Grundstücken        

B 2.1.2 Sonstige Maßnahmen der Bodenordnung        

B 2.1.3 Umzug von Bewohnerinnen, Bewohnern und Betrieben        

B 2.1.4 Freilegung von Grundstücken        

B 2.1.5 Gebäuderestwertentschädigung bei der Freilegung von Grundstücken        

B 2.1.6 Herstellung und Änderung von Erschließungsanlagen        

B 2.1.7 Änderung von öffentlichen Versorgungseinrichtungen        

B 2.1.8 Sonstige Ordnungsmaßnahmen        

B 2.1.9 Maßnahmen zum Ausgleich        

B 2.2 Baumaßnahmen        

B 2.2.1 Modernisierung und Instandsetzung baulicher Anlagen Dritter        

B 2.2.2 Modernisierung und Instandsetzung baulicher Anlagen der Gemeinde        

B 2.2.3 Neubebauung und Ersatzbauten der Gemeinde        

B 2.2.4 Neubau von Ersatzwohnungen und sonstigen Wohnungen Dritter        

B 2.2.5 Errichtung und Änderung von Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen        

B 2.2.6 Verlagerung und Änderung von Betrieben        
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Ausgabenart gesamt 
bereits 

ver-
ausgabt

1
 

voraussichtlich noch entstehende Ausgaben 

20__ 20__ 20__ 20__  20__ff 

B 2.3 Sonstige Maßnahmen der Durchführung        

B 2.3.1 Maßnahmenbedingte Rechtsansprüche Dritter        

B 2.3.2 Härteausgleich        

B 2.3.3 Bewirtschaftung von Grundstücken        

B 2.3.4 Verfügungsfonds        

B 2.3.5 Kunst im öffentlichen Raum        

B 3 Maßnahmen der Abwicklung        

B 3.1 Sanierungs- und Entwicklungsträgerinnen und -träger        

B 3.2 Programmspezifisches Management        

B 3.3 Private Sachverständige für gutachterliche Wertermittlung        

B 3.4 Sonstige Beauftragte        

B 3.5 Öffentlichkeitsarbeit        

B 3.6 Aufgegebene Ordnungs- und Baumaßnahmen        

B 3.7 Sonstige Maßnahmen der Abwicklung        

        

insgesamt        
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Finanzierungsübersicht 
Angaben in T€

 

 

Einnahmeart gesamt 
bereits 
einge-

nommen
3
 

voraussichtlich bereitstehende Einnahmen 

20__ 20__ 20__ 20__  20__ff 

A 6.2.5 (2) Nr. 1 

Ausgleichsbeträge gemäß § 154 BauGB sowie ent-
sprechende Wertsteigerungen für nicht mit Städte-
bauförderungsmitteln erworbene privat nutzbare 
Grundstücke der Gemeinde gemäß C 8.5 Absatz 6 

       

A 6.2.5 (2) Nr. 2 

im Zuge der Gesamtmaßnahme aufgrund von Bundes- 
und Landesgesetzen erzielte Einnahmen, soweit sie 
nicht einer Einzelmaßnahme als rentierliche Kostenan-
teile zugeordnet sind (z. B. Ablösebeträge gemäß § 50 
LBO)  

       

A 6.2.5 (2) Nr. 3 

Erlöse aus der Veräußerung von Grundstücken des 
städtebaulichen Sondervermögens gemäß A 7.5 Ab-
satz 1 und anderen Vermögensgegenständen des 
städtebaulichen Sondervermögens sowie Wertaus-
gleichszahlungen der Gemeinde bei einer vorzeitigen 
Überführung von Grundstücken des städtebaulichen 
Sondervermögens gemäß A 7.5 Absatz 1 in das ge-
meindliche Liegenschaftsvermögen (A 7.5 Absatz 6) 

       

A 6.2.5 (2) Nr. 4 
Erlöse aus der Veräußerung baulicher Anlagen im 
Zusammenhang mit der Bestellung von Erbbaurechten 
für Grundstücke gemäß A 7.5 Absatz 1  

       

A 6.2.5 (2) Nr. 5 
Überschüsse aus Umlegungen im Gebiet der städte-
baulichen Gesamtmaßnahme 

       

A 6.2.5 (2) Nr. 6 Zinserträge des städtebaulichen Sondervermögens        

A 6.2.5 (2) Nr. 7 
Rückflüsse aus Darlehen der Gemeinde an Dritte, 
soweit diese aus dem städtebaulichen Sondervermö-
gen gewährt worden sind 

       

A 6.2.5 (2) Nr. 8 in 
Verbindung mit A 7.3 
(1) Nr.2 

Zuwendungen Dritter, sofern Städtebauförderungsmit-
tel zur Vor- und Zwischenfinanzierung eingesetzt wur-
den/werden 

4
 

       

auf Zuwendungen Dritter zu erbringende gemeindliche 
Eigenmittel, sofern Städtebauförderungsmittel zur Vor- 
und Zwischenfinanzierung der Zuwendungen Dritter 
eingesetzt wurden/werden 

4
 

       

A 6.2.5 (2) Nr. 9 
Einnahmen aus der Bewirtschaftung der Grundstücke 
des städtebaulichen Sondervermögens gemäß A 7.5 
Absatz 1 und anderer Vermögensgegenstände; hierzu 
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Einnahmeart gesamt 
bereits 
einge-

nommen
3
 

voraussichtlich bereitstehende Einnahmen 

20__ 20__ 20__ 20__  20__ff 

zählen auch Erbbauzinsen für Grundstücke des städ-
tebaulichen Sondervermögens gemäß A 7.5 Absatz 1 

A 6.2.5 (2) Nr. 10 

Kostenerstattungsbeträge für naturschutzrechtliche 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen der Gemeinde 
gemäß § 135 a Absatz 3 BauGB, soweit die entspre-
chenden Ausgaben aus dem städtebaulichen Sonder-
vermögen finanziert werden 

       

A 6.2.5 (2) Nr. 11 a) 
Beiträge, z. B. Erschließungsbeiträge gemäß §§ 127 ff. 
BauGB und Ausbaubeiträge nach dem KAG 

       

A 6.2.5 (2) Nr. 11 b) 

Zuwendungen des Kreises, des Landes oder Dritter         

auf Zuwendungen des Kreises, des Landes oder Drit-
ter zu erbringende gemeindliche Eigenmittel 

       

A 6.2.5 (2) Nr. 11 c) sonstige Mittel Dritter, z. B. Spenden        

A 6.2.5 (2) Nr. 11 d) 
Gebühren, z. B. Sondernutzungsgebühren gemäß § 26 
StrWG, Parkgebühren 

       

A 6.2.5 (2) Nr. 11 e) Entgelte, z. B. Mieteinnahmen, Pachteinnahmen        

A 7.3 (1) Nr. 5  
Eigenanteile, die von der Gemeinde zur Finanzierung 
nicht zuwendungsfähiger Ausgaben nach Abschnitt B 
zu erbringen sind 

       

A 7.3 (1) Nr. 6 
 

Eigenanteile, die von der Gemeinde aufgrund des be-
grenzten Fördermitteleinsatzes gemäß B 2.1.4 Ab-
satz 2, B 2.2.5 Absatz 3 Nr. 3 und B 3 Absatz 1 zu 
erbringen sind 

       

A 6.2.2 

von der Gemeinde bereitgestellte Eigenmittel 
5, 6

        

von Dritten gemäß A 6.2.2 Absatz 3 finanzierte Eigen-
mittel der Gemeinde 

5, 6
 

       

A 6.1 (1) Bundes- und Landesmittel 
7 

       

        

insgesamt        
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Zusammenfassung der Ausgaben und Einnahmen und voraussichtlicher weiterer Finanzierungsbedarf 
Angaben in T€

 

 

Ausgaben  
gesamt 

bereits 
veraus-
gabt

1
 

voraussichtlich noch entstehende Ausgaben 

20__ 20__ 20__ 20__  20__ff 

       

Einnahmen 
gesamt 

bereits 
einge-

nommen
3
 

voraussichtlich bereitstehende Einnahmen 

20__ 20__ 20__ 20__  20__ff 

       

     
Differenz zwischen Ausgaben und Einnahmen / voraussichtlicher weiterer 
Finanzierungsbedarf, der aus Mitteln der Städtebauförderung getragen 
werden soll 

       

 
 

1 
Es sind ausschließlich die bereits aus dem Sonderkonto tatsächlich getätigten Ausgaben einzutragen. 
 

2 
Vorgezogene Ordnungs- und Baumaßnahmen sind der entsprechenden Ausgabenart bei den Maßnahmen der Durchführung zuzuordnen. 
 

3 
Es sind ausschließlich die Beträge einzutragen, die tatsächlich im Sonderkonto vereinnahmt wurden. Ausstehenden Einnahmen sind entsprechend der erwarteten Fäl-
ligkeit einzutragen. 
 

4 
Werden hier derartige Einnahmen eingetragen, sind in der Ausgabenübersicht die diesbezüglichen Ausgaben entsprechend einzutragen. 
 

5 
Es sind ausschließlich die auf bereits bewilligte Zuwendungen der Städtebauförderung zu erbringende Eigenmittel mit den Fälligkeiten entsprechend den Zuwendungs-
bescheiden einzutragen. 
 

6 
Von Dritten bereitgestellte Darlehen, die von der Gemeinde aus Haushaltsmitteln zu tilgen sind (z. B. Mittel des Kommunalen Investitionsfonds), sind hier nicht einzu-
tragen. 
 

7 
Es sind ausschließlich bereits bewilligte Zuwendungen der Städtebauförderung mit den Fälligkeiten entsprechend den Zuwendungsbescheiden einzutragen. 
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Gemeinde: [Name] 

Städtebauliche Gesamtmaßnahme: [Name] 

Städtebauförderungsprogramm: [Programm] 

Abgrenzung der Gesamtmaßnahme als (Mehrfachnennungen möglich): [z. B. Sanierungsgebiet, Stadtumbaugebiet, Erhaltungsgebiet] 

 
 
 

Maßnahmenplan gemäß A 5.4/C 4 StBauFR SH 2015 – Stand [Datum des Bearbeitungsstandes] 
 

Vorgesehene einzelne Maßnahmen  Zustimmung des MIB  
zur Aufnahme 

in den Maßnahmenplan 
Ausgabenart / Bezeichnung der einzelnen Maßnahme 

voraussichtliche Gesamtausgaben in €  
und voraussichtliches Jahr der Durchführung 

20__ 20__ 20__ 20__ ff ja nein offen 

B 1 Maßnahmen der Vorbereitung   

B 1.1 
Maßnahmen nach § 140 BauGB   

[Bezeichnung]        

B 1.2 
Übergeordnete Konzepte   

[Bezeichnung]        

B 2 Maßnahmen der Durchführung   

B 2.1 Ordnungsmaßnahmen   

B 2.1.1 
Erwerb von Grundstücken   

[Adresse, Flurstück/e, Größe in m²]        

B 2.1.2 
Sonstige Maßnahmen der Bodenordnung   

[Bezeichnung]        

B 2.1.3 
Umzug von Bewohnerinnen, Bewohnern und Betrieben   

[Adresse, bei Betriebsverlagerung Name des Betriebes]        

B 2.1.4 
Freilegung von Grundstücken   

[Adresse]        
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Vorgesehene einzelne Maßnahmen  Zustimmung des MIB  
zur Aufnahme 

in den Maßnahmenplan 
Ausgabenart / Bezeichnung der einzelnen Maßnahme 

voraussichtliche Gesamtausgaben in €  
und voraussichtliches Jahr der Durchführung 

20__ 20__ 20__ 20__ ff ja nein offen 

B 2.1.5 
Gebäuderestwertentschädigung bei der Freilegung von Grundstücken   

[Adresse]        

B 2.1.6 

Herstellung und Änderung von Erschließungsanlagen   

[Bezeichnung, i.d.R. Name der Anlage]        

[Bezeichnung, i.d.R. Name der Anlage]        

B 2.1.7 
Änderung von öffentlichen Versorgungseinrichtungen   

[Bezeichnung, Träger der Einrichtung]        

B 2.1.8 

Sonstige Ordnungsmaßnahmen   

[Bezeichnung, Adresse]        

[Bezeichnung, Adresse]        

B 2.1.9 
Maßnahmen zum Ausgleich   

[Bezeichnung]        

B 2.2 Baumaßnahmen   

B 2.2.1 
Modernisierung und Instandsetzung baulicher Anlagen Dritter     

[Adresse, ggf. weitere Angaben, z. B. Hinterhaus]        

B 2.2.2 
Modernisierung und Instandsetzung baulicher Anlagen der Gemeinde   

[Adresse, ggf. weitere Angaben, z. B. Hinterhaus]        

B 2.2.3 
Neubebauung und Ersatzbauten der Gemeinde   

[Bezeichnung, Adresse]        

B 2.2.4 
Neubau von Ersatzwohnungen und sonstigen Wohnungen Dritter   

[Bezeichnung, Adresse]        

B 2.2.5 
Errichtung und Änderung von Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen   

[Bezeichnung, Adresse]        
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Vorgesehene einzelne Maßnahmen  Zustimmung des MIB  
zur Aufnahme 

in den Maßnahmenplan 
Ausgabenart / Bezeichnung der einzelnen Maßnahme 

voraussichtliche Gesamtausgaben in €  
und voraussichtliches Jahr der Durchführung 

20__ 20__ 20__ 20__ ff ja nein offen 

B 2.2.6 
Verlagerung und Änderung von Betrieben   

[Name Betrieb, Adresse]        

B 2.3 Sonstige Maßnahmen der Durchführung   

B 2.3.1 
Maßnahmenbedingte Rechtsansprüche Dritter   

[Bezeichnung, Anlass]        

B 2.3.2 
Härteausgleich        

[Name, Anlass]        

B 2.3.3 
Bewirtschaftung von Grundstücken     

[Adresse, Flurstück/e]        

B 2.3.4 Verfügungsfonds        

B.2.3.5 
Kunst im öffentlichen Raum   

[Bezeichnung, Standort]        

B 3 Maßnahmen der Abwicklung   

B 3.1 Sanierungs- und Entwicklungsträgerinnen und -träger        

B 3.2 Programmspezifisches Management         

B 3.3 
Private Sachverständige für gutachterliche Wertermittlung   

[Grundstück, Anlass]        

B 3.4 
Sonstige Beauftragte   

[Bezeichnung, Anlass]        

B 3.5 
Öffentlichkeitsarbeit   

[Bezeichnung, Anlass]        

B 3.6 
Aufgegebene Ordnungs- und Baumaßnahmen        

[bisherige Bezeichnung im Maßnahmenplan]        
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Vorgesehene einzelne Maßnahmen  Zustimmung des MIB  
zur Aufnahme 

in den Maßnahmenplan 
Ausgabenart / Bezeichnung der einzelnen Maßnahme 

voraussichtliche Gesamtausgaben in €  
und voraussichtliches Jahr der Durchführung 

20__ 20__ 20__ 20__ ff ja nein offen 

B 3.7 
Sonstige Maßnahmen der Abwicklung   

[Bezeichnung]        

_________________ 
Unterschrift, Datum und 

Kennnummer 

 
 
 
Die Zustimmung des MIB zur Aufnahme einzelner Maßnahmen in den Maßnahmenplan ersetzt nicht ggf. bestehende weitere Zustimmungser-
fordernisse und erfolgt vorbehaltlich der Finanzierbarkeit der einzelnen Maßnahmen und der städtebaulichen Gesamtmaßnahme. Durch die 
Zustimmung wird kein Rechtsanspruch auf die Bereitstellung einer Zuwendung begründet. 
 
 
 

Übersicht über die vom MIB in den Maßnahmenplan aufgenommenen, begonnenen (A 6.2.3 Abs. 2 StBauFR SH 2015) und noch nicht 
fertiggestellten einzelnen Maßnahmen 

Ausgabenart / Bezeichnung der einzelnen Maßnahme 
voraussichtliche Gesamt-

ausgaben in € 

voraussichtlich einzuset-
zende Städtebauförde-

rungsmittel in € 

voraussichtlicher Ab-
schluss (Jahr) 

B 1 Maßnahmen der Vorbereitung  

 [Bezeichnung]    

B 2 Maßnahmen der Durchführung  

B 2.1 Ordnungsmaßnahmen  

 [Bezeichnung]    

B 2.2 Baumaßnahmen  

 [Bezeichnung]    
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Übersicht über die vom MIB in den Maßnahmenplan aufgenommenen, begonnenen (A 6.2.3 Abs. 2 StBauFR SH 2015) und noch nicht 
fertiggestellten einzelnen Maßnahmen 

Ausgabenart / Bezeichnung der einzelnen Maßnahme 
voraussichtliche Gesamt-

ausgaben in € 

voraussichtlich einzuset-
zende Städtebauförde-

rungsmittel in € 

voraussichtlicher Ab-
schluss (Jahr) 

B 2.3 Sonstige Maßnahmen  

 [Bezeichnung]    

B 3 Maßnahmen der Abwicklung
2
  

 [Bezeichnung]    

 
 
 

Übersicht über die vom MIB in den Maßnahmenplan aufgenommenen, fertiggestellten einzelnen Maßnahmen 

Ausgabenart / Bezeichnung der einzelnen Maßnahme 
Gesamt-  

ausgaben in € 

einzusetzende 
Städtebauförde-
rungsmittel in € 

Datum Ab-
schluss der 
Maßnahme 

Datum Vorlage 
der Abrechnung 

bei der IB.SH
1 

Datum Be-
scheid der 

IB.SH über die 
Abrechnung

2
 

B 1 Maßnahmen der Vorbereitung  

 [Bezeichnung]      

B 2 Maßnahmen der Durchführung  

B 2.1 Ordnungsmaßnahmen  

 [Bezeichnung]      

B 2.2 Baumaßnahmen  

 [Bezeichnung]      

B 2.3 Sonstige Maßnahmen  

 [Bezeichnung]      

B 3 Maßnahmen der Abwicklung
2
  

 [Bezeichnung]      
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Übersicht über die vom MIB in den Maßnahmenplan aufgenommenen einzelnen Maßnahmen, deren Durchführung von der Gemeinde 
aufgegeben wurde bzw. die ohne den Einsatz von Städtebauförderungsmitteln finanziert werden/wurden 

Ausgabenart / Bezeichnung der einzelnen Maßnahme Grund der Aufgabe der Maßnahmendurchführung 
entstandene 

Ausgaben in €³ 

Datum der Zu-
stimmung MIB 
gemäß B 3.6³ 

B 1 Maßnahmen der Vorbereitung  

 [Bezeichnung]    

B 2 Maßnahmen der Durchführung  

B 2.1 Ordnungsmaßnahmen  

 [Bezeichnung]    

B 2.2 Baumaßnahmen  

 [Bezeichnung]    

B 2.3 Sonstige Maßnahmen  

 [Bezeichnung]    

B 3 Maßnahmen der Abwicklung
2
  

 [Bezeichnung]    

     

 
Hinweise: 
 

1 
Bei einzelnen Maßnahmen, deren Abrechnung gemäß C 8.2 Absatz 2 und 3 StBauFR SH 2015 erfolgt, ist das Datum der Vorlage der Zwischenabrechnung anzuge-
ben, mit der die einzelne Maßnahme abgerechnet werden soll. 
 

2 
Bei einzelnen Maßnahmen, deren Abrechnung gemäß C 8.2 Absatz 2 und 3 StBauFR SH 2015 erfolgt, ist das Datum des Bescheids der IB.SH über die Prüfung der 
Zwischenabrechnung anzugeben, mit dem die Ausgaben der einzelnen Maßnahme anerkannt worden sind. 
 

3 
Nur anzugeben für einzelne Maßnahmen, deren Durchführung von der Gemeinde aufgegeben wurde. 
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Ich bestätige die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben zu den durchgeführten und aufgegebenen einzelnen Maßnahmen sowie bezüglich 
der beigefügten Unterlagen. 
 
 
Ich versichere, dass die vorgesehenen einzelnen Maßnahmen noch nicht begonnen wurden (A 6.2.3 Absatz 2 StBauFR SH 2015). 
 
 
Ich versichere, dass im Zusammenhang mit den von mir in den Maßnahmenplan eingestellten einzelnen Maßnahmen der Freilegung von 
Grundstücken (B 2.1.4 StBauFR SH 2015) keine unter Denkmalschutz stehenden baulichen Anlagen vollständig oder teilweise beseitigt werden 
sollen. Mir ist bekannt, dass der Einsatz von Städtebauförderungsmitteln für die Beseitigung unter Denkmalschutz stehender baulicher Anlagen 
ausgeschlossen ist. 
 
 
 
 
 
________________________________________  ________________________________________ 
 

Ort, Datum 
 

 

Unterschrift 
Oberbürgermeister/in/Bürgermeister/in 

 
 
 
 
 
Beizufügen sind: 
 

 kurze Erläuterung zu den einzelnen Maßnahmen, für die mit diesem Maßnahmenplan die erstmalige Zustimmung des MIB zur Aufnahme in 
den Maßnahmenplan beantragt wird; ggf. weitere begründende Unterlagen, 
 

 kartografische Darstellung über die zu erwerbenden Grundstücke, wenn mit diesem Maßnahmenplan die erstmalige Zustimmung des MIB 
zur Aufnahme einzelner Maßnahmen des Erwerbs von Grundstücken in den Maßnahmenplan beantragt wird.  
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Gemeinde: [Name] 

Städtebauliche Gesamtmaßnahme: [Name] 

Städtebauförderungsprogramm: [Programm] 

 

 

Sachstandsbericht gemäß C 5 StBauFR SH 2015 
für den Zeitraum vom 01.01.20__ bis zum 31.12.20__ 
 
 

vorgelegt   im Rahmen der Antragstellung zum Programmjahr 20__ 
 

    ohne Antragstellung 
   

Kontaktdaten Gemeinde:  
Projektleitung, Funktion, Anschrift, Telefon, E-Mail 

 
 
 
 

Kontaktdaten Sanierungs-/ 
Entwicklungsträgerin bzw. -träger:  
Projektleitung, Funktion, Anschrift, Telefon, E-Mail 

 
 
 
 

Bericht über die Maßnahmen der Vorbereitung und über die räumliche 
Abgrenzung der städtebaulichen Gesamtmaßnahme: 
 
[Text] 
 

Bericht über die Maßnahmen der Durchführung der städtebaulichen 
Gesamtmaßnahme: 
 
[Text] 
 

Bericht über die öffentliche Darstellung der Städtebauförderung bezogen auf die 
städtebauliche Gesamtmaßnahme (A 5.12 StBauFR SH 2015): 
 
[Text] 
 

Bericht über den Stand der Abrechnung der städtebaulichen Gesamtmaßnahme: 
 
[Text] 
 

 

Ich versichere die Richtigkeit und Vollständigkeit der gemachten Angaben und der 
beigefügten Unterlagen.  
 
 
 
 
_______________________________  ________________________________ 
 

Ort, Datum 
 

 

Unterschrift 
Oberbürgermeister/in/Bürgermeister/in 
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Dem Sachstandsbericht sind beizufügen: 
 

 Bericht über das programmspezifische Management (sofern beauftragt), 
 

 Bericht über die Umsetzung und die Wirkung des Verfügungsfonds (sofern 
eingerichtet) 
 

 Bericht über die interkommunale Zusammenarbeit (nur für Gesamtmaßnahmen 
des Programms „Kleinere Städte und Gemeinden – überörtliche 
Zusammenarbeit und Netzwerke“). 

 
 
Zusätzlich sind bei einer Vorlage des Sachstandsberichts ohne Antragstellung 
beizufügen: 
 

 Kosten- und Finanzierungsübersicht (Anlage 2 StBauFR SH 2015), sofern sie 
der Gemeinde bereits vorliegt, 
 

 Maßnahmenplan (Anlage 3 StBauFR SH 2015). 
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Gemeinde: [Name] 

Städtebauliche Gesamtmaßnahme: [Name] 

Städtebauförderungsprogramm: [Programm] 

 

Bestandsverzeichnis über die mit Städtebauförderungsmitteln erworbenen Grundstücke und sonstigen Vermögenswerte 

 
Das Bestandsverzeichnis ist jährlich fortzuschreiben und mit der Zwischenabrechnung gemäß C 8.3 StBauFR SH 2015 bzw. Schlussab-
rechnung gemäß C 8.5 StBauFR SH 2015 vorzulegen. Es sind alle Grundstücke zu erfassen, die die Gemeinde mit Städtebauförde-
rungsmitteln erworben hat. Die Bewirtschaftung ist mit den Beträgen anzugeben, die für das Jahr gelten, für das die Zwischenabrech-
nung/Schlussabrechnung vorgelegt wird. 

 

Grundstücke 
aktuelle 

Nutzung
1
 

Erwerb Bewirtschaftung Veräußerung 

Adresse  
(Straße Nr.) 

Größe 
Datum 

Verkehrswert  
gemäß A 8 Absatz 2 Zeitraum 

Ausgaben Einnahmen 
Datum 

Verkehrswert  
gemäß A 8 Absatz 3 

in m² P/Ö in € in €/m² in € in € in € in €/m² 

            

            

            

            

            

            

            

            

            

            

            
 
1 

Bei einer privaten Nutzung bzw. Nutzbarkeit ist hier ein P, bei einer öffentlichen Nutzung bzw. Nutzbarkeit ist hier ein Ö einzutragen. Bei einer gemischten Nutzung 
bzw. Nutzbarkeit ist P/Ö einzutragen. 
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Sonstige Vermögenswerte Erwerb Bewirtschaftung Veräußerung 

Bezeichnung Datum Wert Zeitraum Ausgaben Einnahmen Datum Wert in € 

        

        

        

 
 
 
 
 

________________________________________  ________________________________________ 

 

Ort, Datum 

  

Unterschrift 
Oberbürgermeister/in/Bürgermeister/in 
bzw. 
Unterschrift 
Sanierungs-/Entwicklungsträger/in 
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Gemeinde: [Name] 

Städtebauliche Gesamtmaßnahme: [Name] 

Städtebauförderungsprogramm: [Programm] 

 

Verzeichnis über die nicht mit Städtebauförderungsmitteln erworbenen privat nutzbaren Grundstücke der Gemeinde  
gemäß C 8.5 Absatz 6 StBauFR SH 2015 

 

Das Verzeichnis ist nur vorzulegen, wenn das Fördergebiet bzw. Teilgebiete des Fördergebietes als Sanierungsgebiet durch Satzung 
gemäß § 142 BauGB im umfassenden Verfahren (Anwendung der §§ 152-156 a BauGB) oder als Entwicklungsbereich durch Satzung 
gemäß § 165 Absatz 6 BauGB räumlich abgegrenzt wurden. 

 
Das Verzeichnis ist jährlich fortzuschreiben und mit der Zwischenabrechnung gemäß C 8.3 StBauFR SH 2015 bzw. der Schlussabrech-
nung gemäß C 8.5 StBauFR SH 2015 vorzulegen. Es sind alle privat nutzbaren Grundstücke im Eigentum der Gemeinde zu erfassen, die 
innerhalb der räumlichen Abgrenzung der städtebaulichen Gesamtmaßnahme gelegen sind und nicht mit Städtebauförderungsmitteln 
erworben wurden. Dies gilt auch für privat nutzbare Grundstücke, für die die Gemeinde Erbbaurechte bestellt hat. Die Grundstücke sind 
vom Zeitpunkt des Beginns des Zuwendungszeitraumes gemäß A 3 Absatz 2 StBauFR SH 2015 bis zur Vorlage der Schlussabrechnung 
in diesem Verzeichnis zu führen, auch wenn innerhalb dieses Zeitraumes eine Veräußerung erfolgt. 
 
 

Grundstück Erwerb
1
 Veräußerung bei Vorlage der Schlussabrechnung 

Adresse Größe in m² Datum 
Anfangswert 
gemäß § 154 
Abs. 2 BauGB 

Datum 
Endwert 

gemäß § 154 
Abs. 2 BauGB 

Datum 
Endwert 

gemäß § 154 
Abs. 2 BauGB 
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Grundstück Erwerb
1
 Veräußerung bei Vorlage der Schlussabrechnung 

Adresse Größe in m² Datum 
Anfangswert 
gemäß § 154 
Abs. 2 BauGB 

Datum 
Endwert 

gemäß § 154 
Abs. 2 BauGB 

Datum 
Endwert 

gemäß § 154 
Abs. 2 BauGB 

        

        

        

        

        

 
1 

Bei Ankauf des Grundstückes vor Beginn des Zuwendungszeitraumes ist das Datum des Beginns des Zuwendungszeitraumes maßgeblich. Bei städtebaulichen 
Gesamtmaßnahmen, deren Zuwendungszeitraum vor dem 01.01.2015 beginnt, sind Ziffer 2.3 und 2.4 der Überleitungsbestimmungen gemäß D 2 StBauFR SH 
2015 zu beachten. 

 
 
 
 
 

________________________________________  ________________________________________ 

 

Ort, Datum 

  

Unterschrift 

Oberbürgermeister/in/Bürgermeister/in 
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Abzinsungstabelle 
 
Einnahmen und Ausgaben, die bei der Ermittlung der Höhe der zur Finanzierung ein-
zelner Maßnahmen nach Abschnitt B StBauFR SH 2015 einsetzbaren Städtebauför-
derungsmittel oder im Rahmen der Abrechnung gemäß C 8 StBauFR SH 2015 zu be-
rücksichtigen sind, jedoch erst zu einem späteren Zeitpunkt zur Zahlung fällig werden, 
sind nach folgender Tabelle abzuzinsen. Der Zinssatz beträgt 4 %. 
 

Jahr Faktor Jahr Faktor Jahr Faktor Jahr Faktor Jahr Faktor 

1 0,9615 6 0,7903 11 0,6496 16 0,5339 21 0,4388 

2 0,9246 7 0,7599 12 0,6246 17 0,5134 22 0,4220 

3 0,8890 8 0,7307 13 0,6006 18 0,4936 23 0,4057 

4 0,8548 9 0,7026 14 0,5775 19 0,4746 24 0,3901 

5 0,8219 10 0,6756 15 0,5553 20 0,4564 25 0,3751 

 
Für Beträge, die nach mehr als 25 Jahren fällig werden, gilt der Faktor für das Jahr 25.  
 
Es werden nur volle Jahre abgezinst; bis zu einem halben Jahr ist abzurunden; bei 
mehr als einem halben Jahr ist aufzurunden. 
 
Für zum Zeitpunkt der Vorlage der Schlussabrechnung gemäß C 8.5 StBauFR SH 
2015 noch ausstehende, bereits in der Höhe feststehende Einnahmen und Ausgaben 
gilt ergänzend: 
 

 Der Zinszeitraum beginnt mit Ablauf des Jahres, in dem die Schlussabrechnung 
bei der IB.SH vorgelegt wird. Beträge, die innerhalb eines Jahres nach Vorlage 
der Schlussabrechnung fällig werden, werden nicht abgezinst. 
 

 Die Abzinsung ist in Anlage 29 StBauFR SH 2015 darzustellen. Für jede Ein-
nahmeart/Ausgabeart ist eine gesonderte Zeile zu verwenden. 
 

 Die abgezinsten Beträge sind in die Schlussabrechnung zu übernehmen. 
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Investitionsbank Schleswig-Holstein 
Städtebauförderung 
Postfach 11 28 
24100 Kiel 
 
 
 
[Ort, Datum] 
 

 

  

Gemeinde: [Name] 

Städtebauliche Gesamtmaßnahme: [Name] 

Städtebauförderungsprogramm: [Programm] 

 

Anforderung einer Zuwendung (C 6 Absatz 1 StBauFR SH 2015) 

 

Aus dem Zuwendungsbescheid der IB.SH vom [Datum] 

mit einer Zuwendungshöhe von insgesamt [Zahl] € 

wird ein Zuwendungsbetrag i. H. v. [Zahl] € 

davon aus Bundesmitteln [Zahl] € 

aus Landesmitteln [Zahl] € 

angefordert.  

 

Der angeforderte Betrag soll überwiesen werden auf das Sonderkonto gemäß A 7.4 
StBauFR SH 2015: 

Kontoinhaber/-in: [Name] 

Bank/Kreditinstitut: [Name] 

IBAN: [IBAN] 

BIC: [BIC] 

 

Ich versichere, dass die auf den angeforderten Zuwendungsbetrag zu erbringenden 
gemeindlichen Eigenmittel in Höhe von [Zahl] Euro dem Sonderkonto gemäß A 7.4 
StBauFR SH 2015 spätestens zu dem in A 6.2.2 Absatz 4 StBauFR SH 2015 festge-
legten Zeitpunkt bereitgestellt werden. 

 

Mir ist bekannt, dass die angeforderte Zuwendung innerhalb von 3 Monaten entspre-
chend der Zweckbestimmung nach vorrangigem Einsatz der maßnahmenbedingten 
Einnahmen gemäß A 6.2.5 StBauFR SH 2015 zu verwenden ist und dass eine nicht 
fristgerechte Verwendung der Zuwendung zu einer Erhebung von Zinsen nach 
Nr. 8.7 VV-K zu § 44 Absatz 1 LHO führt. 
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Die auf den angeforderten Zuwendungsbetrag entsprechend dem o. g. Zuwendungs-
bescheid zu erbringende Verwaltungsgebühr gemäß C 10 StBauFR SH 2015 wurde 
entrichtet. 
 
 
 
 
 
_______________________________  ________________________________ 
 

Ort, Datum 
 

 

Unterschrift 
Oberbürgermeister/in/Bürgermeister/in 
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Ministerium für 
Inneres und Bundesangelegenheiten 
des Landes Schleswig-Holstein 
Referat IV 25 
Düsternbrooker Weg 92 
24105 Kiel 
 
 
 
[Ort, Datum] 
 
 
Antrag auf Zustimmung zum Einsatz von Städtebauförderungsmitteln für einen 
Umzug 
 

 von Bewohnerinnen und Bewohnern 
 

 eines Betriebes 
 

gemäß B 2.1.3 StBauFR SH 2015 

 

Gemeinde: [Name] 

Städtebauliche Gesamtmaßnahme: [Name] 

Städtebauförderungsprogramm: [Programm] 

Maßnahme: [Bezeichnung laut Maßnahmenplan] 

 
 
Hiermit beantrage ich die Zustimmung des MIB zum Einsatz von Städtebauförde-
rungsmitteln in Höhe von [Zahl] Euro. 
 
 
 

Darstellung der Maßnahme und Begründung ihrer Notwendigkeit in Bezug auf die Um-
setzung der städtebaulichen Planung und die Ziele und Zwecke der städtebaulichen 
Gesamtmaßnahme: 
 

[Text] 
 

 
 
 

Bestehen eines Anspruchs gegenüber der Gemeinde (B 2.1.3 Absatz3 StBauFR SH 
2015): 
 

[Darstellung und Begründung] 
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Gesamtkosten und vorgesehene Finanzierung der Maßnahme: 
 

[Darstellung aller vorgesehenen Einzelpositionen] 
 

 
 
 

Zur Finanzierung der Ausgaben stehen neben den Städtebauförderungsmitteln und 
den zusätzlich zu erbringenden Eigenanteilen der Gemeinde  
 

 
 

keine weiteren Mittel zur Verfügung. 
 

 
 

folgende weitere Mittel zur Verfügung: 
 

 1. ………………. 

 2. ………………. 

   

 
 
 

Für die Maßnahme werden 
 

 zum Ausgleich mangelnder finanzieller Leistungsfähigkeit der Gemeinde Mittel 
des Kreises oder des Landes in Höhe von [Zahl] Euro bereitgestellt. 
 

 im Rahmen einer interkommunalen Zusammenarbeit Mittel von Umlandgemein-
den in Höhe von [Zahl] Euro bereitgestellt. 
 

 
 
Mit der Maßnahme wurde noch nicht begonnen (A 6.2.3 Absatz 2 StBauFR SH 2015) 
und wird auch nicht vor der Zustimmung des MIB zum Mitteleinsatz oder vor Zustim-
mung des MIB zum vorzeitigen Maßnahmenbeginn begonnen. 
 
Ich bestätige die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben und der beigefügten Un-
terlagen. 
 
 
 
 
 
_______________________________  ________________________________ 
 

Ort, Datum 
 

 

Unterschrift 
Oberbürgermeister/in/Bürgermeister/in 
bzw. 
Unterschrift  
Sanierungs-/Entwicklungsträger/in 

 
 
 
Dem Antrag ist in 2 Exemplaren beizufügen:  
 

 das Gutachten/die Ermittlung zur Höhe der umzugsbedingten Kosten gemäß 
B 2.1.3 Absatz 4 StBauFR SH 2015. 
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Ministerium für 
Inneres und Bundesangelegenheiten 
des Landes Schleswig-Holstein 
Referat IV 25 
Düsternbrooker Weg 92 
24105 Kiel 
 
 
 
[Ort, Datum] 
 
 
Antrag auf Zustimmung zum Einsatz von Städtebauförderungsmitteln für die 
 

 wesentliche Änderung einer öffentlichen Erschließungsanlage  
gemäß B 2.1.6 Absatz 1 StBauFR SH 2015 
 

 kleinteilige Anpassung öffentlicher Erschließungsanlagen auf der Grund-
lage eines gebietsbezogenen Konzeptes zum Abbau von Barrieren  
gemäß B 2.1.6 Absatz 2 StBauFR SH 2015 
 

 Herstellung einer neuen öffentlichen Erschließungsanlage  
gemäß B 2.1.6 Absatz 3 StBauFR SH 2015 
 

 

Gemeinde: [Name] 

Städtebauliche Gesamtmaßnahme: [Name] 

Städtebauförderungsprogramm: [Programm] 

Maßnahme: [Bezeichnung laut Maßnahmenplan] 

 
 
Hiermit beantrage ich die Zustimmung des MIB zum Einsatz von Städtebauförde-
rungsmitteln in Höhe von [Zahl] Euro 
 
 
 

Darstellung der Maßnahme und Begründung ihrer Notwendigkeit in Bezug auf die 
Umsetzung der städtebaulichen Planung und die Ziele und Zwecke der städtebauli-
chen Gesamtmaßnahme: 
 

[Text] 
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Eigentumsverhältnisse: 
 

 Die Flächen der Maßnahmenumsetzung befinden sich vollständig im Eigentum 
der Gemeinde. 
 

 Die Flächen der Maßnahmenumsetzung befinden sich vollständig im Besitz der 
Gemeinde; eine Eigentumsübertragung steht unmittelbar bevor. 
 

 Die Flächen der Maßnahmenumsetzung befinden sich nicht bzw. nicht vollstän-
dig im Eigentum der Gemeinde. Eine Eigentumsübertragung ist nicht vorgese-
hen. 
 

 
 
 

Für die Maßnahme können folgende Einnahmen erhoben werden/stehen folgende 
sonstige zweckgebundene Einnahmen zur Verfügung: 
 

 Erschließungsbeiträge gemäß §§ 127 ff. BauGB in Höhe von [Zahl] Euro 
 

 Ausbaubeiträge gemäß §§ 8, 8 a KAG in Höhe von [Zahl] Euro 
 

 Zuwendungen des Kreises, des Landes oder Dritter einschließlich der hierauf zu 
erbringenden gemeindlichen Eigenmittel in Höhe von [Zahl] Euro 
 

 sonstige Mittel Dritter, z. B. Spenden in Höhe von [Zahl] Euro 
 

 sonstige Mittel: [Art/Herkunft] in Höhe von [Zahl] Euro 
 

 Sondernutzungsgebühren gemäß § 26 StrWG in Höhe von [Zahl] Euro 
 

 Parkgebühren in Höhe von [Zahl] Euro 
 

 
Bei der Ermittlung der Höhe der zu berücksichtigenden laufenden Einnahmen (Son-
dernutzungsgebühren, Parkgebühren, ggf. sonstige Mittel) sind die erzielbaren Jah-
reseinnahmen um 30 % zu reduzieren (abschließende pauschale Berücksichtigung 
des zur Einnahmeerzielung erforderlichen Aufwandes und des Einnahmerisikos). Die 
verbleibenden Jahreseinnahmen sind nach Anlage 7 über die Dauer der Zweckbin-
dung abzuzinsen.  
Die einmaligen Einnahmen sind in voller Höhe zu berücksichtigen. 
 
 

 Für die Maßnahme können keine Einnahmen erhoben werden. Es stehen keine 
sonstigen zweckgebundenen Einnahmen zur Verfügung. 
 

 
 
 

Für die Maßnahme werden 
 

 zum Ausgleich mangelnder finanzieller Leistungsfähigkeit der Gemeinde Mittel 
des Kreises oder des Landes in Höhe von [Zahl] Euro bereitgestellt. 
 

 im Rahmen einer interkommunalen Zusammenarbeit Mittel von Umlandgemein-
den in Höhe von [Zahl] Euro bereitgestellt. 
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Mir ist bekannt, dass eine ggf. mit der Maßnahme im Zusammenhang stehende Ände-
rung von öffentlichen Versorgungseinrichtungen nicht Bestandteil dieser Maßnahme 
sein kann. 
 
Mit der Maßnahme wurde noch nicht begonnen (A 6.2.3 Absatz 2 StBauFR SH 2015) 
und wird auch nicht vor der Zustimmung des MIB zum Mitteleinsatz oder vor Zustim-
mung des MIB zum vorzeitigen Maßnahmenbeginn begonnen. 
 
Ich bestätige die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben und der beigefügten Un-
terlagen. 
 
 
 
 
 
_______________________________  ________________________________ 
 

Ort, Datum 
 

 

Unterschrift 
Oberbürgermeister/in/Bürgermeister/in 
bzw. 
Unterschrift  
Sanierungs-/Entwicklungsträger/in 

 
 
 
Dem Antrag sind in jeweils 4 Exemplaren beizufügen: 
 

 Übersichtsplan, 
 

 Lageplan mit der genauen Abgrenzung des Gebietes der Maßnahmenumset-
zung; bei Erschließungsanlagen am Rand des Fördergebietes ist zusätzlich die 
Fördergebietsgrenze einzutragen, 
 

 Lageplan mit der Darstellung der Eigentumsverhältnisse; nicht erforderlich, 
wenn sich die Flächen der Maßnahmenumsetzung vollständig im uneinge-
schränkten Eigentum der Gemeinde befinden, 
 

 für Flächen der Maßnahmenumsetzung, die sich nicht im Eigentum der Ge-
meinde befinden, Nachweis der öffentlichen Widmung/Öffentlichkeit im Sinne 
des StrWG, 
 

 Gestaltungsplanung, 
 

 technische Planungen, die Art und Umfang der Maßnahme prüfbar nachweisen, 
 

 bei Maßnahmen gemäß B 2.1.6 Absatz 2 StBauFR SH 2015 das gebietsbezo-
gene Konzept, 
 

 bauaufsichtliche oder sonstige Genehmigungen, falls für die Maßnahme erfor-
derlich (Vorbescheide sind ausreichend), 
 

 Stellungnahme der Unteren Denkmalschutzbehörde (nur erforderlich bei der 
Änderung von Erschließungsanlagen innerhalb historischer Ensembles),  
 

 Erläuterungsbericht, 
 

 Erläuterungen zur Beteiligung und Mitwirkung der Betroffenen bei der Planung 
der Maßnahme, 
 

 Erläuterungen zur Berücksichtigung zielgruppenspezifischer Belange, 
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 Stellungnahme der/des für die Vertretung der Interessen von Menschen mit Be-
hinderungen zuständigen Beauftragten, 
 

 Erläuterungen zur Berücksichtigung von Klima- und Umweltschutzbelangen, 
 

 Kostenberechnung nach/analog DIN 276; die Kostenberechnung muss alle Aus-
gaben der Maßnahme umfassen (Ausgaben der Regenwasserkanalisation sind 
gesondert auszuweisen und nach B 2.1.6 Absatz 6 StBauFR SH 2015 zu diffe-
renzieren; falls die Maßnahme sonstige nicht zuwendungsfähige Ausgaben be-
inhaltet, sind diese gesondert auszuweisen), 
 

 Erläuterungen zu Art, Höhe und Berechnung der maßnahmenbedingten Ein-
nahmen. 
 

 
Das MIB und die für die baufachliche Prüfung zuständige Stelle behalten sich im Ein-
zelfall die Anforderung weiterer Unterlagen vor. 
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Investitionsbank Schleswig-Holstein 
Städtebauförderung 
Postfach 1128 
24100 Kiel 
 
 
über 
Ministerium für  
Inneres und Bundesangelegenheiten 
des Landes Schleswig-Holstein 
Referat IV 25 
Düsternbrooker Weg 92 
24105 Kiel 
 
 
 
[Ort, Datum] 
 
 
Antrag auf Zustimmung zum Einsatz von Städtebauförderungsmitteln für die 
Modernisierung und Instandsetzung einer baulichen Anlage  
 

 einer/eines Dritten gemäß B 2.2.1 StBauFR SH 2015 
 

 der Gemeinde gemäß B 2.2.2 Absatz 2 StBauFR SH 2015 
 

 der Gemeinde gemäß B 2.2.2 Absatz 3 StBauFR SH 2015 
 

 

Gemeinde: 
 

[Name] 

Städtebauliche Gesamtmaßnahme: 
 

[Name] 

Städtebauförderungsprogramm: 
 

[Programm] 

Maßnahme: 
 

[Bezeichnung laut Maßnahmenplan] 

Eigentümer/in 
Name: [Name] 

Anschrift: [Anschrift] 

 
 
Hiermit beantrage ich die Zustimmung der IB.SH zum Einsatz von Städtebauförde-
rungsmitteln in Höhe von [Zahl] Euro. 
 
 
 

Nach Durchführung der Modernisierung/Instandsetzung wird das Objekt durch die Ei-
gentümerin/den Eigentümer  
 

 ausschließlich selbst genutzt. 
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 ausschließlich vermietet. 
 

 sowohl selbst genutzt als auch vermietet. Die jeweiligen Anteile sind der beigefüg-
ten Ermittlung des Kostenerstattungsbetrages zu entnehmen. 
 

 veräußert (ohne weitere förderungsrechtliche Überprüfung nur möglich in den Fäl-
len gemäß B 2.2.2 Absatz 2 StBauFR SH 2015, ansonsten ist B 2.2.1 Absatz 8 zu 
beachten). 
 

 
 
 

Zur Finanzierung der Modernisierung/Instandsetzung sollen Städtebauförderungsmittel 
in Höhe 
 

 des ermittelten Kostenerstattungsbetrages eingesetzt werden (maximaler Förder-
betrag). 
 

 von [Zahl] % des ermittelten Kostenerstattungsbetrages eingesetzt werden. 
 

 

Zur Finanzierung der Ausgaben der Modernisierung/Instandsetzung werden vorrangig 
andere Mittel eingesetzt. Der Grundsatz des nachrangigen Einsatzes von Städte-
bauförderungsmitteln (A 5.2 StBauFR SH 2015) wurde beachtet. Die anderen Mittel 
wurden bei der Ermittlung des Kostenerstattungsbetrages berücksichtigt. 
 

 
 
 

Für die Maßnahme werden 
 

 zum Ausgleich mangelnder finanzieller Leistungsfähigkeit der Gemeinde Mittel 
des Kreises oder des Landes in Höhe von [Zahl] Euro bereitgestellt. 
 

 im Rahmen einer interkommunalen Zusammenarbeit Mittel von Umlandgemein-
den in Höhe von [Zahl] Euro bereitgestellt. 
 

 
 
 

Die bauliche Anlage steht  
 

 nicht unter Denkmalschutz. 
 

 vollständig oder teilweise unter Denkmalschutz. 
 

  Mit der Modernisierung/Instandsetzung ist keine Beseitigung unter Denk-
malschutz stehender Bestandteile der baulichen Anlage verbunden. 
 

  Mit der Modernisierung/Instandsetzung ist eine Beseitigung unter Denkmal-
schutz stehender Bestandteile der baulichen Anlage verbunden. Die diesbe-
züglichen Ausgaben in Höhe von [Zahl] Euro wurden gesondert ermittelt. 
 

 
 
 

Zur Wahrung der Gleichbehandlung aller Eigentümerinnen und Eigentümer, an deren 
baulichen Anlagen im Rahmen der Vorbereitung Missstände und Mängel gemäß § 177 
BauGB festgestellt wurden, werden Städtebauförderungsmittel für die Modernisie-
rung/Instandsetzung in Bezug auf die Förderhöhe mittels eines transparenten, diskri-
minierungsfreien Verfahrens vergeben. 
 

 Es wird in allen Fällen der Förderhöchstbetrag gewährt (ermittelter Kostenerstat-
tungsbetrag). 
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 Die Höhe des tatsächlichen Förderbetrages wird auf der Grundlage des ermittel-
ten Kostenerstattungsbetrages nach folgenden Kriterien festgelegt: 
 

 [Text] 
 

 
 
Mit der Maßnahme wurde noch nicht begonnen (A 6.2.3 Absatz 2 StBauFR SH 2015) 
und wird auch nicht vor der Zustimmung der IB.SH zum Mitteleinsatz oder vor Zu-
stimmung der IB.SH zum vorzeitigen Maßnahmenbeginn begonnen. 
 
Ich bestätige die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben und der beigefügten Un-
terlagen. 
 
 
 
_______________________________  ________________________________ 
 

Ort, Datum 
 

 

Unterschrift 
Oberbürgermeister/in/Bürgermeister/in 
bzw. 
Unterschrift  
Sanierungs-/Entwicklungsträger/in 

 
 
Dem Antrag sind in jeweils 2 Exemplaren beizufügen: 
 

 Modernisierungsgutachten nach Anlage 12 StBauFR SH 2015, 
 

 Ermittlung des Kostenerstattungsbetrages (Anlage 13 StBauFR SH 2015),  
nicht erforderlich bei Maßnahmen gemäß B 2.2.2 Absatz 2 StBauFR SH 2015, 
 

 ggf. Nachweis über die Vorsteuerabzugsberechtigung. 
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Umfang und Gliederung der  
Modernisierungs- und Instandsetzungsuntersuchung 
 
1. Bestandsaufnahme 

 

1.1 Darstellung des Standortes des Gebäudes und seines baugeschichtlichen 
sowie städtebaulichen Zusammenhanges entsprechend der städtebaulichen 
Planung 
 

1.2 Beschreibung seiner besonderen geschichtlichen, künstlerischen und städte-
baulichen Bedeutung, falls gegeben 
 

1.3 Aufnahme des Gebäudes in geeignetem Maßstab, falls keine geeigneten Be-
standspläne vorliegen, bei Baudenkmalen ist eine verformungsgetreue Auf-
nahme erforderlich 
 

1.4 ergänzende Erfassung von Material, Statik, Baugestaltung (Beschriftung, 
Skizzen, Fotos) 
 

1.5 Erfassung und Darstellung wichtiger früherer Bauzustände 
 

  
  
2. Bewertung nach Ziel und Zweck der Gesamtmaßnahme 

 

2.1 Mängel im Sinne von § 177 Abs. 3 BauGB 
 

2.1.1 Beeinträchtigung der bisherigen Nutzung (Auflistung) 
 

2.1.2 Beeinträchtigung des Straßen- und Ortsbildes (Auflistung) 
 

2.1.3 Erneuerungsnotwendigkeit 
 

2.2 Missstände, insbesondere ungesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse im Sin-
ne von § 177 Abs. 2 BauGB (Auflistung) 
 

2.3 Bewertung der Bestandsaufnahme 
 

2.4 Möglichkeiten der Wiederverwendung von Bauteilen 
 

2.5 Eignung für bestimmte Nutzungen 
 

2.6 Instandsetzungs- und Modernisierungswürdigkeit 
 

2.7 Übereinstimmung mit der städtebaulichen Planung 
 

  
  
3. Planung 

 

3.1 Übersichtsplan 
 

3.2 Lageplan des Bauvorhabens (i. M. mindestens 1 : 500) mit Darstellung der 
Erschließungs- und Außenanlagen 
 

3.3 Genehmigungsplanung, die Art und Umfang des Bauvorhabens prüfbar 
nachweist (i. M. mindestens 1 : 100) 
 

3.4 bauaufsichtliche oder sonstige Genehmigungen, falls für die Maßnahme er-
forderlich (Vorbescheide genügen) 
 

3.5 Erläuterungsbericht 
 

3.6 Ausführungen/Darstellung zur Berücksichtigung von Klima- und Umwelt-



Anlage 12 StBauFR SH 2015 
 

 
Seite 2 von 2 

schutzbelangen (A 5.8 StBauFR SH 2015) 
 

3.7 Kostenberechnung nach DIN 276; ggf. gesonderte Berechnung der Ausgaben 
für die Beseitigung unter Denkmalschutz stehender Bestandteile der bauli-
chen Anlage 
 

3.8 Ablaufplan bei Durchführungsstufen 
 

  
  
4. Finanzierungskonzept 

 

4.1 Wirtschaftlichkeitsberechnung 
 

4.1.1 Nachhaltig erzielbare Erträge 
 

4.1.2 laufende Aufwendungen 
 

4.1.3 Fremdkapitalkosten, soweit vor Modernisierung/Instandsetzung tatsächlich 
angefallen 
 

4.1.4 Eigenleistungen 
 

4.2 Zuschüsse anderer Stellen gemäß § 177 Absatz 4 Satz 2 BauGB 
 

  
  
5. Sonstige Angaben 

 

5.1 Restnutzungsdauer nach Modernisierung/Instandsetzung 
 

5.2 Ausgaben eines vergleichbaren Neubaus auf demselben Grundstück und 
Ausgabenverhältnis Modernisierung/Instandsetzung zu Neubau 
 

5.3 Wert tatsächlich zu verwendender Gebäudeteile 
 

5.4 Wert des Baugrundstückes 
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Gemeinde: [Name] 

Städtebauliche Gesamtmaßnahme: [Name] 

Städtebauförderungsprogramm: [Programm] 

Maßnahme [Bezeichnung laut Maßnahmenplan] 

 
 

Ermittlung des Kostenerstattungsbetrages als Förderhöchstbetrag 
 

für das Gebäude: [Straße Nr.] 

Eigentümerin/Eigentümer: [Name] 

Baujahr: [Jahr] 

Restnutzungsdauer nach der Modernisierung/Instandsetzung in Jahren [Zahl] 
 
 

Angaben zur Vorsteuerabzugsberechtigung: 

Die/Der Eigentümer/in ist für die Modernisierung/Instandsetzung 
vorsteuerabzugsberechtigt (ja/nein) 

[Ja/Nein] 

bei Vorliegen einer Vorsteuerabzugsberechtigung: Anteil in %, für den 
ein Vorsteuerabzug möglich ist 

[Zahl] % 

 
 

A Ermittlung der berücksichtigungsfähigen Kosten 

1 Wert des Baugrundstückes [Zahl] € 

2 Wert der verwendeten Gebäudeteile [Zahl] € 

3 Ausgaben Modernisierung und Instandsetzung (DIN 276) [Zahl] € 

4 

abzüglich 

Zuschuss anderer Stellen (§ 177 Abs. 4 Satz 2 
BauGB) 

[Zahl] € 

5 pauschal 5% der Ausgaben wegen unterlassener 
Instandsetzung (im Gebotsfall gilt B 2.2.1 Absatz 6 
Satz 3 StBauFR SH 2015) 

[Zahl] € 

6 berücksichtigungsfähige Ausgaben der Modernisierung/Instand-
setzung 

[Zahl] € 

 
 

B Ermittlung des jährlichen Gesamtertrags 

1 Mieteinnahmen nach Modernisierung/Instandsetzung 

Wohn-/ 
Gewerbeeinheit 

(WE/GE) 

Größe  
in m² 

monatliche 
Mieteinnahme 

in € pro m²  

jährliche 
Mieteinnahme  

in € 

jährliche 
Mieteinnahme 

gesamt 

[WE/GE] [Zahl] [Zahl] [Zahl] 

[Zahl] € 

[WE/GE] [Zahl] [Zahl] [Zahl] 

[WE/GE] [Zahl] [Zahl] [Zahl] 

[WE/GE] [Zahl] [Zahl] [Zahl] 

Stellplätze Anzahl: [Zahl] [Zahl] 

2 Mietwert für selbstgenutzte Wohn-/Gewerbeeinheiten nach  
Modernisierung/Instandsetzung 

Wohn-/ 
Gewerbeeinheit 

(WE/GE) 

Größe  
in m² 

monatlicher 
Mietwert in € 

pro m²  

jährlicher 
Mietwert  

in € 

Jährlicher 
Mietwert 
gesamt 

[WE/GE] [Zahl] [Zahl] [Zahl] [Zahl] € 
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[WE/GE] [Zahl] [Zahl] [Zahl] 

Stellplätze Anzahl: [Zahl] [Zahl] 

3 jährlicher Gesamtertrag (Summe B1 und B 2): [Zahl] € 
 
 

C Jährliche Bewirtschaftungskosten (ohne Abschreibung)1 

1 Betriebskosten [Zahl] € 

2 Instandhaltungskosten [Zahl] € 

3 sonstige Verwaltungskosten [Zahl] € 

4 Mietausfallwagnis (2 % von B 1) [Zahl] € 

5 Summe der jährlichen Bewirtschaftungskosten [Zahl] € 
1 

Es sind die Werte der II. BV anzusetzen. 
 

 

D Jährliche Fremdkapitalkosten, soweit vor Modernisierung/Instandsetzung 
tatsächlich angefallen 

1 Kapitalbetrag [Zahl] € 

2 jährlicher Zinsbetrag (Zinssatz [Zahl] %) [Zahl] € 

3 Abschreibung pauschal 1,5 % des Wertes der verwendeten 
Gebäudeteile (A 2), max. Betrag D 1 

[Zahl] € 

4 Summe D 2 und D 3 [Zahl] € 
 
 

E Eigenleistungen 

1 Wert des Baugrundstückes (A 1) [Zahl] € 

2 Wert der verwendeten Gebäudeteile (A 2) [Zahl] € 

3 abzüglich Kapitalbetrag (D 1) [Zahl] € 

4 Eigengeld (mindestens 10 % von A 3) [Zahl] € 

5 Summe Eigenleistungen [Zahl] € 

6 Verzinsung der Summe Eigenleistungen (4 % von E 5) [Zahl] € 

7 Abschreibung Eigengeld (pauschal 1,5 % von E 4) [Zahl] € 
 
 

F Nach Abzug von C 5, D 4, E 6 und E 7 vom jährlichen 
Gesamtertrag (B 3) verbleibender Betrag 

[Zahl] € 

 
 

G Ermittlung des einzusetzenden Fremdkapitals 

1 Zinssatz für Fremdkapital [Zahl] % 

2 pauschaler Abschreibungssatz 1,5 % 

3 Summe [Zahl] % 

4 einzusetzendes Fremdkapital (F x 100 % / G 3) [Zahl] € 
 
 

H Berechnung des Kostenerstattungsbetrages 

1 berücksichtigungsfähige Ausgaben der Modernisierung/Instand-
setzung (A 6) 

[Zahl] € 

2 

abzüglich 

Kapitalbetrag (D 1) [Zahl] € 

3 Summe Eigenleistungen (E 5) [Zahl] € 

4 einzusetzendes Fremdkapital (G 4) [Zahl] € 

5 Ergebnis/Kostenerstattungsbetrag [Zahl] € 
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Ministerium für 
Inneres und Bundesangelegenheiten 
des Landes Schleswig-Holstein 
Referat IV 25 
Düsternbrooker Weg 92 
24105 Kiel 
 
 
 
[Ort, Datum] 
 
 
Antrag auf Zustimmung zum Einsatz von Städtebauförderungsmitteln für eine 
Neubebauung/einen Ersatzbau der Gemeinde gemäß B 2.2.3 StBauFR SH 2015 
 

Gemeinde: [Name] 

Städtebauliche Gesamtmaßnahme: [Name] 

Städtebauförderungsprogramm: [Programm] 

Maßnahme: [Bezeichnung laut Maßnahmenplan] 

 
 
Hiermit beantrage ich die Zustimmung des MIB zum Einsatz von Städtebauförde-
rungsmitteln in Höhe von [Zahl] Euro. 
 
 
 

Es handelt sich um 
 

 eine Neubebauung/einen Ersatzbau, die/der innerhalb des Fördergebietes er-
richtet wird 

 einen Ersatzbau, der außerhalb des Fördergebietes errichtet wird. 
Begründung: 
 

[Text] 
 

 
 
 

Die Maßnahme wird auf einem 
 

 nicht mit Städtebauförderungsmitteln erworbenen Grundstück der Gemeinde 
umgesetzt. 
 

 mit Städtebauförderungsmitteln erworbenen Grundstück der Gemeinde umge-
setzt. 
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Darstellung der Maßnahme und Begründung ihrer Notwendigkeit in Bezug auf die 
Umsetzung der städtebaulichen Planung und die Ziele und Zwecke der städtebauli-
chen Gesamtmaßnahme: 
 

[Text] 
 

Nutzungskonzept: 
 

[Text] 
 

 
 
 

Nach Durchführung der Maßnahme wird das Objekt durch die Gemeinde 
 

 ausschließlich selbst genutzt. 
 

 ausschließlich vermietet. 
 

 sowohl selbst genutzt als auch vermietet. 
 

 veräußert. 
 

 
 
 

Für die Maßnahme können folgende Einnahmen erhoben werden/stehen folgende 
sonstige zweckgebundene Einnahmen zur Verfügung: 
 

 Zuwendungen des Kreises, des Landes oder Dritter einschließlich der hierauf zu 
erbringenden gemeindlichen Eigenmittel in Höhe von [Zahl] Euro, 
 

 sonstige Mittel Dritter, z. B. Spenden in Höhe von [Zahl] Euro, 
 

 sonstige Mittel: [Art/Herkunft] in Höhe von [Zahl] Euro, 
 

 jährliche Mieteinnahmen/Pachteinnahmen in Höhe von [Zahl] Euro. 
 

 
 

 
Für die Maßnahme können keine Einnahmen erhoben werden. Es stehen keine 
sonstigen zweckgebundenen Einnahmen zur Verfügung. 
 

 
 
 

Für die Maßnahme werden 
 

 zum Ausgleich mangelnder finanzieller Leistungsfähigkeit der Gemeinde Mittel 
des Kreises oder des Landes in Höhe von [Zahl] Euro bereitgestellt. 
 

 im Rahmen einer interkommunalen Zusammenarbeit Mittel von den Umlandge-
meinden in Höhe von [Zahl] Euro bereitgestellt. 
 

 
 
Mit der Maßnahme wurde noch nicht begonnen (A 6.2.3 Absatz 2 StBauFR SH 2015) 
und wird auch nicht vor der Zustimmung des MIB zum Mitteleinsatz oder vor Zustim-
mung des MIB zum vorzeitigen Maßnahmenbeginn begonnen. 
 
Ich bestätige die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben und der beigefügten Un-
terlagen. 
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_______________________________  ________________________________ 
 

Ort, Datum 
 

 

Unterschrift 
Oberbürgermeister/in/Bürgermeister/in 
bzw. 
Unterschrift  
Sanierungs-/Entwicklungsträger/in 

 
 
 
Dem Antrag sind in jeweils 4 Exemplaren beizufügen: 
 

 Übersichtsplan, 
 

 Lageplan des Bauvorhabens (i. M. mindestens 1 : 500) mit Darstellung der Er-
schließungs- und Außenanlagen, 
 

 Eigentumsnachweis über das Grundstück, 
 

 Genehmigungsplanung, die Art und Umfang des Bauvorhabens prüfbar nach-
weist (i. M. mindestens 1 : 100), 
 

 Nachweis zur Einhaltung der übergesetzlichen energetischen Standards gemäß 
B 2.2 Absatz 3 StBauFR SH 2015, 
 

 bauaufsichtliche oder sonstige Genehmigungen, falls für die Maßnahme erfor-
derlich (Vorbescheide sind ausreichend), 
 

 Erläuterungsbericht, 
 

 zusätzliche Erläuterungen zur Beteiligung und Mitwirkung der Betroffenen bei 
der Planung der Maßnahme, 
 

 zusätzliche Erläuterungen zur Berücksichtigung zielgruppenspezifischer Belan-
ge, 
 

 zusätzliche Erläuterungen zur Berücksichtigung von Klima- und Umweltschutz-
belangen, 
 

 Kostenberechnung nach DIN 276, 
 

 Erläuterungen zu Art, Höhe und Berechnung der maßnahmenbedingten Ein-
nahmen, 
 

 bei einer Maßnahme, die auf einem Grundstück der Gemeinde umgesetzt wird, 
das nicht mit Städtebauförderungsmitteln erworben wurde, die Ermittlung der 
unrentierlichen Ausgaben in sinngemäßer Anwendung von § 177 Absatz 4 und 5 
BauGB bzw. eine gutachterliche Wertermittlung zum Verkehrswert nach Baufer-
tigstellung. 
 

 
Das MIB und die für die baufachliche Prüfung zuständige Stelle behalten sich im Ein-
zelfall die Anforderung weiterer Unterlagen vor. 
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Ministerium für 
Inneres und Bundesangelegenheiten 
des Landes Schleswig-Holstein 
Referat IV 25 
Düsternbrooker Weg 92 
24105 Kiel 
 
 
 
[Ort, Datum] 
 
 
Antrag auf Zustimmung zum Einsatz von Städtebauförderungsmitteln für den 
Neubau von Ersatzwohnungen/sonstigen Wohnungen Dritter gemäß B 2.2.4 
StBauFR SH 2015 
 

Gemeinde: [Name] 

Städtebauliche Gesamtmaßnahme: [Name] 

Städtebauförderungsprogramm: [Programm] 

Maßnahme: [Bezeichnung laut Maßnahmenplan] 

 

Bauherr/in: [Name] 

 [Anschrift] 

 
 
Hiermit beantrage ich die Zustimmung des MIB zum Einsatz von Städtebauförde-
rungsmitteln in Höhe von [Zahl] Euro. 
 
 
 

Es handelt sich um den Neubau von 
 

 Ersatzwohnungen/sonstigen Wohnungen, die innerhalb des Fördergebietes er-
richtet werden. 
 

 Ersatzwohnungen, die außerhalb des Fördergebietes errichtet werden. 
Begründung: 
 

[Text] 
 

 
 
 

Darstellung der Maßnahme und Begründung ihrer Notwendigkeit in Bezug auf die 
Umsetzung der städtebaulichen Planung und die Ziele und Zwecke der städtebauli-
chen Gesamtmaßnahme: 
 

[Text] 
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Für die Maßnahme werden 
 

 zum Ausgleich mangelnder finanzieller Leistungsfähigkeit der Gemeinde Mittel 
des Kreises oder des Landes in Höhe von [Zahl] Euro bereitgestellt. 
 

 im Rahmen einer interkommunalen Zusammenarbeit Mittel von Umlandgemein-
den in Höhe von [Zahl] Euro bereitgestellt. 
 

 
 
Mit der Maßnahme wurde noch nicht begonnen (A 6.2.3 Absatz 2 StBauFR SH 2015) 
und wird auch nicht vor der Zustimmung des MIB zum Mitteleinsatz oder vor Zustim-
mung des MIB zum vorzeitigen Maßnahmenbeginn begonnen. 
 
Ich bestätige die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben und der beigefügten Un-
terlagen. 
 
 
 
 
_______________________________  ________________________________ 
 

Ort, Datum 
 

 

Unterschrift 
Oberbürgermeister/in/Bürgermeister/in 
bzw. 
Unterschrift  
Sanierungs-/Entwicklungsträger/in 

 
 
 
Dem Antrag sind in jeweils 4 Exemplaren beizufügen: 
 

 Übersichtsplan, 
 

 Lageplan des Bauvorhabens (i. M. mindestens 1 : 500) mit Darstellung der Er-
schließungs- und Außenanlagen, 
 

 Eigentumsnachweis über das Grundstück, 
 

 Genehmigungsplanung, die Art und Umfang des Bauvorhabens prüfbar nach-
weist (i. M. mindestens 1 : 100), 
 

 Nachweis zur Einhaltung der übergesetzlichen energetischen Standards gemäß 
B 2.2 Absatz 3 StBauFR SH 2015, 
 

 bauaufsichtliche oder sonstige Genehmigungen, Vorbescheide sind ausrei-
chend, 
 

 Erläuterungsbericht, 
 

 zusätzliche Erläuterungen zur Beteiligung und Mitwirkung der Betroffenen bei 
der Planung der Maßnahme, 
 

 zusätzliche Erläuterungen zur Berücksichtigung zielgruppenspezifischer Belan-
ge, 
 

 zusätzliche Erläuterungen zur Berücksichtigung von Klima- und Umweltschutz-
belangen, 
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 Kostenberechnung nach DIN 276, 
 

 die Ermittlung der unrentierlichen Ausgaben in sinngemäßer Anwendung von 
§ 177 Absatz 4 und 5 BauGB, 
 

 Entwurf des Vertrages über die Durchführung der Maßnahme. 
 

 
Das MIB und die für die baufachliche Prüfung zuständige Stelle behalten sich im Ein-
zelfall die Anforderung weiterer Unterlagen vor. 
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Ministerium für 
Inneres und Bundesangelegenheiten 
des Landes Schleswig-Holstein 
Referat IV 25 
Düsternbrooker Weg 92 
24105 Kiel 
 
 
 
[Ort, Datum] 
 
 

Antrag auf Zustimmung zum Einsatz von Städtebauförderungsmitteln für die 
Errichtung/Änderung einer Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtung gemäß B 2.2.5 
StBauFR SH 2015 
 

Gemeinde: [Name] 

Städtebauliche Gesamtmaßnahme: [Name] 

Städtebauförderungsprogramm: [Programm] 

Maßnahme: [Bezeichnung laut Maßnahmenplan] 

 
 

Hiermit beantrage ich die Zustimmung des MIB zum Einsatz von Städtebauförde-
rungsmitteln in Höhe von [Zahl] Euro. 
 
 
 

Es handelt sich um eine Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtung 
 

 im Eigentum und in Trägerschaft der Gemeinde  
(B 2.2.5 Absatz 2 Nr. 1 StBauFR SH 2015). 
 

 im Eigentum der Gemeinde und in Trägerschaft einer/eines Dritten  
(B 2.2.5 Absatz 2 Nr. 2 StBauFR SH 2015). 
 

 im Eigentum und in Trägerschaft einer/eines Dritten  
(B 2.2.5 Absatz 2 Nr. 3 StBauFR SH 2015). Als Eigenleistungen der/des Dritten 
werden [Zahl] % der Ausgaben erbracht. 
 

 im Eigentum einer/eines Dritten und in Trägerschaft einer/eines anderen Dritten  
(B 2.2.5 Absatz 2 Nr. 4 StBauFR SH 2015). 
 

 
 
 

Darstellung der Maßnahme und Begründung ihrer Notwendigkeit in Bezug auf die 
Umsetzung der städtebaulichen Planung und die Ziele und Zwecke der städtebauli-
chen Gesamtmaßnahme: 
 

[Text] 
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Die Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtung dient 
 

 überwiegend der Versorgung der Bevölkerung im Fördergebiet. 
 

 nicht überwiegend der Versorgung der Bevölkerung im Fördergebiet; sie ist/wird 
in einem Gebäude, das in die Denkmalliste des Landes Schleswig-Holstein ein-
getragen ist, untergebracht (nur im Programm Städtebaulicher Denkmalschutz). 
 

 nicht überwiegend der Versorgung der Bevölkerung im Fördergebiet, sondern 
auch der Versorgung des Nahbereiches (nur im Programm Kleinere Städte und 
Gemeinden – überörtliche Zusammenarbeit und Netzwerke). 
 

 nicht überwiegend der Versorgung der Bevölkerung im Fördergebiet; mit der 
Errichtung der Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtung wird die Nachnutzung ei-
nes ansonsten nicht nachnutzbaren leerstehenden und erhaltenswerten Gebäu-
des oder die bauliche Entwicklung einer Brache gesichert. 
 

 
 
 

Für die Maßnahme können folgende Einnahmen erhoben werden/stehen folgende 
weitere zweckgebundene Einnahmen zur Verfügung: 
 

 Zuwendungen des Kreises, des Landes oder Dritter einschließlich der hierauf zu 
erbringenden gemeindlichen Eigenmittel in Höhe von [Zahl] Euro, 
 

 sonstige Mittel Dritter, z. B. Spenden in Höhe von [Zahl] Euro, 
 

 sonstige Mittel: [Art/Herkunft] in Höhe von [Zahl] Euro, 
 

 jährliche Mieteinnahmen/Pachteinnahmen in Höhe von [Zahl] Euro. 
 

 

In den Fällen von B 2.2.5 Absatz 2 Nr. 1-3 StBauFR SH 2015 sind bei der Ermittlung 
der Höhe der zu berücksichtigenden laufenden Einnahmen (Mieten, Pachten, ggf. 
sonstige Mittel) die erzielbaren Jahreseinnahmen um 30 % zu reduzieren (abschlie-
ßende pauschale Berücksichtigung des zur Einnahmeerzielung erforderlichen Auf-
wandes und des Einnahmerisikos). Die verbleibenden Jahreseinnahmen sind nach 
Anlage 7 über die Dauer der Zweckbindung abzuzinsen.  
Die einmaligen Einnahmen sind in voller Höhe zu berücksichtigen. 
 
 

In dem Fall von B 2.2.5 Absatz 2 Nr. 4 StBauFR SH 2015 sind die unrentierlichen 
Ausgaben in sinngemäßer Anwendung von § 177 Absatz 4 und 5 BauGB zu ermit-
teln. 
 

 Für die Maßnahme können keine Einnahmen erhoben werden. Es stehen keine 
sonstigen zweckgebundenen Einnahmen zur Verfügung. 
 

 
 
 

Für die Maßnahme werden 
 

 zum Ausgleich mangelnder finanzieller Leistungsfähigkeit der Gemeinde Mittel 
des Kreises oder des Landes in Höhe von [Zahl] Euro bereitgestellt. 
 

 im Rahmen einer interkommunalen Zusammenarbeit Mittel von den Umlandge-
meinden in Höhe von [Zahl] Euro bereitgestellt. 
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Das/die Gebäude, in dem die Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtung untergebracht 
ist/werden soll, steht/stehen 
 

 nicht unter Denkmalschutz. 
 

 vollständig oder teilweise unter Denkmalschutz. 
 

  Mit der Änderung der Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtung ist keine Be-
seitigung unter Denkmalschutz stehender Bestandteile der baulichen Anla-
ge verbunden. 
 

  Mit der Änderung der Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtung ist eine Besei-
tigung unter Denkmalschutz stehender Bestandteile der baulichen Anlage 
verbunden. Die diesbezüglichen Ausgaben in Höhe von [Zahl] Euro wurden 
gesondert ermittelt. 
 

 
 
Mit der Maßnahme wurde noch nicht begonnen (A 6.2.3 Absatz 2 StBauFR SH 2015) 
und wird auch nicht vor der Zustimmung des MIB zum Mitteleinsatz oder vor Zustim-
mung des MIB zum vorzeitigen Maßnahmenbeginn begonnen. 
 
Ich bestätige die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben und der beigefügten Un-
terlagen. 
 
 
 
 
 
_______________________________  ________________________________ 
 

Ort, Datum 
 

 

Unterschrift 
Oberbürgermeister/in/Bürgermeister/in 
bzw. 
Unterschrift  
Sanierungs-/Entwicklungsträger/in 

 
 
Dem Antrag sind in jeweils 4 Exemplaren beizufügen: 
 

 Nutzungskonzept, 
 

 Übersichtsplan, 
 

 Lageplan des Bauvorhabens (i. M. mindestens 1 : 500) mit Darstellung der Er-
schließungs- und Außenanlagen, 
 

 Eigentumsnachweis über das Grundstück, 
 

 Genehmigungsplanung, die Art und Umfang des Bauvorhabens prüfbar nach-
weist (i. M. mindestens 1 : 100), 
 

 bei Neubauvorhaben Nachweis zur Einhaltung der übergesetzlichen energeti-
schen Standards gemäß B 2.2 Absatz 3 StBauFR SH 2015, 
 

 bauaufsichtliche oder sonstige Genehmigungen, falls für die Maßnahme erfor-
derlich (Vorbescheide sind ausreichend), 
 

 Erläuterungsbericht, 
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 zusätzliche Erläuterungen zur Beteiligung und Mitwirkung der Betroffenen bei 
der Planung der Maßnahme, 
 

 zusätzliche Erläuterungen zur Berücksichtigung zielgruppenspezifischer Belan-
ge, 
 

 zusätzliche Erläuterungen zur Berücksichtigung von Klima- und Umweltschutz-
belangen, 
 

 Kostenberechnung nach DIN 276; ggf. gesonderte Berechnung der Ausgaben 
für die Beseitigung unter Denkmalschutz stehender Bestandteile der baulichen 
Anlage, 
 

 bei Maßnahmen nach B 2.2.5 Absatz 2 Nr. 1-3 StBauFR SH 2015 Erläuterungen 
zu Art, Höhe und Berechnung der maßnahmenbedingten Einnahmen, 
 

 bei Maßnahmen nach B 2.2.5 Absatz 2 Nr. 4 StBauFR SH 2015 die Ermittlung 
der unrentierlichen Ausgaben in sinngemäßer Anwendung von § 177 Absatz 4 
und 5 BauGB, 
 

 bei Maßnahmen nach B 2.2.5 Absatz 2 Nr. 3 und 4 StBauFR SH 2015 der Ent-
wurf des Vertrages über die Durchführung der Maßnahme. 
 

 
Das MIB und die für die baufachliche Prüfung zuständige Stelle behalten sich im Ein-
zelfall die Anforderung weiterer Unterlagen vor. 
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Ministerium für 
Inneres und Bundesangelegenheiten 
des Landes Schleswig-Holstein 
Referat IV 25 
Düsternbrooker Weg 92 
24105 Kiel 
 
 
 
[Ort, Datum] 
 
 
Antrag auf Zustimmung zum Einsatz von Städtebauförderungsmitteln für die 
Verlagerung/Änderung eines Betriebes gemäß B 2.2.6 StBauFR SH 2015 
 

Gemeinde: [Name] 

Städtebauliche Gesamtmaßnahme: [Name] 

Städtebauförderungsprogramm: [Programm] 

Maßnahme: [Bezeichnung laut Maßnahmenplan] 

  

Eigentümer/in: [Name] 

 [Anschrift] 

 
 
Hiermit beantrage ich die Zustimmung des MIB zum Einsatz von Städtebauförde-
rungsmitteln in Höhe von [Zahl] Euro. 
 
 
 

Darstellung der Maßnahme und Begründung ihrer Notwendigkeit in Bezug auf die 
Umsetzung der städtebaulichen Planung und die Ziele und Zwecke der städtebauli-
chen Gesamtmaßnahme: 
 

[Text] 
 

 
 
 

Die bestehende bauliche Anlage, auf die sich die Verlagerung/Änderung des Betrie-
bes bezieht, steht  
 

 nicht unter Denkmalschutz. 
 

 vollständig oder teilweise unter Denkmalschutz. 
 

  Mit der Verlagerung/Änderung des Betriebes ist keine Beseitigung unter 
Denkmalschutz stehender Bestandteile der baulichen Anlage verbunden. 
 

  Mit der Verlagerung/Änderung des Betriebes ist eine Beseitigung unter  
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Denkmalschutz stehender Bestandteile der baulichen Anlage verbunden. 
Die diesbezüglichen Ausgaben in Höhe von [Zahl] Euro wurden gesondert 
ermittelt. 
 

 
 
 

Für die Maßnahme werden 
 

 zum Ausgleich mangelnder finanzieller Leistungsfähigkeit der Gemeinde Mittel 
des Kreises oder des Landes in Höhe von [Zahl] Euro bereitgestellt. 
 

 im Rahmen einer interkommunalen Zusammenarbeit Mittel von den Umlandge-
meinden in Höhe von [Zahl] Euro bereitgestellt. 
 

 
 

Mit der Maßnahme wurde noch nicht begonnen (A 6.2.3 Absatz 2 StBauFR SH 2015) 
und wird auch nicht vor der Zustimmung des MIB zum Mitteleinsatz oder vor Zustim-
mung des MIB zum vorzeitigen Maßnahmenbeginn begonnen. 
 
Ich bestätige die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben und der beigefügten Un-
terlagen. 
 
 
 
_______________________________  ________________________________ 
 

Ort, Datum 
 

 

Unterschrift 
Oberbürgermeister/in/Bürgermeister/in 
bzw. 
Unterschrift  
Sanierungs-/Entwicklungsträger/in 

 
 
 
Dem Antrag sind in jeweils 4 Exemplaren beizufügen: 
 

 Übersichtsplan, 
 

 Lageplan des Bauvorhabens (i. M. mindestens 1 : 500) mit Darstellung der Er-
schließungs- und Außenanlagen, 
 

 Eigentumsnachweis über das Grundstück, 
 

 Genehmigungsplanung, die Art und Umfang des Bauvorhabens prüfbar nach-
weist (i. M. mindestens 1 : 100), 
 

 bauaufsichtliche oder sonstige Genehmigungen, Vorbescheide sind ausrei-
chend, 
 

 Erläuterungsbericht, 
 

 zusätzliche Erläuterungen zur Berücksichtigung von Klima- und Umweltschutz-
belangen, 
 

 Kostenberechnung nach DIN 276; ggf. gesonderte Berechnung der Ausgaben 
für die Beseitigung unter Denkmalschutz stehender Bestandteile der baulichen 
Anlage, 
 

 Finanzierungskonzept, 
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 Gutachten über die besondere, aus der Verlagerung und Änderung des Betrie-
bes resultierende Härte, 
 

 Entwurf des Vertrages über die Durchführung der Maßnahme bzw. Förderbe-
scheid der Gemeinde, 
 

 Erklärung der Eigentümerin/des Eigentümers über in den letzten 3 Jahren erhal-
tene De-minimis-Beihilfen. 
 

 
Das MIB und die für die baufachliche Prüfung zuständige Stelle behalten sich im Ein-
zelfall die Anforderung weiterer Unterlagen vor. 
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Ministerium für 
Inneres und Bundesangelegenheiten 
des Landes Schleswig-Holstein 
Referat IV 25 
Düsternbrooker Weg 92 
24105 Kiel 
 
 
 
[Ort, Datum] 
 
 
Antrag auf Zustimmung zum Einsatz von Städtebauförderungsmitteln für 
 

 eine/einen Sanierungs- und Entwicklungsträgerin/-träger  
(B 3.1 StBauFR SH 2015) 
 

 ein programmspezifisches Management (B 3.2 StBauFR SH 2015) 
 

 

Gemeinde: [Name] 

Städtebauliche Gesamtmaßnahme: [Name] 

Städtebauförderungsprogramm: [Programm] 

 
Hiermit beantrage ich die Zustimmung des MIB zum Einsatz von Städtebauförde-
rungsmitteln.  
 
 

Zur Finanzierung der Ausgaben stehen neben den Städtebauförderungsmitteln und 
den zusätzlich zu erbringenden Eigenanteilen der Gemeinde  
 

 keine weiteren Mittel zur Verfügung. 
 

 folgende weitere Mittel zur Verfügung: 
 

 1. [...] 
 

 2. [...] 
 

 
 
 

Für die Maßnahme werden 
 

 zum Ausgleich mangelnder finanzieller Leistungsfähigkeit der Gemeinde Mittel 
des Kreises oder des Landes in Höhe von [Zahl] Euro bereitgestellt. 
 

 im Rahmen einer interkommunalen Zusammenarbeit Mittel von den Umlandge-
meinden in Höhe von [Zahl] Euro bereitgestellt. 
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Mit der Maßnahme wurde noch nicht begonnen (A 6.2.3 Absatz 2 StBauFR SH 2015) 
und wird auch nicht vor der Zustimmung des MIB zum Mitteleinsatz oder vor Zustim-
mung des MIB zum vorzeitigen Maßnahmenbeginn begonnen. 
 
Ich bestätige die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben und der beigefügten Un-
terlagen. 
 
 
 
 
_______________________________  ________________________________ 
 

Ort, Datum 
 

 

Unterschrift 
Oberbürgermeister/in/Bürgermeister/in 

 
 
Dem Antrag sind beizufügen: 
 

 Vergabedokumentation 
 

 Entwurf des Vertrages über die zu erbringenden Leistungen 
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Gemeinde: [Name] 

Städtebauliche Gesamtmaßnahme: [Name] 

Städtebauförderungsprogramm: [Programm] 

 

Darstellung des Sonderkontos gemäß A 7.4/C 8.4 StBauFR SH 2015 für das Jahr 20__ 

 

Datum 
Zweck/Grund der 

Zahlung 
Ausgabenart 
Einnahmeart 

Empfänger/in 
Einzahler/in 

Bemerkung 
Vermerk 

Einnahmen Ausgaben 
Stand 

Sonderkonto 

01.01.20__        

        

        

        

        

        

        

        

        

        

        

        

        

        

        

        

        

        

        

        

        
31.12.20__        

Angaben in € 
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Abrechnung einzelner Maßnahmen gemäß C 8.2 Absatz 1 StBauFR SH 2015 

 

Gemeinde: [Name] 

Städtebauliche Gesamtmaßnahme: [Name] 

Städtebauförderungsprogramm: [Programm] 

Bezeichnung der Maßnahme: [Bezeichnung laut Maßnahmenplan] 

Maßnahmenart: [z. B.: B 2.2.5 StBauFR SH 2015] 

zuständige baufachliche Prüfstelle: [Behörde] 

[Anschrift] 

 
 

Zustimmung zum Mitteleinsatz 

Die Zustimmung zum Mitteleinsatz erfolgte mit Schreiben des 
MIB/der IB.SH vom1  

 
[Datum] 

Danach konnten Städtebauförderungsmittel eingesetzt werden 
bis zur Höhe von  

 
[Zahl] € 

1
 Es sind auch für die Maßnahme ggf. ergangene Zustimmungen zu Änderungsanträgen anzugeben. 

 
 

Sachbericht 

Maßnahmenbeginn (A 6.2.3 Absatz 2 StBauFR SH 2015) am:  [Datum] 

Maßnahmenabschluss am: [Datum] 

Kurze Darstellung der durchgeführten Arbeiten, wesentliche Abweichungen von den 
der Zustimmung zum Mitteleinsatz zugrunde liegenden Antragsunterlagen, vom Fi-
nanzierungsplan und von sonstigen Festsetzungen: 
 

[Text] 
 

 
 

Zahlenmäßiger Nachweis 

 

Soll Ist 

Finanzierungsplan 
gemäß Zustimmung 

zum Mitteleinsatz 

Finanzierungsplan 
gemäß Abrechnung 

Gesamtausgaben [Zahl] € [Zahl] € 

nicht zuwendungsfähige Ausgaben [Zahl] € [Zahl] € 

zuwendungsfähige Ausgaben [Zahl] € [Zahl] € 

abzüglich  
Zuwendungen Dritter einschließlich 
der hierauf zu erbringenden Ei-
genmittel/maßnahmenbedingten 
Einnahmen/Eigen- und Fremdmittel 
Dritter 

1. ……………….. 
2. ……………….. 
3. ……………….. 
4. ……………….. 

[Zahl] € [Zahl] € 
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5. …….…………. 
 

Städtebauförderungsmittel [Zahl] € [Zahl] € 

 
 

Ausgaben  
Kostengruppen nach DIN 276 

Soll Ist 

gemäß Zustimmung zum 
Mitteleinsatz 

gemäß Abrechnung 

insgesamt 
davon  

zuwendungs-
fähig 

insgesamt 
davon  

zuwendungs-
fähig 

100 Grundstück [Zahl] € [Zahl] € [Zahl] € [Zahl] € 

200 Herrichten und Erschließen [Zahl] € [Zahl] € [Zahl] € [Zahl] € 

300 Bauwerk - Baukonstruktion [Zahl] € [Zahl] € [Zahl] € [Zahl] € 

400 Bauwerk – Techn. Anlagen [Zahl] € [Zahl] € [Zahl] € [Zahl] € 

500 Außenanlagen [Zahl] € [Zahl] € [Zahl] € [Zahl] € 

600 Ausstattung/Kunstwerke [Zahl] € [Zahl] € [Zahl] € [Zahl] € 

700 Baunebenkosten [Zahl] € [Zahl] € [Zahl] € [Zahl] € 

Summe [Zahl] € [Zahl] € [Zahl] € [Zahl] € 

 
 

Zur Vor- und Zwischenfinanzierung 
 

 einer bewilligten Zuwendung einer anderen Stelle in Höhe von [Zahl] Euro  
(A 7.3 Absatz 1 Nr. 2), 
 

 von Einnahmen gemäß A 6.2.5 Absatz 2 Nr. 11 a bis c in Höhe von [Zahl] Euro 
(A 7.3 Absatz 1 Nr. 3), 
 

 von Einnahmen gemäß A 6.2.5 Absatz 2 Nr. 11 d bis e in Höhe von [Zahl] Euro 
(A 7.3 Absatz 1 Nr. 4), 

 von Eigenanteilen zur Finanzierung nicht zuwendungsfähiger Ausgaben in Höhe 
von [Zahl] Euro (A 7.3 Absatz 1 Nr. 5) 
 

 von Eigenanteilen, die von der Gemeinde aufgrund des begrenzten Fördermitte-
leinsatzes gemäß B 2.2.5 Absatz 3 Nr. 3 zu erbringen sind, in Höhe von [Zahl] 
Euro (A 7.3 Absatz 1 Nr. 6 a) 
 

wurden Städtebauförderungsmittel in Höhe von insgesamt [Zahl] Euro eingesetzt. 
 

Die Erstattung  
 

 ist bereits vollständig erfolgt. 
 

 erfolgt vor Ablauf der in A 7.3 Absatz 2 genannten Fristen bzw. vor Ablauf der 
vom MIB/von der IB.SH mit der Zustimmung zum Mitteleinsatz festgelegten Frist. 
 

 
 
Bestätigungen/Erklärungen 
 
Ich versichere die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben und der beigefügten 
Unterlagen sowie die Übereinstimmung der Beträge mit den Büchern und Belegen. 
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Ich bestätige, dass  

 die Maßnahme entsprechend den der Zustimmung zum Mitteleinsatz zugrunde 
liegenden Antragsunterlagen durchgeführt wurde; wesentliche Abweichungen 
haben sich nicht ergeben/sind im Sachbericht dargestellt,2  

 die in den Bauplänen enthaltenen Angaben mit der Örtlichkeit übereinstimmen, 

 die bauaufsichtlichen und sonstige Bedingungen und Auflagen beachtet wur-
den, 

 die vorgeschriebenen Prüfungen bzw. Gebrauchsabnahmen durchgeführt sowie 
die Bedingungen und Auflagen eingehalten wurden, 

 die Angaben über die Maßnahme, ihre Ausgaben und die Finanzierung voll-
ständig und belegt sind. Zu ihrer Nachprüfung stehen die entsprechenden Un-
terlagen einschließlich Baurechnung mit Belegen zur Verfügung. 

 
 
 
 
 

______________________________ _________________________________ 
 

Ort, Datum 
 

Unterschrift 

Oberbürgermeister/in/Bürgermeister/in 
bzw. 

Unterschrift 
Sanierungs-/Entwicklungsträger/in 

 
 

Ergebnis der Prüfung der zuständigen baufachlichen Prüfstelle: 

Der Verwendungsnachweis wurde baufachlich geprüft. Aufgrund stichprobenweiser 
Überprüfung der Bauausführung und der Rechnungsbelege wird die Übereinstim-
mung der Angaben im Verwendungsnachweis mit der Baurechnung und mit der 
Örtlichkeit bescheinigt. Auf meine ergänzende Stellungnahme (vgl. 9.4 der ZBau) 
nehme ich Bezug. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
____________________________ ____________________________ 
 

Ort, Datum 
 

Unterschrift 
Zuständige baufachliche Prüfstelle 
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Es sind folgende Unterlagen beizufügen: 
 

 Schlussabnahmeschein bzw. Bescheinigung der Bauleitung, dass die Maßnahme 
entsprechend den genehmigten Plänen ausgeführt wurde, 
 

 Baugenehmigung (ohne Planzeichnungen), falls für die Maßnahme erforderlich, 
 

 Vergabedokumentation(en) über alle Ausgaben,  
 

 Kostenanschlag gemäß DIN 276 nach Ausschreibung,  
 

 bei Baumaßnahmen im Eigentum Dritter Nachweis über die dingliche Sicherung 
der eingesetzten Städtebauförderungsmittel (nicht erforderlich für Maßnahmen 
gemäß B 2.2.1 StBauFR SH 2015 im Gebotsfall und Maßnahmen gemäß B 2.2.6 
StBauFR SH 2015), 
 

 bei Baumaßnahmen im Eigentum Dritter Vertrag über die Durchführung der Maß-
nahme, im Gebotsfall der Bescheid gemäß § 177 BauGB, 
 

 bei Neubaumaßnahmen Nachweis über die Einhaltung der übergesetzlichen 
energetischen Standards gemäß B 2.2 Absatz 3 StBauFR SH 2015, 
 

 Nachweis über die Einhaltung besondere Auflagen, falls die Zustimmung zum 
Mitteleinsatz solche enthält, 
 

 Nachweis über die Einhaltung der Vorgaben für die öffentliche Darstellung der 
Städtebauförderung gemäß A 5.12 Absatz 2 Nr. 3 und ggf. Nr. 4 StBauFR SH 
2015. 
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Gemeinde: [Name] 

Städtebauliche Gesamtmaßnahme: [Name] 

Städtebauförderungsprogramm: [Programm] 

 
 

Zwischenabrechnung für das Jahr 20__ 

 
 
Ausgaben 
Angaben in € 
Alle Ausgaben, die für die jeweilige Ausgabenart entstehen, sind unabhängig von ihrer Zuwendungsfähigkeit in voller Höhe darzustellen. Bei 
Baumaßnahmen Dritter sind nur die Ausgaben der Gemeinde einzutragen, die aus Städtebauförderungsmitteln getragen werden sollen. 
 

Ausgabenart 
Übertrag aus 

20__ 

Ausgaben 
gemäß C 8.2 

Absatz 1 

Ausgaben 
gemäß C 8.2 

Absatz 2 

Ausgaben 
gemäß C 8.2 

Absatz 3 

Übertrag 
nach 20__ 

B 1 Maßnahmen der Vorbereitung      

B 1.1 Maßnahmen nach § 140 BauGB
 1 

     

B 1.2 Übergeordnete Konzepte      

B 2 Maßnahmen der Durchführung      

B 2.1 Ordnungsmaßnahmen      

B 2.1.1 Erwerb von Grundstücken      

B 2.1.2 Sonstige Maßnahmen der Bodenordnung      

B 2.1.3 Umzug von Bewohnerinnen, Bewohnern und Betrieben      

B 2.1.4 Freilegung von Grundstücken      

B 2.1.5 Gebäuderestwertentschädigung bei der Freilegung von Grundstücken      

B 2.1.6 Herstellung und Änderung von Erschließungsanlagen      

B 2.1.7 Änderung von öffentlichen Versorgungseinrichtungen      

B 2.1.8 Sonstige Ordnungsmaßnahmen      
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Ausgabenart 
Übertrag aus 

20__ 

Ausgaben 
gemäß C 8.2 

Absatz 1 

Ausgaben 
gemäß C 8.2 

Absatz 2 

Ausgaben 
gemäß C 8.2 

Absatz 3 

Übertrag 
nach 20__ 

B 2.1.9 Maßnahmen zum Ausgleich      

B 2.2 Baumaßnahmen      

B 2.2.1 Modernisierung und Instandsetzung baulicher Anlagen Dritter      

B 2.2.2 Modernisierung und Instandsetzung baulicher Anlagen der Gemeinde      

B 2.2.3 Neubebauung und Ersatzbauten der Gemeinde      

B 2.2.4 Neubau von Ersatzwohnungen und sonstigen Wohnungen Dritter      

B 2.2.5 Errichtung und Änderung von Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen      

B 2.2.6 Verlagerung und Änderung von Betrieben      

B 2.3 Sonstige Maßnahmen der Durchführung      

B 2.3.1 Maßnahmenbedingte Rechtsansprüche Dritter      

B 2.3.2 Härteausgleich      

B 2.3.3 Bewirtschaftung von Grundstücken      

B 2.3.4 Verfügungsfonds      

B 2.3.5 Kunst im öffentlichen Raum      

B 3 Maßnahmen der Abwicklung      

B 3.1 Sanierungs- und Entwicklungsträgerinnen und -träger      

B 3.2 Programmspezifisches Management      

B 3.3 Private Sachverständige für gutachterliche Wertermittlung      

B 3.4 Sonstige Beauftragte      

B 3.5 Öffentlichkeitsarbeit      

B 3.6 Aufgegebener Ordnungs- und Baumaßnahmen      

B 3.7 Sonstige Maßnahmen der Abwicklung      

      
insgesamt      

 
1 

Vorgezogene Ordnungs- und Baumaßnahmen sind der entsprechenden Ausgabenart den Maßnahmen der Durchführung zuzuordnen. 
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Einnahmen 
Angaben in €

 

 

Einnahmeart 
Übertrag aus 

20__ 
Einnahmen 

Übertrag 
nach 20__ 

A 6.2.5 (2) Nr. 1 
Ausgleichsbeträge gemäß § 154 BauGB sowie entsprechende Wertsteigerungen für nicht mit 
Städtebauförderungsmitteln erworbene privat nutzbare Grundstücke der Gemeinde gemäß C 8.5 
Absatz 6 

   

A 6.2.5 (2) Nr. 2 
im Zuge der Gesamtmaßnahme aufgrund von Bundes- und Landesgesetzen erzielte Einnah-
men, soweit sie nicht einer einzelnen Maßnahme als rentierliche Kostenanteile zugeordnet sind 
(z. B. Ablösebeträge gemäß § 50 LBO) 

   

A 6.2.5 (2) Nr. 3 

Erlöse aus der Veräußerung von Grundstücken des städtebaulichen Sondervermögens gemäß 
A 7.5 Absatz 1 und anderen Vermögensgegenständen des städtebaulichen Sondervermögens 
sowie Wertausgleichszahlungen der Gemeinde bei einer vorzeitigen Überführung von Grundstü-
cken des städtebaulichen Sondervermögens gemäß A 7.5 Absatz 1 in das gemeindliche Liegen-
schaftsvermögen (A 7.5 Absatz 6) 

   

A 6.2.5 (2) Nr. 4 
Erlöse aus der Veräußerung baulicher Anlagen im Zusammenhang mit der Bestellung von Erb-
baurechten für Grundstücke gemäß A 7.5 Absatz 1  

   

A 6.2.5 (2) Nr. 5 Überschüsse aus Umlegungen im Gebiet der städtebaulichen Gesamtmaßnahme    

A 6.2.5 (2) Nr. 6 Zinserträge des städtebaulichen Sondervermögens    

A 6.2.5 (2) Nr. 7 
Rückflüsse aus Darlehen der Gemeinde an Dritte, soweit diese aus dem städtebaulichen Son-
dervermögen gewährt worden sind 

   

A 6.2.5 (2) Nr. 8 
i.V.m.  
A 7.3 (1) Nr.  3 

Zuwendungen Dritter, sofern Städtebauförderungsmittel zur Vor- und Zwischenfinanzierung ein-
gesetzt wurden/werden 

   

auf Zuwendungen Dritter zu erbringende gemeindliche Eigenmittel, sofern Städtebauförde-
rungsmittel zur Vor- und Zwischenfinanzierung der Zuwendungen Dritter eingesetzt wur-
den/werden 

   

A 6.2.5 (2) Nr. 9 
Einnahmen aus der Bewirtschaftung der Grundstücke des städtebaulichen Sondervermögens 
gemäß A 7.5 Absatz 1 und anderer Vermögensgegenstände; hierzu zählen auch Erbbauzinsen 
für Grundstücke des städtebaulichen Sondervermögens gemäß A 7.5 Absatz 1 

   

A 6.2.5 (2) Nr. 10 
Kostenerstattungsbeträge für naturschutzrechtliche Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen der 
Gemeinde gemäß § 135 a Absatz 3 BauGB, soweit die entsprechenden Ausgaben aus dem 
städtebaulichen Sondervermögen finanziert werden 

   

A 6.2.5 (2) Nr. 11 a 
Beiträge, z. B. Erschließungsbeiträge gemäß §§ 127 ff. BauGB und Ausbaubeiträge nach dem 
KAG 

   

A 6.2.5 (2) Nr. 11 b 
Zuwendungen des Kreises, des Landes oder Dritter     

auf Zuwendungen des Kreises, des Landes oder Dritter zu erbringende gemeindliche Eigenmittel    

A 6.2.5 (2) Nr. 11 c sonstige Mittel Dritter, z. B. Spenden    
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Einnahmeart 
Übertrag aus 

20__ 
Einnahmen 

Übertrag 
nach 20__ 

A 6.2.5 (2) Nr. 11 d Gebühren, z. B. Sondernutzungsgebühren gemäß § 26 StrWG, Parkgebühren    

A 6.2.5 (2) Nr. 11 e Entgelte, z. B. Mieteinnahmen, Pachteinnahmen    

A 7.3 (1) Nr. 5 
Eigenanteile, die von der Gemeinde zur Finanzierung nicht zuwendungsfähiger Ausgaben nach 
Abschnitt B zu erbringen sind 

   

A 7.3 (1) Nr.6 
Eigenanteile, die von der Gemeinde aufgrund des begrenzten Fördermitteleinsatzes gemäß B 
2.1.4 Absatz 2, B 2.2.5 Absatz 3 Nr. 3 und B 3 Absatz 1 zu erbringen sind 

   

A 6.2.2 
von der Gemeinde bereitgestellte Eigenmittel    

von Dritten gemäß A 6.2.2 Absatz 3 finanzierte Eigenmittel der Gemeinde    

A 6.1 (1) Bundes- und Landesmittel
    

    
insgesamt    

 
 
Vor- und Zwischenfinanzierung gemäß A 7.3 Absatz 1 Nr. 1 StBauFR SH 2015 
 

aus dem städtebaulichen Sondervermögen entnommene Mittel  
zu Gunsten der städtebaulichen Gesamtmaßnahme 

Datum des Mittel-
transfers 

Höhe des Mitteltrans-
fers in € 

Datum Beendigung 
Mitteltransfer 

[Name städtebauliche Gesamtmaßnahme]    

    

    

 
 

für das städtebauliche Sondervermögen erhaltene Mittel  
zu Lasten der städtebaulichen Gesamtmaßnahme 

Datum des Mittel-
transfers 

Höhe des Mitteltrans-
fers in € 

Datum Beendigung 
Mitteltransfer 

[Name städtebauliche Gesamtmaßnahme]    

    

    

 
 
Erklärungen der Gemeinde: 
Ich versichere die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben und der beigefügten Unterlagen.  
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Die Ausgaben und Einnahmen stimmen mit den Belegen und den Eintragungen in den Büchern überein. Die Ausgaben sind in der angegebe-
nen Höhe für die städtebauliche Gesamtmaßnahme entstanden. Es wurden alle maßnahmenbedingten Einnahmen berücksichtigt. Soweit vom 
Vorsteuerabzug Gebrauch gemacht wird, sind Umsatzsteuerbeträge in den nachgewiesenen Ausgaben nicht enthalten. 
Die StBauFR SH 2015 sowie die Auflagen und Bedingungen der Zuwendungsbescheide und der Mitteleinsatzentscheidungen von MIB und 
IB.SH wurden beachtet. 
 
Ich versichere: 
 

 dass die auf die angeforderten Zuwendungen zu erbringenden gemeindlichen Eigenmittel dem Sonderkonto spätestens zu dem in A 6.2.2 
Absatz 4 StBauFR SH 2015 festgelegten Zeitpunkt bereitgestellt wurden, 
 

 dass alle Einnahmemöglichkeiten ausgeschöpft wurden, 
 

 die Aktualität und Vollständigkeit des beigefügten Verzeichnisses über die nicht mit Städtebauförderungsmitteln erworbenen privat nutzba-
ren Grundstücke der Gemeinde gemäß C 8.5 Absatz 6 StBauFR SH 2015 (Anlage 6 StBauFR SH 2015), 
 

 dass im Rahmen von Maßnahmen der Freilegung von Grundstücken (B 2.1.4 StBauFR SH 2015) keine Städtebauförderungsmittel für die 
vollständige oder teilweise Beseitigung von unter Denkmalschutz stehenden baulichen Anlagen eingesetzt wurden. 
 

 
 
 
 
 
________________________________________  ________________________________________ 
 

Ort, Datum 
 

 

Unterschrift 
Oberbürgermeister/in/Bürgermeister/in 

 
 
Es sind folgende ergänzende Unterlagen beizufügen: 
 

 Bestandsverzeichnis über die mit Städtebauförderungsmitteln erworbenen Grundstücke und sonstigen Vermögenswerte (Anlage 5 
StBauFR SH 2015), 
 

 Verzeichnis über die nicht mit Städtebauförderungsmitteln erworbenen privat nutzbaren Grundstücke der Gemeinde gemäß C 8.5 Ab-
satz 6 StBauFR SH 2015 (Anlage 6 StBauFR SH 2015), 
 

 Zusammenstellung der durch die IB.SH förderungsrechtlich anerkannten Ausgaben einzelner Maßnahmen gemäß C 8.2 Absatz 1 
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StBauFR SH 2015 (Anlage 23 StBauFR SH 2015), 
 

 Abrechnung der Ausgaben abgeschlossener einzelner Maßnahmen gemäß C 8.2 Absatz 2 StBauFR SH 2015 (Anlage 24 StBauFR SH 
2015), 
 

 Abrechnung der Jahresausgaben einzelner Maßnahmen gemäß C 8.2 Absatz 3 StBauFR SH 2015 (Anlage 25 StBauFR SH 2015), 
 

 Abrechnung der Einnahmen gemäß A 6.2.5 StBauFR SH 2015 (Anlage 26 StBauFR SH 2015). 
 

 
 
Zusammen mit der Zwischenabrechnung ist der IB.SH die Darstellung des Sonderkontos (C 8.4/Anlage 19 StBauFR SH 2015) vorzulegen. 
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Gemeinde: [Name] 

Städtebauliche Gesamtmaßnahme: [Name] 

Städtebauförderungsprogramm: [Programm] 

 
 

Schlussabrechnung 

 
 
Ausgaben 
Angaben in € 
Alle Ausgaben, die für die jeweilige Ausgabenart entstehen, sind unabhängig von ihrer Zuwendungsfähigkeit in voller Höhe darzustellen. Bei 
Baumaßnahmen Dritter sind nur die Ausgaben der Gemeinde einzutragen, die aus Städtebauförderungsmitteln getragen werden sollen. 
 

Ausgabenart 
Übertrag aus 

20__ 

Ausgaben 
gemäß C 8.2 

Absatz 1 

Ausgaben 
gemäß C 8.2 

Absatz 2 

Ausgaben 
gemäß C 8.2 

Absatz 3 

Ausgaben 
insgesamt 

B 1 Maßnahmen der Vorbereitung  

B 1.1 Maßnahmen nach § 140 BauGB 
1
      

B 1.2 Übergeordnete Konzepte      

B 2 Maßnahmen der Durchführung  

B 2.1 Ordnungsmaßnahmen  

B 2.1.1 Erwerb von Grundstücken      

B 2.1.2 Sonstige Maßnahmen der Bodenordnung      

B 2.1.3 Umzug von Bewohnerinnen, Bewohnern und Betrieben      

B 2.1.4 Freilegung von Grundstücken      

B 2.1.5 Gebäuderestwertentschädigung bei der Freilegung von Grundstücken      

B 2.1.6 Herstellung und Änderung von Erschließungsanlagen      

B 2.1.7 Änderung von öffentlichen Versorgungseinrichtungen      

B 2.1.8 Sonstige Ordnungsmaßnahmen      
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Ausgabenart 
Übertrag aus 

20__ 

Ausgaben 
gemäß C 8.2 

Absatz 1 

Ausgaben 
gemäß C 8.2 

Absatz 2 

Ausgaben 
gemäß C 8.2 

Absatz 3 

Ausgaben 
insgesamt 

B 2.1.9 Maßnahmen zum Ausgleich      

B 2.2 Baumaßnahmen  

B 2.2.1 Modernisierung und Instandsetzung baulicher Anlagen Dritter      

B 2.2.2 Modernisierung und Instandsetzung baulicher Anlagen der Gemeinde      

B 2.2.3 Neubebauung und Ersatzbauten der Gemeinde      

B 2.2.4 Neubau von Ersatzwohnungen und sonstigen Wohnungen Dritter      

B 2.2.5 Errichtung und Änderung von Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen      

B 2.2.6 Verlagerung und Änderung von Betrieben      

B 2.3 Sonstige Maßnahmen der Durchführung  

B 2.3.1 Maßnahmenbedingte Rechtsansprüche Dritter      

B 2.3.2 Härteausgleich      

B 2.3.3 Bewirtschaftung von Grundstücken      

B 2.3.4 Verfügungsfonds      

B 2.3.5 Kunst im öffentlichen Raum      

B 3 Maßnahmen der Abwicklung  

B 3.1 Sanierungs- und Entwicklungsträgerinnen und -träger      

B 3.2 Programmspezifisches Management      

B 3.3 Private Sachverständige für gutachterliche Wertermittlung      

B 3.4 Sonstige Beauftragte      

B 3.5 Öffentlichkeitsarbeit      

B 3.6 Aufgegebener Ordnungs- und Baumaßnahmen      

B 3.7 Sonstige Maßnahmen der Abwicklung      

  
insgesamt      

 

1 
Vorgezogene Ordnungs- und Baumaßnahmen sind der entsprechenden Ausgabenart den Maßnahmen der Durchführung zuzuordnen. 
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Einnahmen 
Angaben in € 
 

Einnahmeart 
Übertrag aus 

20__ 
Einnahmen insgesamt 

A 6.2.5 (2) Nr. 1 
Ausgleichsbeträge gemäß § 154 BauGB sowie entsprechende Wertsteigerungen für nicht mit 
Städtebauförderungsmitteln erworbene privat nutzbare Grundstücke der Gemeinde gemäß C 
8.5 Absatz 6 

   

A 6.2.5 (2) Nr. 2 
im Zuge der Gesamtmaßnahme aufgrund von Bundes- und Landesgesetzen erzielte 
Einnahmen, soweit sie nicht einer einzelnen Maßnahme als rentierliche Kostenanteile 
zugeordnet sind (z. B. Ablösebeträge gemäß § 50 LBO) 

   

A 6.2.5 (2) Nr. 3 

Erlöse aus der Veräußerung von Grundstücken des städtebaulichen Sondervermögens gemäß 
A 7.5 Absatz 1 und anderen Vermögensgegenständen des städtebaulichen Sondervermögens 
sowie Wertausgleichszahlungen der Gemeinde bei einer vorzeitigen Überführung von 
Grundstücken des städtebaulichen Sondervermögens gemäß A 7.5 Absatz 1 in das 
gemeindliche Liegenschaftsvermögen (A 7.5 Absatz 6) 

   

A 6.2.5 (2) Nr. 4 
Erlöse aus der Veräußerung baulicher Anlagen im Zusammenhang mit der Bestellung von 
Erbbaurechten für Grundstücke gemäß A 7.5 Absatz 1  

   

A 6.2.5 (2) Nr. 5 Überschüsse aus Umlegungen im Gebiet der städtebaulichen Gesamtmaßnahme    

A 6.2.5 (2) Nr. 6 Zinserträge des städtebaulichen Sondervermögens    

A 6.2.5 (2) Nr. 7 
Rückflüsse aus Darlehen der Gemeinde an Dritte, soweit diese aus dem städtebaulichen 
Sondervermögen gewährt worden sind 

   

A 6.2.5 (2) Nr. 8 
i. V. m.  
A 7.3 (1) Nr. 2 

Zuwendungen Dritter, sofern Städtebauförderungsmittel zur Vor- und Zwischenfinanzierung 
eingesetzt wurden/werden 

   

auf Zuwendungen Dritter zu erbringende gemeindliche Eigenmittel, sofern 
Städtebauförderungsmittel zur Vor- und Zwischenfinanzierung der Zuwendungen Dritter 
eingesetzt wurden/werden 

   

A 6.2.5 (2) Nr. 9 
Einnahmen aus der Bewirtschaftung der Grundstücke des städtebaulichen Sondervermögens 
gemäß A 7.5 Absatz 1 und anderer Vermögensgegenstände; hierzu zählen auch Erbbauzinsen 
für Grundstücke des städtebaulichen Sondervermögens gemäß A 7.5 Absatz 1 

   

A 6.2.5 (2) Nr. 10 
Kostenerstattungsbeträge für naturschutzrechtliche Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen der 
Gemeinde gemäß § 135 a Absatz 3 BauGB, soweit die entsprechenden Ausgaben aus dem 
städtebaulichen Sondervermögen finanziert werden 

   

A 6.2.5 (2) Nr. 11 a 
Beiträge, z. B. Erschließungsbeiträge gemäß §§ 127 ff. BauGB und Ausbaubeiträge nach dem 
KAG 

   

A 6.2.5 (2) Nr. 11 b 

Zuwendungen des Kreises, des Landes oder Dritter     

auf Zuwendungen des Kreises, des Landes oder Dritter zu erbringende gemeindliche 
Eigenmittel 

   

A 6.2.5 (2) Nr. 11 c sonstige Mittel Dritter, z. B. Spenden    
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Einnahmeart 
Übertrag aus 

20__ 
Einnahmen insgesamt 

A 6.2.5 (2) Nr. 11 d Gebühren, z. B. Sondernutzungsgebühren gemäß § 26 StrWG, Parkgebühren    

A 6.2.5 (2) Nr. 11 e Entgelte, z. B. Mieteinnahmen, Pachteinnahmen    

A 7.3 (1) Nr. 5 
 

Eigenanteile, die von der Gemeinde zur Finanzierung nicht zuwendungsfähiger Ausgaben 
nach Abschnitt B zu erbringen sind 

   

A 7.3 (1) Nr.6 
Eigenanteile, die von der Gemeinde aufgrund des begrenzten Fördermitteleinsatzes gemäß B 
2.1.4 Absatz 2, B 2.2.5 Absatz 3 Nr. 3 und B 3 Absatz 1 zu erbringen sind 

   

A 6.2.2 
von der Gemeinde bereitgestellte Eigenmittel    

von Dritten gemäß A 6.2.2 Absatz 3 finanzierte Eigenmittel der Gemeinde    

A 6.1 (1) Bundes- und Landesmittel    

    
insgesamt    

 
 

Einnahmen insgesamt [Zahl] € 

Ausgaben insgesamt [Zahl] € 

Differenz Einnahmen / Ausgaben [Zahl] € 

Wertausgleich zu Lasten der Gemeinde gemäß C 8.5 Absatz 5 StBauFR SH 2015 (Anlage 28) [Zahl] € 

Wertsteigerungen privat nutzbarer Grundstücke der Gemeinde gemäß C 8.5 Absatz 6 StBauFR SH 2015 (Anlage 28) [Zahl] € 

nicht gedeckte Ausgaben / Überschuss [Zahl] € 

 
 
Vor- und Zwischenfinanzierung gemäß A 7.3 Absatz 1 Nr. 1 StBauFR SH 2015 
 

aus dem städtebaulichen Sondervermögen entnommene Mittel  
zu Gunsten der städtebaulichen Gesamtmaßnahme 

Datum des 
Mitteltransfers 

Höhe des  
Mitteltransfers in € 

Datum Beendigung 
Mitteltransfer 

[Name städtebauliche Gesamtmaßnahme]    

    

 

für das städtebauliche Sondervermögen erhaltene Mittel  
zu Lasten der städtebaulichen Gesamtmaßnahme 

Datum des 
Mitteltransfers 

Höhe des 
Mitteltransfers in € 

Datum Beendigung 
Mitteltransfer 

[Name städtebauliche Gesamtmaßnahme]    
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Erklärungen der Gemeinde: 
Ich versichere die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben und der beigefügten Unterlagen. Die Ausgaben und Einnahmen stimmen mit den 
Belegen und den Eintragungen in den Büchern überein. Die Ausgaben sind in der angegebenen Höhe für die städtebauliche 
Gesamtmaßnahme entstanden. Es wurden alle maßnahmenbedingten Einnahmen berücksichtigt. Soweit vom Vorsteuerabzug Gebrauch 
gemacht wird, sind Umsatzsteuerbeträge in den nachgewiesenen Ausgaben nicht enthalten. 
Die StBauFR SH 2015 sowie die Auflagen und Bedingungen der Zuwendungsbescheide und der Mitteleinsatzentscheidungen von MIB und 
IB.SH wurden beachtet. 
 
 
Ich versichere: 
 

 dass die auf die angeforderten Zuwendungen zu erbringenden gemeindlichen Eigenmittel dem Sonderkonto spätestens zu dem in A 6.2.2 
Absatz 4 StBauFR SH 2015 festgelegten Zeitpunkt bereitgestellt wurden, 
 

 dass alle Einnahmemöglichkeiten ausgeschöpft wurden, 
 

 dass die zur Vor- und Zwischenfinanzierung gemäß A 7.3 StBauFR SH 2015 eingenommenen und entnommenen Mittel vollständig 
erstattet wurden, 
 

 die Aktualität und Vollständigkeit des beigefügten Verzeichnisses über die nicht mit Städtebauförderungsmitteln erworbenen privat 
nutzbaren Grundstücke der Gemeinde gemäß C 8.5 Absatz 6 StBauFR SH 2015 (Anlage 6 StBauFR SH 2015), 
 

 dass im Rahmen von Maßnahmen der Freilegung von Grundstücken (B 2.1.4 StBauFR SH 2015) keine Städtebauförderungsmittel für die 
vollständige oder teilweise Beseitigung von unter Denkmalschutz stehenden baulichen Anlagen eingesetzt wurden. 
 

 
 
 
 
 
________________________________________  ________________________________________ 
 

Ort, Datum 
 

 

Unterschrift 
Oberbürgermeister/in/Bürgermeister/in 
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Es sind folgende ergänzende Unterlagen beizufügen: 
 

 Bestandsverzeichnis über die mit Städtebauförderungsmitteln erworbenen Grundstücke und sonstigen Vermögenswerte  
(Anlage 5 StBauFR SH 2015), 
 

 Verzeichnis über die nicht mit Städtebauförderungsmitteln erworbenen privat nutzbaren Grundstücke der Gemeinde gemäß C 8.5 
Absatz 6 StBauFR SH 2015 (Anlage 6 StBauFR SH 2015), 
 

 Zusammenstellung der durch die IB.SH förderungsrechtlich anerkannten Ausgaben einzelner Maßnahmen gemäß C 8.2 Absatz 1 
StBauFR SH 2015 (Anlage 23 StBauFR SH 2015), 
 

 Abrechnung der Ausgaben abgeschlossener einzelner Maßnahmen gemäß C 8.2 Absatz 2 StBauFR SH 2015  
(Anlage 24 StBauFR SH 2015), 
 

 Abrechnung der Jahresausgaben einzelner Maßnahmen gemäß C 8.2 Absatz 3 StBauFR SH 2015 (Anlage 25 StBauFR SH 2015), 
 

 Abrechnung der Einnahmen gemäß A 6.2.5 StBauFR SH 2015 (Anlage 26 StBauFR SH 2015). 
 

 Verzeichnis der in das Liegenschaftsvermögen übernommenen Grundstücke (Anlage 27 StBauFR SH 2015), 
 

 Darstellung des Wertausgleiches zu Lasten der Gemeinde gemäß C 8.5 Absatz 5 StBauFR SH 2015 und zur Abschöpfung der 
Wertsteigerung von privat nutzbaren Grundstücken der Gemeinde gemäß C 8.5 Absatz 6 StBauFR SH 2015 (Anlage 28 StBauFR SH 
2015), 
 

 Übersicht über Einnahmen/Ausgaben nach Vorlage der Schlussabrechnung (Anlage 29 StBauFR SH 2015). 
 

 
Zusammen mit der Schlussabrechnung ist der IB.SH die Darstellung des Sonderkontos (C 8.4/Anlage 19 StBauFR SH 2015) vorzulegen. 
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Gemeinde: [Name] 

Städtebauliche Gesamtmaßnahme: [Name] 

Städtebauförderungsprogramm: [Programm] 

 
 

 Zwischenabrechnung gemäß C 8.3 StBauFR SH 2015 für das Jahr __ 
 

 Schlussabrechnung gemäß C 8.5 StBauFR SH 2015 
 

 
 
Zusammenstellung der durch die IB.SH förderungsrechtlich anerkannten Ausgaben einzelner Maßnahmen gemäß C 8.2 Absatz 1 
StBauFR SH 2015 

 
 

 
Bezeichnung der Maßnahme 

laut Maßnahmenplan 
Gesamt-

ausgaben 

hiervon gemäß IB.SH-Bescheid zu finanzieren aus 

Abrech-
nungsbe-
scheid der 
IB.SH vom Mitteln Dritter 

zusätzlichen 
Gemeinde-
mitteln zur 

Finanzierung 
maßnahmen-

bedingter 
Einnahmen 

Gemeinde-
mitteln zur 

Finanzierung 
nicht 

zuwendungs-
fähiger 

Ausgaben 

Zuwendung 
Dritter inkl. 

hierauf zu er-
bringender 

gemeindlich-
er Eigen-

mittel/-anteile 

StBauFM  

B 2.1.6 

Herstellung und Änderung von 
Erschließungsanlagen 

  
     

        

        

        

        

Summe        

B 2.2.1 

Modernisierung und Instandsetzung 
baulicher Anlagen Dritter 
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Bezeichnung der Maßnahme 

laut Maßnahmenplan 
Gesamt-

ausgaben 

hiervon gemäß IB.SH-Bescheid zu finanzieren aus 

Abrech-
nungsbe-
scheid der 
IB.SH vom Mitteln Dritter 

zusätzlichen 
Gemeinde-
mitteln zur 

Finanzierung 
maßnahmen-

bedingter 
Einnahmen 

Gemeinde-
mitteln zur 

Finanzierung 
nicht 

zuwendungs-
fähiger 

Ausgaben 

Zuwendung 
Dritter inkl. 

hierauf zu er-
bringender 

gemeindlich-
er Eigen-

mittel/-anteile 

StBauFM  

        

        

Summe        

B 2.2.2 

Modernisierung und Instandsetzung 
baulicher Anlagen der Gemeinde 

  
     

        

        

        

Summe        

B 2.2.3 

Neubebauung und Ersatzbauten der 
Gemeinde 

  
     

        

        

Summe        

B 2.2.4 

Neubau von Ersatzwohnungen und 
sonstigen Wohnungen Dritter 

  
     

        

        

Summe        

B 2.2.5 

Errichtung und Änderung von 
Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen 

  
     

        

        

        

        

Summe        
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Bezeichnung der Maßnahme 

laut Maßnahmenplan 
Gesamt-

ausgaben 

hiervon gemäß IB.SH-Bescheid zu finanzieren aus 

Abrech-
nungsbe-
scheid der 
IB.SH vom Mitteln Dritter 

zusätzlichen 
Gemeinde-
mitteln zur 

Finanzierung 
maßnahmen-

bedingter 
Einnahmen 

Gemeinde-
mitteln zur 

Finanzierung 
nicht 

zuwendungs-
fähiger 

Ausgaben 

Zuwendung 
Dritter inkl. 

hierauf zu er-
bringender 

gemeindlich-
er Eigen-

mittel/-anteile 

StBauFM  

B 2.2.6 

Verlagerung und Änderung von 
Betrieben 

  
     

        

Summe        

 
 
 
 
 
________________________________________  ________________________________________ 
 

Ort, Datum 
 

 

Unterschrift 
Oberbürgermeister/in/Bürgermeister/in 
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Gemeinde: [Name] 

Städtebauliche Gesamtmaßnahme: [Name] 

Städtebauförderungsprogramm: [Programm] 

 
 

 Zwischenabrechnung gemäß C 8.3 StBauFR SH 2015 für das Jahr __ 
 

 Schlussabrechnung gemäß C 8.5 StBauFR SH 2015 
 

 

 
Abrechnung einzelner Maßnahmen gemäß C 8.2 Absatz 2 StBauFR SH 2015 

 

Hier sind ausschließlich abgeschlossene Maßnahmen zu berücksichtigen. 

 

B Bezeichnung der Maßnahme laut Maßnahmenplan 
Zahlungsbeträge 

gesamt in € 
davon StBauFM 

in € 

B 1.1 

Maßnahmen nach § 140 BauGB mit Ausnahme vorgezogener Ordnungs- und Baumaßnahmen gemäß § 140 Nr. 7   

   

   

Summe   

B 1.2 

Übergeordnete Konzepte   

   

Summe   

B 2.1.2 

Sonstige Maßnahmen der Bodenordnung   

   

Summe   

B 2.1.3 

Umzug von Bewohnerinnen, Bewohnern und Betrieben   

   

Summe   

B 2.1.5 

Gebäuderestwertentschädigung bei der Freilegung von Grundstücken   

   

Summe   
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B Bezeichnung der Maßnahme laut Maßnahmenplan 
Zahlungsbeträge 

gesamt in € 
davon StBauFM 

in € 

B 2.1.7 

Änderung von öffentlichen Versorgungseinrichtungen   

   

Summe   

B 2.1.8 

Sonstige Ordnungsmaßnahmen   

   

Summe   

B 2.1.9 

Maßnahmen zum Ausgleich   

   

Summe   

B 2.3.1 

Maßnahmenbedingte Rechtsansprüche Dritter   

   

Summe   

B 2.3.2 

Härteausgleich   

   

Summe   

B 2.3.5 

Kunst im öffentlichen Raum   

   

Summe   

B 3.3 

Private Sachverständige für gutachterliche Wertermittlung   

   

Summe   

B 3.4 

Sonstige Beauftragte   

   

Summe   

B 3.5 

Öffentlichkeitsarbeit   

   

Summe   

B 3.6 

Aufgegebene Ordnungs- und Baumaßnahmen   

   

Summe   
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B  Bezeichnung der Maßnahme laut Maßnahmenplan Kaufpreis in € Nebenkosten in € Datum Kaufvertrag Zahlungsbeträge in € 

B 2.1.1 

Erwerb von Grundstücken (Straße Nr.)     

     

     

     

Summe     
 

 Bei einer Kaufpreisverrentung ist der jährliche Betrag anzugeben. 

 
 

B  Bezeichnung der Maßnahme laut Maßnahmenplan 

nach B.2.1.4 
möglicher Einsatz 

von StBauF-Mitteln in 
% 

Gesamtausgaben Zahlungsbeträge in € 

B 2.1.4 

Freilegung von Grundstücken    

    

    

    

Summe   

 
 
 
 
 
 
________________________________________  ________________________________________ 
 

Ort, Datum 
 

 

Unterschrift 
Oberbürgermeister/in/Bürgermeister/in 
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Zu den einzelnen Maßnahmen, die mit dieser Zwischenabrechnung abgerechnet werden sollen, sind folgende ergänzende Unterlagen 
beizufügen: 
 

 für die Ausgabenart B 2.1.1 StBauFR SH 2015 Gutachten über den Verkehrswert gemäß A 8 Absatz 2 StBauFR SH 2015, 
 

 für die Ausgabenart B 2.1.3 StBauFR SH 2015 Vertrag/Verträge über die Durchführung der Maßnahme, 
 

 für die Ausgabenart B 2.1.5 StBauFR SH 2015 Gutachten über den Restwert und Vertrag über die Gebäuderestwertentschädigung, 
 

 für die Ausgabenart B 2.1.7 StBauFR SH 2015 Vertrag/Verträge über die Erstattung der Aufwendungen, 
 

 für die Ausgabenart B 2.1.8 StBauFR SH 2015 Vertrag über die Durchführung der Maßnahme (nur erforderlich, wenn die Gemeinde der 
Eigentümerin/dem Eigentümer die Durchführung der Ordnungsmaßnahme überlassen hat), 
 

 für die Ausgabenarten B 2.1.4, B 2.1.7, B 2.1.8 und B 2.1.9 StBauFR SH 2015 baufachlicher Prüfvermerk für den Antrag und die 
Abrechnung; nicht erforderlich für einzelne Maßnahmen, deren Ausgaben weniger als 250.000 € betragen, 
 

 für die Ausgabenart B 2.3.1 StBauFR SH 2015 den Rechtsanspruch/die Rechtsansprüche begründende Unterlagen, 
 

 für die Ausgabenart B 3.3 Absatz 2 StBauFR SH 2015 Nachweis zur Einhaltung des Grundsatzes der Nachrangigkeit des Einsatzes von 
Städtebauförderungsmitteln. 
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Gemeinde: [Name] 

Städtebauliche Gesamtmaßnahme: [Name] 

Städtebauförderungsprogramm: [Programm] 

 
 Zwischenabrechnung gemäß C 8.3 StBauFR SH 2015 für das Jahr __ 

 

 Schlussabrechnung gemäß C 8.5 StBauFR SH 2015 
 

 
 
Abrechnung einzelner Maßnahmen gemäß C 8.2 Absatz 3 StBauFR SH 2015 
 
Zu berücksichtigen sind die Jahresausgaben der einzelnen Maßnahmen 
 

B Bezeichnung der Maßnahme laut Maßnahmenplan 
Zahlungsbeträge 

gesamt in € 
davon StBauFM 

in € 

B 2.3.3 

Bewirtschaftung von Grundstücken   

[Adresse]   

   

B 2.3.4 Verfügungsfonds   

B 3.1 Sanierungs- und Entwicklungsträgerinnen und -träger   

B 3.2 Programmspezifisches Management   

B 3.7 

Sonstige Maßnahmen der Abwicklung   

[Bezeichnung laut Maßnahmenplan]   

   

Summe   

 
 
 
 
________________________________________  ________________________________________ 
 

Ort, Datum 
 

 

Unterschrift 
Oberbürgermeister/in/Bürgermeister/in 
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Gemeinde: [Name] 

Städtebauliche Gesamtmaßnahme: [Name] 

Städtebauförderungsprogramm: [Programm] 

 
 

 Zwischenabrechnung gemäß C 8.3 StBauFR SH 2015 für das Jahr __ 
 

 Schlussabrechnung gemäß C 8.5 StBauFR SH 2015 
 

 
 
Abrechnung der maßnahmenbedingten Einnahmen 
 

Einnahmeart lfd. Nr. Grundstück (Straße Nr.) 
Datum der 

Vereinnahmung 
Art des 

Erhebung
1
 

Betrag laut 
Bescheid in € 

Betrag in € 

A 6.2.5 (2) Nr. 1 

      

      

Summe  

A 6.2.5 (2) Nr. 2 

      

      

Summe  
 

1 
 

Nur für die Einnahmeart A 6.2.5 Absatz 2 Nr. 1 StBauFR SH 2015. Einzutragen sind V für eine Vorauszahlung, AV für einen Ablösebetrag und AB für den 
Ausgleichsbetrag. Die Wertsteigerungen für nicht mit Städtebauförderungsmitteln erworbene privat nutzbare Grundstücke der Gemeinde gemäß C 8.5 Absatz 6 
StBauFR SH 2015 sind hier nicht zu erfassen. 

 

Einnahmeart lfd. Nr. Grundstück (Straße Nr.) Größe in m² 
Datum der 

Vereinnahmung 

Verkehrswert 
gemäß A 8 

Absatz 3 in € 
Betrag in € 

A 6.2.5 (2) Nr. 3 

      

      

Summe  

A 6.2.5 (2) Nr. 4 

      

      

Summe  
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Einnahmeart lfd. Nr. Umlegungsgebiet/Flurstück 
Datum der 

Vereinnahmung 

vom 
Umlegungs-
ausschuss 

festgestellter 
Überschuss in € 

Betrag in € 

A 6.2.5 (2) Nr. 5 

     

     

Summe  

 

Einnahmeart lfd. Nr. Einzahler/in 
Datum der 

Vereinnahmung 
Verzugszinsen 

Festgeld- und 
Guthabenzinsen 

sonstige Zinsen Summe in € 

A 6.2.5 (2) Nr. 6 

       

       

Summe  

 

Einnahmeart lfd. Nr. Einzahler/in Grundstück (Straße Nr.) 
Datum der 

Vereinnahmung 
Darlehensbetrag Restkapital 

Zinsen (Z) 
Tilgung (T) 
Beträge in € 

A 6.2.5 (2) Nr. 7 

       

       

Summe  

 

Einnahmeart lfd. Nr. Maßnahme/Projekt Zuwendung von 
Datum der 

Vereinnahmung 
Zuwendung in € 

hierauf zu 
erbringende 

Eigenmittel in € 

Betrag 
insgesamt in € 

A 6.2.5 (2) Nr. 8 
i. V. m.  
A 7.3 (1) Nr. 2 

       

       

Summe  

 

Einnahmeart lfd. Nr. Grundstück (Straße Nr.) Einzahlungsgrund 
Datum der 

Vereinnahmung 
Betrag in € 

A 6.2.5 (2) Nr. 9 

     

     

Summe  
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Einnahmeart lfd. Nr. Einzahler/in Einzahlungsgrund 
Datum der 

Vereinnahmung 
Betrag in € 

A 6.2.5 (2) Nr. 10 

     

     

Summe  

 

Einnahmeart lfd. Nr. Maßnahme laut Maßnahmenplan 

maßnahmen-
bedingte 

Einnahmen laut 
Zustimmung 

zum 
Mitteleinsatz 

Datum 
Zustimmung 

zum 
Mitteleinsatz

2
 

maßnahmen-
bedingte 

Einnahmen laut 
Abrechnung 

Datum der 
Vereinnahmung 

Betrag in € 

A 6.2.5 (2) Nr. 11 

       

       

Summe  
 

2 
 

für Maßnahmen gemäß C 7 Absatz 1 das Datum des Maßnahmenbeginns gemäß A 6.2.3 Absatz 2 StBauFR SH 2015 

 

Einnahmeart lfd. Nr. Maßnahme laut Maßnahmenplan 

nicht zuwen-
dungsfähige 

Ausgaben laut 
Zustimmung 

zum 
Mitteleinsatz 

Datum 
Zustimmung 

zum 
Mitteleinsatz

2
 

nicht zuwen-
dungsfähige 

Ausgaben laut 
Abrechnung 

Datum der 
Vereinnahmung 

Betrag in € 

A 7.3 (1) Nr. 5 

       

       

Summe  

 

Einnahmeart lfd. Nr. Maßnahme laut Maßnahmenplan Jahresausgaben 
Anteil der zu 
erbringenden 
Eigenanteile 

Datum der 
Vereinnahmung 

Betrag in € 

A 7.3 (1) Nr. 6 

   50 %   

   50 %   

Summe  
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Einnahmeart lfd. Nr. 
Zuwendungsbescheid  Datum der 

Vereinnahmung 
Betrag in € 

Nr. Datum Programmjahr 

A 6.2.2 

      

      

      

A 6.1 (1) 
Bundesmittel  

      

      

      

A 6.1 (1) 
Landesmittel 

      

      

      

 Summe  

 
 
 
 
 
________________________________________  ________________________________________ 
 

Ort, Datum 
 

 

Unterschrift 
Oberbürgermeister/in/Bürgermeister/in 

 
 
Es sind folgende ergänzende Unterlagen beizufügen: 
 

 für die Einnahmeart A 6.2.5 Absatz 2 Nr. 3 und Nr. 4 StBauFR SH 2015 Gutachten über den Verkehrswert gemäß A 8 Absatz 3 StBauFR 
SH 2015 
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Gemeinde: [Name] 

Städtebauliche Gesamtmaßnahme: [Name] 

Städtebauförderungsprogramm: [Programm] 
 
 
Verzeichnis der in das Liegenschaftsvermögen übernommenen Grundstücke 
(A 7.5 Absatz 2 bis 6/C 8.5 Absatz 5 StBauFR SH 2015) 
 
Das Verzeichnis ist mit Schlussabrechnung gemäß C 8.5 StBauFR SH 2015 vorzulegen. Es sind alle Grundstücke zu erfassen, die die 
Gemeinde mit Städtebauförderungsmitteln erworben hat. 
 

Grundstücke 
Zeitpunkt 

Übernahme 
Erläuterungen zur aktuellen  

Grundstücksnutzung
1
 

Erläuterung, ob ein Wertausgleich zu be-
rücksichtigen ist Adresse Größe in m² 

     

     

     

     

     

     
 

1 Es ist die Nutzung zum Zeitpunkt der Übernahme zu erläutern. Hierbei ist anzugeben, ob es sich um eine öffentliche oder private Nutzung handelt. 

 
 
 
 
 

________________________________________  ________________________________________ 

 

Ort, Datum 

  

Unterschrift 

Oberbürgermeister/in/Bürgermeister/in 
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Gemeinde: [Name] 

Städtebauliche Gesamtmaßnahme: [Name] 

Städtebauförderungsprogramm: [Programm] 

 
 
Wertausgleich zu Lasten der Gemeinde und Wertsteigerungen privat nutzbarer Grundstücke der Gemeinde 
 
 

 Wertausgleich zu 
Lasten der Gemeinde 

gemäß C 8.5 
Absatz 5 in € für mit 
StBauFM erworbene 

Grundstücke 

maßnahmenbedingte 
Wertsteigerung 
privat nutzbarer 
Grundstücke der 
Gemeinde gemäß 

C 8.5. Absatz 6 in € 

 

mit Städtebauförderungsmitteln erworbene, zum Ende der Bereitstellungspflicht gemäß A 7.5 Absatz 2 und 3 nicht veräußerte Grundstücke, für die gemäß C 
8.5 Absatz 5 ein Wertausgleich zu Lasten der Gemeinde zu berücksichtigen ist (für den Wertausgleich maßgeblicher Verkehrswert gemäß A 8 Absatz 4) 

[Adresse (Straße Hr.), Größe in m²]   

   

   

   

mit Städtebauförderungsmitteln erworbene, gemäß A 7.5 Absatz 6 vorzeitig in das gemeindliche Liegenschaftsvermögen überführte Grundstücke, für die 
gemäß C 8.5 Absatz 5 ein Wertausgleich zu Lasten der Gemeinde sowie eine maßnahmenbedingte Wertsteigerung zu Lasten der Gemeinde gemäß A 8 
Absatz 5 Nr. 1 zu berücksichtigen ist  

[Adresse (Straße Hr.), Größe in m²]   

   

   

   

gemeindeeigene Grundstücke, für die gemäß C 8.5 Absatz 6 die maßnahmenbedingte Wertsteigerung zu Lasten der Gemeinde zu berücksichtigen ist 

[Adresse (Straße Hr.), Größe in m²]   

   

   



Anlage 28 StBauFR SH 2015 
 

 
Seite 2 von 2 

 Wertausgleich zu 
Lasten der Gemeinde 

gemäß C 8.5 
Absatz 5 in € für mit 
StBauFM erworbene 

Grundstücke 

maßnahmenbedingte 
Wertsteigerung 
privat nutzbarer 
Grundstücke der 
Gemeinde gemäß 

C 8.5. Absatz 6 in € 

 

   

   

   

   

   

   

   

   

   
Gesamtsumme (in Anlage 22 zu berücksichtigen) 

 
  

 
 
 
 
 
________________________________________  ________________________________________ 
 

Ort, Datum 
 

 

Unterschrift 
Oberbürgermeister/in/Bürgermeister/in 

 
 
Es sind folgende Unterlagen beizufügen: 
 

 für in das Liegenschaftsvermögen übernommene Grundstücke gemäß C 8.5 Absatz 5 StBauFR SH 2015 die Gutachten über den 
Verkehrswert gemäß A 8 Absatz 4 und 5 StBauFR SH 2015, 
 

 für privat nutzbare Grundstücke der Gemeinde gemäß C 8.5 Absatz 6 StBauFR SH 2015 die Gutachten über die Höhe der 
maßnahmenbedingten Wertsteigerungen. 
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Gemeinde: [Name] 

Städtebauliche Gesamtmaßnahme: [Name] 

Städtebauförderungsprogramm: [Programm] 
 

Einnahmen/Ausgaben nach Vorlage der Schlussabrechnung 

 

Einnahmen nach Vorlage der Schlussabrechnung 

lfd. 
Nr. 

Herkunft der Einnahme Betrag in € 
Jahr 

der Fälligkeit 
Abzinsungs-

faktor 
Abgezinster 
Betrag in € 

      

      

      

      

      

      

      

      
      

Ausgaben nach Vorlage der Schlussabrechnung 

lfd. 
Nr. 

Zahlungsgrund Betrag in € 
Jahr 

der Fälligkeit 
Abzinsungs-

faktor 
Abgezinster 
Betrag in € 
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Inhalt und Gliederung des Abschlussberichts gemäß C 8.6 StBauFR SH 2015 
 
Darstellung in textlicher bzw. tabellarischer Form: 
 

1. Ausgangslage und Gebietsbeschreibung vor Beginn der städtebaulichen Ge-
samtmaßnahme 
 

2. Erfordernisse der Gesamtmaßnahme gem. §§ 136, 165, 171 a und 171 e 
BauGB 
 

3. Zeit- und Verfahrensablauf der städtebaulichen Gesamtmaßnahme 
 

4. Ziele der Gesamtmaßnahme 
 

5. ressortübergreifender und integrierter Ansatz der Gesamtmaßnahme 
 

6. städtebauliche Planung sowie bau- und planungsrechtliche Instrumente 
 

7. Übersicht der wichtigsten Einzelmaßnahmen und Projekte 
 

8. Investitionsvolumen und Baukosten 
 

9. Bündelung mit anderen öffentlichen Mitteln 
 

10. Anstoßeffekte auf die privaten Investitionen 
 

11. städtebauliche Ergebnisse und Wirkungen im Förderungsgebiet, in der Ge-
samtgemeinde und ggf. in der Region 
 

12. Tätigkeit und Wirkung des programmspezifischen Managements 
 

13. Inhalte und Wirkung des Verfügungsfonds 
 

14. Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger und Öffentlichkeitsarbeit 
 

15. Maßnahmen zur dauerhaften Sicherung der Erfolge und Strukturen im Förder-
gebiet (Verstetigung) 
 

16. zusammenfassende Einschätzung über den Zielerreichungsgrad der Städte-
bauförderungsmaßnahme (Evaluierung) 
 

 
 
Darstellung in Planzeichnungen und auf Fotos: 
 

1. Bestandsplan vor Maßnahmenbeginn einschließlich Missstände/Entwicklungs-
bedarf (mit Gebietsabgrenzung), 
 

2. städtebaulicher Rahmenplan (letzte Fortschreibung)/integriertes städtebauli-
ches Entwicklungskonzept (letzte Fortschreibung) mit Gebietsabgrenzung, 
 

3. mit öffentlichen Mitteln finanzierte Maßnahmen und Projekte, 
 

4. Zustand bei Maßnahmenabschluss (Fotos, ggf. Vergleichsfotos vor Maßnah-
menbeginn). 
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